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Wir haben etwas gegen Gewalt

... heiBt unser Anti-Gewalt-Training (AGT),

das aus der langjahrigen Erfahrung
hervorgegangen ist, die durch die Praxis
unseres Trainings im praventiven Bereich
an Kindergarten und Schulen sowie an
taterbezogenen MaBnahmen in den
Jugendstrafanstalten Schleswig-Hol-
steins gesammelt wurde.

Die BehandlungsmaBnahme fiihrt zu
einer Veranderung von Einstellungen
und Verhalten, basiert auf kognitiv-lern-
theoretischen Grundlagen und wird
mittels konfrontativer Padagogik durch-
gefihrt.

Angesichts der steigenden Entwicklung
von Gewalt in Deutschland stehen Ins-
titutionen wie Kindertagesstatten,
Schulen, Behdrden, Jugendhilfeein-
richtungen etc. unter einem stédndig
wachsenden Leistungs-, Erwartungs-
und Veranderungsdruck.

Anti-Gewalt-Trainer/in

Wir bieten Ihnen ein zweites, ausbaufdhiges Standbein mit langfris-
tiger Perspektive an. Die Fortbildung findet innerhalb eines Zeit-
raumes von 4 Monaten statt und kann ggf. berufsbegleitend
durchgefuhrt werden. Die Inhalte der Ausbildung sind so konzipiert,
dass sie in den jeweiligen Arbeitsgebieten der Zielgruppe umgesetzt
werden konnen.

Die von der Christian-Albrechts-Universitat Kiel begleitete Qualifizie-
rung beinhaltet eine eigene reflektierte Konzeption, ein professionell
begleitendes Praktikum und schlieBt mit einer Prifung ab.

Beginn

25. September bis 13. Dezember 2008

Seminarort

Kiel, WischhofstraBe 1-3

Ausbildungsdauer

80 Stunden, davon 64 Stunden Theorie, 16 Stunden Praxis
Zielgruppe

Berufsgruppen, die im beruflichen Umfeld mit dem Thema
Agression konfrontiert sind.

Seminarzeiten

Theorieblock 2 Tage/Monat,

Donnerstag/Freitag bzw. Freitag/Samstag

Informationen

Elsbeth Kawalek, Telefon 04321/9770-30

Reso-KompetenzCenter Nord
Telefon 04321/9770-0 | neumuenster@bfw.de

582_N
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Liebe Leserinnen und Leser,

® ndiesem Heft finden Sie wieder eine
IBeiIage mit 8 Begriffen unseres Voll-
zugslexikons”,Strafvollzug von A-Z", so
dass Sie nunmehr (seit Heft 1/2007) Gber
ein Grundwerk von bereits 76 Begriffen
verfligen kénnen.

Die Stichworte gliedern sich im We-
sentlichen in drei Kategorien:

- Grundbegriffe (zentrale, Ubergeord-
nete Begriffe des Strafvollzugs)

- Praxisbegriffe (alltdgliche Fachspra-
che aus der Praxis)

- Rechtsprechung (aktuelle Rechtspre-
chung, verstandlich und mit dem-
wesentlichen Entscheidungsinhalt
aufgearbeitet).

Mit diesem zusédtzlichen Service
spricht FORUM STRAFVOLLZUG nicht
nur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
an, die sich noch in der Ausbildung
befinden. Auch erfahrene Praktiker
sollen durch diese komprimierte Form
sowohl grundlegende wie aktuelle In-
formationen gewinnen kénnen - wei-
terfihrende Literaturhinweise dienen
der Vertiefung.

Viele positive Riickmeldungen aus
dem Leserkreis liegen vor. Das Werk
wird vielfdltig genutzt, nicht nur als
standig prasentes Nachschlagewerk,
sondern auch z.B. als Lehrmittel und
Prifungsstoff in den Vollzugsschulen
(was die Anforderungen an die inhalt-
liche Qualitat der Beitrage durchaus
erhéht - schlieBBlich mussen die dor-
tigen Dozenten Uber fehlerfreies und
aktuelles Material verfligen kénnen.
Und die jungen Kollegen sollen lernen,
dass die alltagliche Arbeit mit Fachlite-
ratur unverzichtbarzum professionellen
Handeln gehort).

Warum schreibeich lhnendiesalles?
Zunachstumden Herausgebern dieses
Werkes Stephanie Schreyer und Guinter
Schroven (zuBeginn auch Ralf Bothge)
erneut zudanken firihren miihevollen

und arbeitsintensiven Einsatz. In erster
Linie aber auch, um Sie, die Leserinnen
und Leser und damit die Nutzer des
Produktes, zu bitten und zu ermun-
tern, an der Gestaltung des Lexikons
mitzuwirken.

Welche Stichworte vermissen Sie ?
Haben Sie Interesse, ein Stichwort selbst
zu bearbeiten (wir suchen dringend
kompetente Autoren)? Bitte wenden
Sie sich an Stephanie.schreyer@jvs-sr.
bayern.de oder Guenter.Schroven@bi-
jv.niedersachsen.de, mitihnen kénnen
Siealleweiteren Details kldren (vgl.auch
www.forum-strafvollzug.de mit Hinwei-
sen flir die Autoren).

F reundschaft, Liebe und Sexualitat —
so lautet der Arbeitstitel fir Heft 6
von FORUM STRAFVOLLZUG, das zum
Jahreswechsel 2008/2009 erscheinen
wird.In mehreren Redaktionssitzungen
haben wir intensiv darlber diskutiert,
wie in einer anspruchsvollen Fachzeit-
schrift diesesThema behandelt werden
kann . Neben Ausbriichen und Entwei-
chungen ist ,sex and crime” der Stoff,
der am meisten die Offentlichkeit inte-
ressiert und immer wieder sensationell
und mitgrofBen Buchstaben aufbereitet
wird.

Und natirlich ist Sexualitat eines
der wichtigsten Themen in allen Ju-
stizvollzugsanstalten — gleichermal3en
im Jugendarrest, im Jugendvollzug,
in der U-Haft, im Manner- und Frauen
-Erwachsenenvollzug, in der Abschie-
bungshaft. Mit der Entziehung der
Freiheit ist regelmdssig und struktu-
rell auch das Grundrecht der sexuellen
Sebstbestimmung entzogen oder zu-
mindest gravierend beeintrachtigt-zu
den wenigen Ausnahmen gehoren z.B.
Langzeitbesuche.

Dass dieser Entzug nicht zu un-
terschdtzende Auswirkungen auf die
Qualitat des Behandlungsvollzugs, auf
das Zusammenleben in den Anstalten,

aufdie scheiternden oder weiter beste-
henden Beziehungen zu den zuriick-
bleibenden Freunden und Partnern,
auf die gelingende oder misslingende
Wiedereingliederung nach der Entlas-
sung hat und haben muss, ist mehr als
offenkundig — wird aberin der Fachlite-
ratur bisher kaum thematisiert.

FORUM STRAFVOLLZUG wird
LFreundschaft, Liebe, Sexualitat” zum
Titelthema von Heft 6/2008 machen.
Wir bitten Experten, Fachkrafte, Seel-
sorger, Therapeuten, Betroffene (z.B.
Gefangene oder Angehdrige/Partner)
sich zu Wort zu melden, Erfahrungen
zu berichten, positive Modelle aus dem
In- und Ausland mitzuteilen — Glnter
Schroven und Bernd Maelicke mode-
rieren gemeinsam dieses Thema.

Wir winschen lhnen eine anre-
gende und spannende Lektiire
- sowohl der Sammlung ,Strafvollzug

von A-Z" wie der Zeitschrift FORUM
STRAFVOLLZUG.

lhr
Bernd Maelicke

berndmaelicke@aol.com
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Bundestag und Bundesrat
verabschieden nachtragliche
Sicherungsverwahrung nach
Jugendstrafrecht

Nachtrdgliche Sicherungsverwahrung
soll kiinftig auch bei nach Jugendstraf-
recht Verurteilten angeordnet werden
kdénnen. Bundestag und Bundesrat ha-
ben dazu die entsprechenden gesetz-
lichen Grundlagen geschaffen.

Bislang gibt es — anders als im Er-
wachsenenstrafrecht — keine Siche-
rungsverwahrung bei Verurteilungen
nachJugendstrafrecht. Das neue Gesetz
sieht bei Verurteilung nach Jugend-
strafrecht die Moglichkeit vor,am Ende
einer verbiif3ten Haftstrafe gerichtlich
die nachtragliche Sicherungsverwah-
rung anzuordnen.

Maoglich ist, dies

- bei schwersten Verbrechen gegen
das Leben, die korperliche Unver-
sehrtheit oder die sexuelle Selbst-
bestimmung sowie in Fallen von
Raub- oder Erpressungsverbrechen
mit Todesfolge,

- wenn deswegen eine Jugendstrafe
von mindestens sieben Jahren ver-
hangt wurde und

- die Anlasstat mit einer schweren
seelischen oder korperlichen Scha-
digung oder Gefahrdung des Opfers
verbunden war und

- das Gericht aufgrund einer Gesamt-
wiirdigung nach Einholung von zwei
Sachverstandigengutachten  die
Geféhrlichkeit des Taters mit hoher
Wahrscheinlichkeit auch fur die Zu-
kunft annimmt.

Bei jungen Menschen, die Uber eine
kiirzere Lebensgeschichte verfligen
und deren Entwicklung noch nicht ab-
geschlossenist, ist eine ausreichend si-
chere Gefdhrlichkeitsprognose nur sehr
schwierig zu treffen. Das Fehlerrisiko ist
bei ihnen besonders hoch.

Deshalb beschrankt sich das Gesetz
darauf, die nachtragliche Sicherungs-
verwahrung einzufiihren (anders bei
Verurteilung nach Erwachsenenstraf-
recht: Dort kann im Strafurteil selbst
unmittelbardie Sicherungsverwahrung
angeordnet oder ein Vorbehalt aufge-
nommen werden, der eine Anordnung
am Haftende ermdglicht). Wegen der
besonderen Entwicklungssituation und
der Aussichten fir eine positive Ein-
wirkung im Vollzug der Jugendstrafe
soll bei jungen Menschen Uber die An-
ordnung der Sicherungsverwahrung
immererstaufgrund einer Gesamtwiir-
digung am Ende des Strafvollzugs ent-
schieden werden konnen, auch wenn
wesentliche Anzeichen fiir eine kiinf-
tige Gefahrlichkeit bereits anfanglich
erkennbar waren.

Wegen des erhdohten Prognoserisi-
kos sind die,formalen” Anordnungsvo-
raussetzungen zudem enger gefasstals
bei Erwachsenen.

Weitere Informationen:
presse@bmj.bund.de

SPD-Landtagsfraktion Bran-
denburg: Thesen fiir ein
Landes-Resozialisierungsge-
setz

.Resozialisierung soll einen Tater zu
einem straffreien Leben fiihren. Dies
dient zugleich dem Schutz der Allge-
meinheit. Besonders entscheidend hier-
fir sind die Monate vor und nach der
Haftentlassung. Es gibt viele Akteure,
die dabei mitwirken, wie die Haftanstalt,
Staatsanwaltschaft und Polizei, die Ge-
richts- und Bewdhrungshilfe, die kom-
munalenJugend-und Sozialdmterund
die Arbeitsagenturen. Diese wirken oft
nicht zusammen und oft fehlt das Wis-
sen, was andere Stellen konkret tun.

Thesen:

1. Wer Haftentlassene nach der Haft
nicht weiter betreut, gefdhrdet diese
und damit auch die Allgemeinheit.
Es muss sicher gestellt sein, dass
WiedereingliederungsmafBBnahmen
vor der Haftentlassung beginnen.
Der gesamte Ubergang von Haft
in Freiheit muss koordinierend in
einer Hand liegen. Im Land Bran-
denburg mussen diese Aufgaben
bei den Sozialen Diensten der Ju-
stiz zusammengefihrt werden.

2. DieZustandigkeiten, Aufgaben und
Informationspflichten der Trager
und Beteiligten sowie die Zusam-
menarbeit mit anderen Einrich-
tungen wie Jugend@amtern, ARGEN
sind bisher nur unzureichend und
auf verschiedenen Kompetenze-
benen (Bund/Land/Kommune) ge-
regelt. Das gefdhrdet eine sachge-
rechte Betreuung Haftentlassener
und steigert die Rickfallgefahr.

3. Die durch die Foderalismusreform
| entstandenen Zustandigkeiten
auf Bundes- und auf Landesebene
fur Elemente der Resozialisierung
sollten so weit moglich auf Landes-
ebene zusammengefiihrt werden.

4. Um ein einheitliches Handeln zu er-
moglichen, brauchen wir ein Resozi-
alisierungsgesetz. Dieses Gesetz soll
neben den fachlichen Strukturen
auch die Grundanforderungen an
Resozialisierung regeln und grund-
rechtsrelevante Spezialbereiche
erfassen. Hierzu gehort etwa die
Ausbildung Jugendlicher vor und
nach der Haft und die Problematik
entlassener Sexualstraftater (ein-
schlieBlich einer etwaigen Sexual-
straftaterdatei).”

Weitere Informationen:
www.spd-fraktion.brandenburg.de
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Masterstudiengang
Kriminologie und Polizei-
wissenschaft

Der Bochumer Masterstudiengang
,Kriminologie und Polizeiwissenschaft”
wird zum flinften Mal angeboten. Das
Studium findet als Fernstudium statt
und hatte zuletzt tber 250 Bewerbe-
rinnen und Bewerber. Fiir den Studi-
enbeginn ab 01.01.2009 stehen ca. 60
Studienplatze zur Verfligung, davon 50
% fur Universitats- und 50 % fur Fach-
hochschulabsolventen.

Nahere Informationen unter
www.makrim.de

Kriminalitatsriickgang dank
Heirat

Sampson, Laub und Wimper haben
im Rahmen einer Langzeitstudie die
Lebenslaufe 500 junger Manner mit
hohen Risikofaktorenfiir eine kriminelle
Laufbahn untersucht. Dabeikonntensie
einen Zusammenhang zwischen Fami-
lienstand und krimineller Entwicklung
feststellen. Fir den einzelnen Mann
bedeutet dies, dass das Risiko einer
kriminellen Entwicklung durch den
Familienstand ,verheiratet” um 35 %
niedriger ist als fur dieselbe Person mit
dem Status,nichtverheiratet”. Mogliche
Folge der Studie kdnnen neue Impulse
fur kriminalpolitische Ansatze sein, die
die Stabilisierung von Beziehungen zur
Aufgabe haben.

Quelle: Criminology 44 (3), 465-508

Alternativen zum
Jugendstrafvollzug
JDAI (Juvenile Detention Alternatives

Initiative) ist ein erfolgreiches Projekt
der Annie E. Casey Stiftung, insbeson-

dere zur Anregung und Unterstiitzung
beim Aufbau eines umfassenden Re-
formmodells zur Kostensenkung im
Jugendstrafvollzug sowie zur Riick-
fallpravention bei Jugendlichen. Auf
Initiative des JDAI in Zusammenarbeit
mit dem Pretrial Justice Institute (PJI)
in Washington, DC, wurden seit 1992
in mittlerweile 80 Gerichtsbezirken der
USA gemeindenahe Alternativen zum
Jugendstrafvollzug eingerichtet. Die
MaBnahmen reichen von electronic
monitoring Uber Tagesbetreuung bis
zu alternativen offentlichen Schulen.

Weitere Informationen:
www.jdaihelpdesk.org

Gemeinniitzige Arbeit statt
341 Jahre Haft

~Schwitzen statt Sitzen” heil3t das Pro-
gramm der Landesregierung in Nie-
dersachsen, mit dem im vergangenen
Jahr 10,78 Mio Euro an Haftkosten ein-
gespart werden konnten.

Im Jahr 2007 wurde 4018 Verurteil-
ten die Abarbeitung ihrer Geldstrafe
ermoglicht. Die Zahl der getilgten Ta-
gessatzeinHohe von 124.703 entspricht
rechnerisch 341 Haftjahren.

Weitere Informationen:
pressestelle@mj.niedersachsen.de

Aktuelle Suchtdaten

42.000 Menschen starben laut Dro-
gen- und Suchtbericht jahrlich an den
Folgen ihres Missbrauchs von Alkohol
und 140.000 durchs Rauchen. Die Zahl
der Drogentoten stieg im Jahr 2007 auf
1.394 Menschen an. 1,3 Millionen sind
Alkohol abhangig, bis zu 1,5 Millionen
sind abhdngig von Medikamenten,
vorwiegend von Schlafmitteln; 200.000
Menschen nehmen Opiate.

Weitere Informationen:
newsletter@dbh-online.de

Menschenrechtskonvention
zur Verhinderung von Folter-
mafinahmen

Das Fakultativprotokoll der Vereinten
Nation sieht die Einrichtung eines
nationalen Praventionsmechanismus
vor. Dazu soll ein Sekretariat bei der
Kriminologischen Zentralstelle (KrimZz)
in Wiesbaden eingerichtet werden.
Von dort aus werden entsprechende
Uberpriifungenin allen freiheitsentzie-
henden Einrichtungen in Deutschland
durchgefiihrt.

Weitere Informationen:
newsletter@dbh-online.de

Rund 1,1 Millionen Euro Buf3-
gelder 2007 an gemeinniit-
zige Vereine gezahlt

Mit Bul3geldern in Hohe von 1,1 Milli-
onen Euro hat Sachsen-Anhalts Justiz
im Jahr 2007 die Arbeit von gemein-
nutzigen und sozialen Einrichtungen
gefordert. Die Gelder kommen aus
Zahlungsauflagen, die Gerichte und
Staatsanwaltschaften in Ermittlungs-,
Straf- und Gnadenverfahren erteilt ha-
ben.

Im Rahmen der Verhdangung von
BuBgeldern wurden im Jahr 2007 un-
teranderem Verbande und Vereine aus
dem Bereich des Allgemeinen Sozialwe-
sens und der Allgemeinen Jugendhilfe,
derVerkehrserziehung und -sicherheit
sowie der Straffdlligen- und Bewdh-
rungshilfe unterstditzt.

Weitere Informationen:
presse@mj.sachsen-anhalt.de
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Fachtagung

Jugendstrafvollzug:

Neue Gesetze — was nun?
4. Bundesweite Praktikertagung
Jugendstrafvollzug

29.-31.0ktober 2008

Ort: Leipzig

Veranstalter:

DVJJ in Kooperation mit der Uni-
versitat zu Koln (Lehrstuhl fur Erzie-
hungshilfe und Soziale Arbeit, Prof.
Dr. Philipp Walkenhorst).

Auf dem Programm stehen neben
Fachvortragen und Arbeitsgruppen
auch die Besichtigung sowie der
Erfahrungsaustausch mit der JVA-
Regis-Breitingen.

Die Veranstaltung richtet sich ins-
besondere an Praktikerim Jugend-
strafvollzug, Seelsorger, Mitarbeiter
des ASD und AVD, Lehrer, Psycholo-
gen, Sozialarbeiter, Vollstreckungs-
leiter, Bewdhrungshelfer sowie alle
Menschen, die mittelbar oder un-
mittelbar sich mit der Férderung
und Begleitung junger Inhaftierter
befassen.

Nahere Informationen:
www.dvjj.de

Fachtagung

Wohin fahrt der
Justizvoll-Zug?

Strategien fiir den Justizvollzug
von Morgen

16.-18. November 2008
Ort: Stapelfeld

Veranstalter:
Heimvolkshochschule Kardinal-
von-Galen-Haus in Kooperation mit
dem Nds. Justizministerium und
derFihrungsakademiefiirden Nds.
Justizvollzug

Es referieren und diskutieren u.a. :

Dr. Barbara Kappenberg

Rolf Koch

Gerd Koop

Justizminister Bernd Busemann
Prof. Dr. Rudolf Egg

Prof. Dr. Frieder Diinkel

Prof. Dr. Bernd-Riideger Sonnen
MDgtin Dr. Monica Steinhilper
Dr. Julia Simonson

Dr. Stefan Suhling

Prof. Dr. Bernd Maelicke

MDgt Jorg Jesse

Wolfgang Wirth

Prof. Dr. Frank Arloth

Wolfgang Fixson

Staatssekretar Dr. Oehlerking
Staatsrat Prof. Matthias Stauch
Pastoralreferent

Martin Wrasmann

Anmeldung und Tagungsunterla-
gen bei der JVA Oldenburg unter:
christel.schroeder-tajti
@jva-ol.niedersachsen.de

Tel: 0441 4859101 oder unter
http://www.jva-oldenburg.de

Leserbefragung

Liebe Leserinnen und Leser,

nach den ersten 10 Ausgaben un-
serer in Aufmachung und Inhalt
etwas veranderten Nachfolgerin
der ,Zeitschrift fur Strafvollzug
und Straffalligenhilfe” wird es fir
das Redaktionsteam langsam Zeit,
die Leserinnen und Leser einmal
zu befragen, wie Inhalte und Ge-
staltung von ,Forum Strafvollzug”
ankommen, Hinweise darauf zu
erhalten, ob das Experiment ,FS”
gelungen ist oder ob wir vielleicht
auch Stammleserlinnen enttauscht
haben.

Wir planen deshalb fiir 2009 eine
Leserbefragung, um das Profil un-
serer Zeitschrift weiter scharfenund
vorhandenenWiinschen, aberauch
Kritiken besser entsprechen zu kon-
nen. Bis dahin waren wir lhnen,
liebe Leserinnen und Leser, sehr
dankbar, wenn Sie uns in kurzen
Zuschriften lhre Hinweise, Wiinsche
und Leseerfahrungen mit ,Forum
Strafvollzug” per E-Mail oder in
Briefform mitteilen konnten, Sach-
verhalte, die wirin unserer Leserbe-
fragung 2009 berticksichtigen und
in entsprechende Fragestellungen
umsetzen werden.

Fir die Redaktion:
Philipp Walkenhorst

walkenhorst@cityweb.de
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Fallgruppen im Behandlungsvollzug

Frank Arloth

Schwerpunkt dieses Hefts sind ,Fall-
gruppen im Behandlungsvollzug”.

FORUMSTRAFVOLLZUG mochte damit
auf aktuelle Entwicklungen reagieren.
Dennunbestritten hatsich die Insassen-
population in den letzten Jahren nicht
unerheblich verandert. Der - nach wie
vor gemessen an der Gesamtzahl der
Insassen geringe — Anteil weiblicher Ge-
fangener ist deutlich gestiegen. Junge
Gefangene stellen angesichts immer
noch zu hoher Rickfallquoten eine
besondere Herausforderung dar. Im
Spiegelbild zu unserer dlter werdenden
Gesellschaft nimmt auch die Zahl der
Uber 65 Jahre alten Gefangenen zu.

Zu diesen geschlechts- und alters-
mafigen Differenzierungen treten
besondere Gefangenengruppen, die
einen deutlichen subkulturellen Bezug
aufweisen wie etwa inhaftierte Spataus-
siedler. Und hinzukommen selbstver-
standlich auch noch die Gruppen, die
einen spezifischen Behandlungsbedarf
aufweisen, wie etwa Sexualstraftater
oder suchtabhangige Drogentater. Dies
alles sind groBe Herausforderungen fiir
das Personal.

Dieses Heft stellt sich in mehrfacher
Hinsicht diesem Befund. Laubenthal
zeigt in seinem Ubersichtsaufsatz die
besondere Problematik auf, die sich er-
gibt, wenn so unterschiedliche Gruppen
im Vollzug aufeinandertreffen. Kirchhoff
beschreibtanhand der Erfahrungenim
bayerischen Strafvollzug Verhaltenswei-
sen von inhaftierten Spéataussiedlern
und mogliche Handlungsstrategien.
Holzenkamp stellt anhand der speziel-
len Wohngruppe in der JVA Branden-
burg besondere Behandlungsmal3-
nahmen fir diese Insassengruppe dar.
Steinhilper/Brandler/Villmar stellen das
neue Prognosezentrumin der JVA Han-
nover vor.Viele Gefangene haben auch

ein Suchtproblem. Meier schildert aus
Schweizer Sicht die Anforderungen an
das Personal und die entsprechenden
Schulungsmaéglichkeiten beim Umgang
mit psychisch auffalligen Straftatern.

Der Strafvollzug muss bei der Be-
handlung von Straftatern auch neue
Wege gehen. EinsolcherWegist Naikan,
ein nicht nur auf Straftater zugeschnit-
tene Methode, Selbsterkenntnis zu er-
lernen. Hierzu bietet dieses Heft einen
Tagungsbericht von Miiller-Ebeling.
Und nicht zuletzt ist ein Blick tGber den
Tellerrand des deutschen Strafvollzugs
im Hinblick auf Behandlungsmal3nah-
men immer interessant. Hierzu finden
Sieeinen Beitrag von Keel liber das neue
Schweizer Sanktionenrecht.

Deutlich aus all den Beitragen wird,
dass die Gefahr besteht, zwischen re-
sozalisierungsfahigen und -willigen Ge-
fangenengruppen einerseits und reso-
zialiserungunfadhigen bzw. -unwilligen
Gefangenengruppen andererseits bei
der Gewdahrung der knappen Ressour-
cen an BehandlungsmafBnahmen zu
unterscheiden. Dies ware zumindest fiir
die Gruppe der behandlungsbeddirfti-
gen, aber-unwilligen Gefangenen fatal,
da es gerade hier gilt, das Riickfallrisiko
zu mindern. Behandlung muss allen
Gefangenen offen stehen.

Der Begriff der Behandlung ist im
StVollzG nicht ndher definiert. Der Ge-
setzgeber wollte und konnte die Voll-
zugsbehorden nichtauf eine bestimmte
Form der Behandlung festlegen; neue
sozialwissenschaftliche Erkenntnisse
sollen Bertiicksichtigung finden kon-
nen.

In Art. 3 BayStVollzG wurde der
Versuch unternommen, den Behand-
lungsbegriff ndher zu konkretisieren.
Doch sollen damit neue Behandlungs-

methoden nicht ausgeschlossen wer-
den. Unstreitig ist ndmlich Behandlung
nicht i.S.d. Therapie einer Krankheit,
sondern i.S.v. Chancenverbesserung
und Hilfe zur Selbsthilfe bei der Losung
wirtschaftlicher, persénlicher und sozi-
aler Probleme zu verstehen.

In diesem Sinne ist der Behand-
lungsbegriff neueren Strdomungen
gegeniber offen. Zu nennen sind
insbesondere das soziale Training,
der Wohngruppenvollzug, der richtig
verstandene Chancenvollzug oder die
Lproblemlésende Gesellschaft” als Be-
handlungskonzepte.

In der Verwirklichung solcher Voll-
zugsstrategien sind die Lander zwar
weitgehend frei, Voraussetzung ist
aber auch, dass dem Trennungs- und
Differenzierungsgebot im Rahmen
der finanziellen Mdglichkeiten hinrei-
chend Rechnung getragen wird. Dies
hatauch Folgenfirdie Organisation des
Behandlungsvollzugs: Erforderlich sind
getrennte Wohn- bzw. Behandlungs-
gruppen und eine darauf abgestellte
Spezialisierung des Personals. Und
wichtig ist auch eine stetige Qualitats-
verbesserung der Prognoseinstrumente
und der -verfahren.

Prof. Dr. Frank Arloth
Président des Landgerichts Augsburg.

Frank.Arloth@lg-a.bayern.de




FS4/2008 - 151

Divergierende Gefangenengruppen im Vollzug der

Freiheitsstrafe

Klaus Laubenthal

ie Justizvollzugsanstalten ha-

ben eine Aufgabenpluralitdt zu
erfullen. Dies betrifft die in ihnen zu
vollziehenden Haftarten wie etwa
den Freiheitsstrafenvollzug, Auslie-
ferungshaft, militarischer Strafarrest,
Abschiebungshaft im Wege der Amts-
hilfe usw. Eine solche Vielfalt birgt im
Erwachsenenvollzug die Gefahr einer
Beeintrachtigung der Effektivitdt vor
allem des Vollzugs von Freiheitsstrafen
in sich, obwohl dieser in der Praxis der
Vollzugseinrichtungen dominiert. So
waren - ohne Berlicksichtigung der Ju-
gendstrafanstalten — am 30.11.2007 in
Deutschland 72 656 Personen inhaftiert,
vonihnen 71,4 Prozentim Freiheitsstra-
fenvollzug." Die eine solche Unrechts-
reaktion verbiilenden Gefangenen
spiegeln in gewisser Weise die gesell-
schaftlichenVerhaltnisse au3erhalb der
Mauern wider. Der Strafvollzug lber-
nimmt gleichsam etwas zeitverzogert
Verdnderungen in der sozialen Realitdt
drauflen. Externe Entwicklungen und
Zustande zeigen Folgeerscheinungen
inden Anstalten, wosieallerdings unter
den verschéarften Bedingungen staat-
lichen Zwangs teilweise in massierter
und potenzierter Auspragung sichtbar
werden.?

Betrachtet man die Inhaftierten
des Freiheitsstrafenvollzugs, sind in-
nerhalb der Gesamtpopulation nicht
nur personelle sondernauchintergrup-
pale Unterschiede auszumachen. Einige
von ihnen haben die Gesetzgeber auf
Bundes-und Landesebene sogardurch
die Normierung von Trennungsprin-
zipien und Differenzierungsgrundsat-
zen hervorgehoben. Andere treten in
der Praxis des Vollzugsgeschehens zu
Tage und dort insbesondere auf der
subkulturellen Ebene.

Die folgenden Ausflihrungen be-
schaftigen sich mit mehreren der di-
vergierenden Gruppen, denen in den
Anstaltenin unterschiedlicher Hinsicht
Relevanz zukommt. Der Blickrichtet sich
dabei auf Differenzierungen nach dem
Geschlecht, aufaltersbedingte Kriterien,
intergruppale Unterschiede aufgrund
ethnischer Kategorien sowie auf die
inhaftierten Drogenkonsumenten.

Weibliche Strafgefangene

Auffalligist nicht nur der geringe Anteil
weiblicher Personen an der Gesamt-
kriminalitat. Auch die Gruppe der eine
Freiheitsstrafe in den Justizvollzugsein-
richtungen verbiBenden Frauen bleibt
relativ klein. So waren am 30.11.2007
nur 2 782 Frauen (5,36 % der erwach-
senen Strafgefangenen) im Freiheits-
strafenvollzug inhaftiert.

Die Strafvollzugsgesetze enthalten
nur einige wenige Besonderheiten
fur den Vollzug der Freiheitsstrafe an
Frauen. So bestimmen § 40 Abs. 2
StVollzG, Art. 166 Abs. 3 BayStVollzG,
§ 99 Abs. 3 HmbStVollzG und § 172
Abs. 1 S. 1 NJVollzG die prinzipielle
Trennung von mannlichen und weib-
lichen Strafgefangenenin gesonderten
Anstalten bzw. Abteilungen. Diese Or-
ganisationsvorgabe rechtfertigt sich
durch den grundrechtlichen Schutz
desIntim-und Sexualbereichs. Mitdem
Anspruch des Einzelnen auf Wahrung
seiner Intim- und Sexualsphare bliebe
eine aufgezwungene Ndhe durch eine
gemeinsame Unterbringung mit Gefan-
genendesjeweilsanderen Geschlechts
unvereinbar® Eine Ausnahme vom
Trennungsprinzip lassen § 140 Abs. 3
StVollzG, Art. 166 Abs. 4 BayStVollzG,
§ 99 Abs. 5 HmbStVollzG, § 172 Abs. 1
S. 2 NJVollzG zu. Danach ist die ge-
meinsame Teilnahme von mannlichen

und weiblichen Inhaftierten an spezi-
fischen Behandlungsmal3nahmen (z.B.
Gruppentherapie, berufliche Aus- und
Weiterbildung, Freizeitgestaltung) in
einer Anstalt oder Abteilung mdglich.
Allerdings muss auch dabei die Un-
terbringung wahrend der Ruhezeit in
getrennten Raumlichkeiten erfolgen.
Ausdriicklichist dies gesetzlich geregelt
in § 172 Abs. 2 S. 2 NJVollzG.

Angesichts der geringen Anzahl
weiblicher Inhaftierter bestehen in der
Praxis nur wenige selbststandige Frau-
enstrafanstalten in Frankfurt am Main,
Berlin, Schwabisch Gmiind,Vechta und
Willich. Im Ubrigen sind die weiblichen
Inhaftierten in raumlich und organisa-
torisch mit Manneranstalten verbun-
denen Abteilungen untergebrachtund
befinden sich in diesen auf ménnliche
Inhaftierte eingestellten Institutionen
in einer Art Anhdngselsituation. & 150
StVollzG ermdglicht die Bildung von
landeriibergreifenden  Vollzugsge-
meinschaften, so dass zur Vermeidung
organisatorisch kleiner Einheiten die
weiblichen Strafgefangenen mehrerer
Bundeslanderin einerzentralen Einrich-
tungzusammengefasstwerdenkdnnen.
Solche Einrichtungen erschweren fir
die betroffenen Frauen jedoch aufgrund
der weiteren rdumlichen Entfernung
den Kontakt zu ihren Bezugspersonen
ebenso wie MalBnahmen der Entlas-
sungsvorbereitung.*

Abgesehen von besonderen Rege-
lungenim Zusammenhang mit Schwan-
gerschaft, Geburt, der Zeit nach einer
Entbindung sowie den Mutter-Kind-
Einrichtungen unterliegt derVollzug der
Freiheitsstrafe an Frauen weitgehend
den gleichen gesetzlichen Regelungen
wie derjenige an Mannern. Es zeigen
sich jedoch Unterschiede in der prak-
tischen Ausgestaltung des Vollzugs an
Straftaterinnen, die letztlich zu einer
Benachteiligung inhaftierter Frauen
fahren.

Eine Zusammenfassung weiblicher
Strafgefangener in zentralen Justiz-
vollzugseinrichtungen einzelner Bun-
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deslander fur Frauen ermoglicht zwar
eine an den besonderen Bediirfnissen
von Straftdterinnen orientierte Behand-
lung.Dies giltinsbesondere fiir Aus-und
WeiterbildungsmaBRnahmen. Die Un-
terbringung weiblicher Inhaftierter in
Zentralanstalten lasst aber keine zurei-
chende Klassifizierung der Betroffenen
zu. Es kommt zu keiner Zuweisung der
Verurteilten nach bestimmten Merk-
malen in verschiedene Institutionen, in
denen vorhandene Einrichtungs- und
Behandlungsmaoglichkeiten denindivi-
duellen Erfordernissen gerecht werden
kdnnen. Es besteht vielfach nichteinmal
die Moglichkeit einer Differenzierung
zwischen Erst- und Rickfalltdterinnen
oder nach der zu verbiiBenden Straf-
dauer (z. B. werden in Bayern die mei-
sten Freiheitsstrafen von mehr als drei
Monaten in der Justizvollzugsanstalt
Aichach vollzogen®). Die Zusténdigkeit
einer Einrichtung sowohl fiir Frauen mit
relativ kurzen als auch fiir solche mit
langen Freiheitsstrafen bedingt eine
Orientierung der Sicherheitsaspekte an
den Risikogruppen. Eine starke Zen-
tralisation beeintrachtigt zudem den
Prozess der sozialen Wiedereingliede-
rung. Denn die zum Teil sehr gro3en
raumlichen Entfernungen zum Wohnort
der Familie oder zu sonstigen Bezugs-
personen beeintrachtigen die Aufrecht-
erhaltung bzw. Anknipfung solcher
Bindungen.®

Dieinbesonderen Abteilungenvon
Mannerstrafanstalten untergebrachten
Taterinnen befinden sich in Instituti-
onen, deren Organisation, Personal,
Ausstattung und Kontrollmechanismen
vor allem fiir die Aufnahme und den
Aufenthalt von Mannern eingerichtet
sind. Infolge der zumeist nur kurzen
Strafen werden sie dort regelmagig mit
Hausarbeiten fiir die (Manner-)Anstalt
betraut (z. B. Wasche der Anstaltsbe-
kleidung) oder sie erledigen leicht zu
verrichtendeTatigkeiten.Innerhalb der
Abteilungen bleibt den weiblichen Ge-
fangenen haufig allerdings mehr Frei-
raum als den mannlichen Inhaftierten.
Stehen keine Sicherheitsbedenken
entgegen, wird die Ausstattung des

Haftraums mit eigenen Gegenstanden
grof3ziigiger gehandhabt. Auch son-
stige Sicherheitsvorkehrungen sind
zumeist reduziert.

Altersbedingte
Differenzierungen

Hinsichtlich des Lebensalters von Straf-
gefangenen weisen zwei Gruppen der
Anstaltspopulationen Besonderheiten
auf:junge Erwachsene sowie die dlteren
Strafgefangenen.

Junge Erwachsene

In den Anstalten des Erwachsenenstraf-
vollzugs befinden sich junge Volljahrige
unter 25 Jahren, die dort gegen sie ver-
hangte Freiheitsstrafenverbifen.Hinzu
kommen die eigentlich zu Jugendstrafe
verurteilten Jungerwachsenen, die sich
nicht mehr fir den Jugendstrafvollzug
eignen und deshalb in Einrichtungen
fur den Vollzug von Freiheitsstrafe un-
tergebracht sind.

Nach § 91 Abs. 1 S. 1 JGG kann an
einem zu Jugendstrafe Verurteilten, der
das 18. Lebensjahr vollendet hat und
der sich fir den Jugendstrafvollzug
nicht mehr eignet, die Jugendstrafe
nach den Vorschriften des Strafvoll-
zugs flir Erwachsene vollzogen werden.
Hierdurch soll es zu einer Entlastung
der Jugendstrafanstalten von solchen
Inhaftierten kommen, die durch ihr
Verhalten schlechten Einfluss auf die
Ubrigen jungen Gefangenen ausiiben,
als Storer des Behandlungsprozesses
wirken oder aber wegen ihrer fortge-
schrittenen Entwicklung den jugendge-
maBen Methoden einerJugendstrafan-
stalt nicht mehr entsprechen.

Junge Inhaftierte besitzen - insbe-
sondere als Erstverbiiler - angesichts
der Aktivitaten derInsassensubkulturen
in den Anstalten des Erwachsenenvoll-
zugs ein besonderes hohes Viktimisie-
rungsrisiko, solange sie noch keinen aus
Sicht ihrer Mitgefangenen zureichend
hohen Status in der Gefangenenhierar-
chie erlangt haben. Neuinsassen sind

dabei besonders gefdahrdet, Opfer von
Unterdriickung und Misshandlung zu
werden. Hinzu kommt, dass die indivi-
duelle Personlichkeitsentwicklung jun-
ger Menschen hdufig noch nicht mit
Erreichen derVolljahrigkeitsgrenze kor-
respondiert.Inden letzten Jahrzehnten
hat sich die Jugendphase angesichts
langerer Schul- und Ausbildungs-
zeiten zunehmend verldngert. Junge
Menschen werden heute tendenziell
spater erwachsen. So entstehen auch
bei Jungerwachsenen Hilfebedirfnisse,
die eher mit Methoden und Mitteln
bearbeitet werden kénnen, die jugend-
hilfeorientiert sind.

Um den Schutz- und Hilfenotwen-
digkeiten fiirjunge Erwachsene gerecht
zuwerden, findensichiin Anstaltenzum
Vollzug von Freiheitsstrafe Abteilungen
flirjunge erwachsene Inhaftierte. Damit
derVollzugsalltag flir aus dem Jugend-
strafvollzug ausgenommene Jugend-
strafgefangene ebenso wie fiir junge
erwachsene Strafgefangene entspre-
chend ihrem Alter und Entwicklungs-
stand gestaltet werden kann, hat z. B.
Bayern eine ehemalige Jugendstrafan-
staltin eine eigene Einrichtung fiirjunge
mannliche Erwachsene umgewidmet.
Das dort tatige und zuvor im Jugend-
strafvollzug erfahrene bzw. besonders
geschulte Personal sowie die vorhan-
denen Ausbildungsangebote machen
es in der JVA Niederschonenfeld még-
lich, den spezifischen Bedirfnissen der
jungen Inhaftierten in starkerem MaRe
Rechnung zu tragen.”

Altenstrafvollzug

Die immer deutlicher zu Tage tretende
Uberalterung unserer Gesellschaft und
die damit verbundenen Folgen errei-
chen mittlerweile den Freiheitsentzug.
So hat sich die absolute Zahl dlterer
Inhaftierter (60 Jahre und alter) im Frei-
heitsstrafenvollzug von 1992 bis 2006
mehr als verdreifacht.

Lange Zeit befand sich die einzige
deutsche Einrichtung fiir den Altenstraf-
vollzug im baden-wiirttembergischen
SingenalsAuB3enstelle der JVAKonstanz.
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Inzwischen praktizieren bzw. planen
auch andere Bundeslander eine solche
Haftform. Der sich abzeichnende Wan-
delinder Altersstruktur der Inhaftierten
stellt spezifische Herausforderungen
an die Vollzugsgestaltung. Auch wenn
Gefangene mit héherem Lebensalter
in absehbarer Zukunft eine Minderheit
in der jeweiligen Vollzugspopulation
darstellen, istdennoch den besonderen
Bedirfnissen alter Menschen in den
Einrichtungen gerecht zu werden.

Uber 65 Jahre alte Strafgefangene
sind nach den Strafvollzugsgesetzen
von der Arbeitspflicht ausgenommen.
Damit erlangt fiir sie der Freizeitbereich
eine vermehrte Bedeutung. Es miissen
insoweit altersgerechte Angebote ge-
schaffen werden, wie sie vergleichbar
in Altenheimen erfolgen (z. B. Kreati-
vitat fordernde oder erhaltende Kurse,
MaBnahmen zum Gedéachtnistraining
usw.). Stellt oberstes Prinzip der Sozi-
alarbeit auch im Strafvollzug zwar die
Hilfe zur Selbsthilfe dar, verandert sich
im Hinblick auf dltere Inhaftierte das Ta-
tigkeitsfeld hin zu mehrflrsorgerischer
Unterstltzung.

Schon in der freien Gesellschaft ist
das Altern weitgehend gepragt von
sozialer Ausgliederung. Hinzu kommt,
dass der alte Mensch sich zunehmend
an der Spitze der Alterspyramide sieht,
dasVersterben Gleichaltriger und Nahe-
stehender ihm ein Gefiihl des Zurlick-
gebliebenseins und der Vereinsamung
vermittelt. Das gilt umso mehr fir alte
Menschen, die mit ihrem Haftantritt
eine zusatzliche Ausgliederung aus ih-
rer gewohnten sozialen Umwelt und
denVerlust des bisherigen gesellschaft-
lichen Status erfahren haben. Eingeglie-
dertindasvonder Gbrigen Gesellschaft
partiell abgeschnittene soziale System
der Hafteinrichtung sind Betroffene des
Altenstrafvollzugs deshalbin besonde-
rem Mal3e auf die Erhaltung noch be-
stehenderBeziehungen zu Personenin
Freiheitangewiesen. Den Kommunika-
tionsmaoglichkeiten mit der AuBenwelt
kommt daher eine besondere Bedeu-
tung zu. Das betrifft die Gewahrung von

Vollzugslockerungen ebenso wie den
Besuchsempfang und die Gestattung
privater Telefongesprache.

Der Rechtsbruch durch alte Men-
schen griindet sich nicht selten aufdem
sozialen, psychischen und physischen
Alterungsprozess.® Dies macht bereits
deutlich, dass der Bereich der Gesund-
heitsfiirsorge fiir alte Gefangene die
Vollzugsbehdrden vor besondere He-
rausforderungen stellt. Chronische und
alterstypische Erkrankungen treten im
Altenstrafvollzug noch friiher auf als in
der freien Gesellschaft®; fir pflegebe-
dirftige Gefangene existieren bereits
einzelne Pflegeabteilungen (z.B.inden
nordrhein-westfélischen Justizvollzugs-
anstalten Bochum und Hovelhof). Der
Strafvollzug muss vermehrtinderLage
sein, behinderte oder pflegebediirftige
altere Insassen einem der Versorgung
der allgemeinen Bevolkerung entspre-
chendenStandardgemaf3zubehandeln.
Die besonderen Gesundheitsprobleme
stellen dartiber hinaus Anforderungen
an die Ausstattung von Haftrdumen
und die Fortbewegungsmaoglichkeiten
innerhalb einer Anstalt. Im Hinblick auf
die Zunahme der Zahlen von in Haft
versterbenden zu lebenslanger sowie
zu zeitiger Freiheitsstrafe Verurteilten
stellt sich zudem die Frage nach einer
menschenwirdigen Sterbebegleitung
im Strafvollzug.'°

Schondie spezifischen Betreuungs-
und Behandlungsbedirfnisse legen
eine Separierung lebensalterer Strafge-
fangener in gesonderten Abteilungen
von Justizvollzugsanstalten oder in
eigenen Justizvollzugseinrichtungen
nahe.Essind darliber hinausgehend die
den Strafalltag bestimmenden subkul-
turellen Aktivitaten, die eine derartige
Konzentration und Zusammenlegung
der Betroffenen als notwendig erschei-
nen lassen. In einem Anstaltsklima von
Angst und dem strukturell vorgege-
benen Zwang, sich durchsetzen zu mus-
sen, nehmen korperlich Schwachere,
denen es an Durchsetzungsvermogen
fehlt, eine Opferrolle ein. Insoweit be-

sonders gefahrdet sind auch alte Straf-
gefangene, wennsieindenallgemeinen
Vollzugseinrichtungen ihre Strafe ver-
biBen. lhre aufgrund des psychischen
und physischen Prozesses des Alterns
regelmaBig eintretende schwachere
Position gegentiber altersjiingeren Mit-
inhaftierten setzt sie einem erhdhten
Viktimisierungsrisiko aus.

Gefangenengruppen
mit Subkulturbezug

Die Insassensubkultur' trittim vollzug-
lichen Alltag u. a. aufgrund von Block-
bildungen seitens der Inhaftierten mit
Migrationshintergrund zu Tage. Das
betrifft nicht nur die auslandischen In-
haftierten, bei denen das Zusammen-
leben unterschiedlicher Nationalitaten
aufengstem Raum zu Ausschreitungen
und Konflikten flihrt. Die Situation wird
noch verscharft durch die Gruppe der
zumeist als behandlungsresistent er-
achteten Spataussiedler. Beide Gruppen
sind nachhaltig in die Aktivitaten im
Zusammenhang mitdem Betdubungs-
mittelmissbrauch in den Vollzugsein-
richtungen involviert.

Nichtdeutsche Strafgefangene

Besitzt im Erwachsenenstrafvollzug
mehr als jeder flinfte Insasse nicht die
deutsche Staatsbiirgerschaft, sokommt
schon insoweit ein bedeutender Anteil
derVollzugspopulation aus Kultur-und
Rechtskreisen, in denen ein anderes
Norm-und Wertverstandnis herrscht.'?
Es ist jedoch nicht die Zahl der Inhaf-
tierten ohne deutschen Pass an sich,
die zu Belastungen des Vollzugs fiihrt.
Schwierigkeiten in den Einrichtungen
erwachsen vielmehr vor allem daraus,
dass es sich bei den auslandischen Ge-
fangenen gerade nicht um eine homo-
gene Gruppe handelt, sondern um eine
Vielfaltan Menschen unterschiedlicher
Staatsangehdrigkeit und Herkunft. Der
moderne Behandlungsvollzug ist so
konzipiert, dass der Verurteilte schritt-
weise zur Erreichung des Vollzugsziels
auf die Lebenssituation auBerhalb der
Anstalt in der Gesellschaft vorbereitet
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werden soll. Die meisten auslandischen
Tater leben nach ihrer Entlassung je-
doch nicht in Deutschland, sondern
kehren vor allem aufgrund auslander-
rechtlicher MaBnahmen in den jewei-
ligen Kultur- und Rechtskreis des Hei-
matstaates zurtick.

Gemall § 456a Abs. 1 StPO darf
die Strafvollstreckungsbehdrde von
der Vollstreckung einer Freiheitsstrafe
absehen, wenn ein Verurteilter nicht-
deutscher Staatsangehdrigkeit aus
Deutschland ausgewiesen wird (oder
eine Auslieferung wegen eineranderen
Taterfolgt). §456a Abs. 1 StPO gestattet
somit bei bestandskréftiger und dem-
nachst durchzufiihrender Ausweisung
gem. 8§ 53, 54 AufenthG durch die
zustandige Behorde einen vorldufigen
Vollstreckungsverzicht als Ausnahme
zu der aus dem Legalitatsprinzip her-
zuleitenden und durch § 258a StGB
materiell-rechtlich gesicherten Pflicht,
rechtskraftige Verurteilungen zu Frei-
heitsstrafen zu vollstrecken.

Zwar gilt die vollzugliche Vorgabe
der Befdhigung zu einem straffreien Le-
ben in sozialer Verantwortung auch fur
auslandische Inhaftierte — so wie liber-
haupt die Strafvollzugsgesetze keine
Differenzierungenzwischen deutschen
und nichtdeutschen Strafgefangenen
vornehmen. In der Praxis des Strafvoll-
zugserlangen jedoch bedeutendeTeile
der Gesetzefirviele auslandische Inhaf-
tierte keine praktische Bedeutung; es
kommt zu einer auf Rechtsvorschriften
beruhenden Benachteiligung.”® Denn
die zu erwartende Abschiebung nach
der Strafhaft verhindert haufig die
Gewadhrung von Vollzugslockerungen
oder eine Einweisung bzw. Verlegung
in den offenen Vollzug. So schlieBBen
etwa im Geltungsbereich des Bundes-
Strafvollzugsgesetzes die von den Lan-
desjustizverwaltungen vereinbarten
Verwaltungsvorschriften zum StVollzG
Strafgefangene vom offenen Vollzug,
von der Gewdhrung von AuBenbeschéf-
tigung, Freigang und Ausgang sowie
vom Hafturlaub aus, sobald gegen sie
Auslieferungs- oder Abschiebungshaft

angeordnetist bzw.gegen sie einevoll-
ziehbare Ausweisungsverfliigung be-
steht und sie aus der Haft abgescho-
ben werden sollen. Entsprechendes
gilt auch bei Urlaub und Ausgang aus
wichtigem Anlass. In den Féllen der be-
stehenden Ausweisungsverfligung be-
dirfen Ausnahmen einer Zustimmung
der Auslanderbehorde. Einweisung in
den offenenVollzug sowie Lockerungs-
gewdhrungen bleiben ausldandischen
Verurteilten aber nicht erst bei vollzieh-
barer Ausweisungsverfligung versperrt.
Strafgefangene gelten fiir eine Locke-
rungsgewahrung regelmafBlig schon
dann als ungeeignet, wenn gegen sie
ein Ausweisungsverfahren anhangig
ist, wobei die Zulassung von Ausnah-
men einer vorherigen Anhdrung der
zustandigen Behorde bedarf. Dies
hat zur Folge, dass im Hinblick auf die
Flucht-und Missbrauchsklauseln beider
Gewdhrung von Vollzugslockerungen
selbst prognostisch als guinstig Einzu-
stufende zur Sicherstellung einer even-
tuellen spateren Ausweisung von den
Lockerungsmaglichkeiten weitgehend
ausgeschlossen bleiben. Denn in der
Praxis ist eine recht schematische An-
wendung derVerwaltungsvorschriften
erkennbar.

Die Moglichkeit der Ausweisung
schon vor VerbiiBung der vollen Haft-
strafe gem. § 456a StPO schlie3t die
Betroffenen zudem von langerfristigen
Ausbildungsangeboten aus. Strafvoll-
zug bedeutet in der Praxis fiir auslan-
dische Strafgefangene haufig einen
reinen Verwahrvollzug.

Neben dem weitgehenden Fehlen
grundlegender spezifischer Behand-
lungskonzepte fir ausléndische Ge-
fangene fiihrt das Zusammenleben
unterschiedlicher Nationalitaten mit
jeweils eigenstandigen kulturellen
Vorstellungen, Lebensgewohnheiten,
anderen Einstellungen zur korper-
lichen Integritdt zu Konflikten und
Auseinandersetzungen zwischen ver-
schiedenen Insassengruppen, dieauch
mittels Gewalt ausgetragen werden.
Erschwerend kommt beim Umgang

des Vollzugspersonals mit nichtdeut-
schen Inhaftierten die Problematik der
Sprachbarriere hinzu. Dies bedingt auf
Seiten der Insassen eine Unkenntnis
derrechtlichen Bestimmungen, so dass
auslandische Inhaftierte haufig ihre
Rechtsschutzmoglichkeiten nicht ken-
nen und wahrnehmen. Der sprachliche
Belastungsfaktor betrifft aber nicht nur
das Verhéltnis zwischen Bediensteten
und nichtdeutschen Gefangenen, son-
dernauch dasjenige derauslandischen
zudeninlandischen Inhaftierten; ferner
dieKommunikation derNichtdeutschen
untereinander.

Inhaftierte Spataussiedler

Inder Gruppe der Spataussiedlersind es
geradedie sog.Russlanddeutschen, die
aufgrund ihrer hergebrachten Einstel-
lungen, Verhaltensweisen und sozialen
Einbindungen unter den Inhaftierten
als besonders problematisch gelten.'
Vor allem die jlingere Generation ist
in den Haftanstalten deutlich Gberre-
prasentiert. Aufgrund der kollektiven
Erziehung erweisen sich russlanddeut-
scheInhaftierte fiir Subkulturstrukturen
besonders anfillig. Diese zeigen sich
insbesondere in einem strengen Eh-
renkodex, einer hohen Gewaltbereit-
schaft und einem vorbehaltlosen in-
ternen Zusammenhalt. Die Hierarchie
innerhalb der Gruppe wird durch ein
umfangreiches Unterdriickungs- und
Repressaliensystem aufrechterhalten.
Viele Anstalten klagen Uber extreme
Belastungen der Sicherheit und Ord-
nung, insbesondere durch zahlreiche
Verstol3e gegen die Anstaltsregeln. Da-
bei spielt die Drogenproblematik eine
bedeutende Rolle.Neben Auseinander-
setzungen mit anderen Gefangenen
stellen Konsum und Schmuggel von
Betaubungsmitteln die Hauptgriinde
fur die Verhdngung von Disziplinar-
malnahmen dar. Zudem besteht die
(begriindete) Vermutung einer Verbin-
dungrusslanddeutscher Inhaftierter zur
Organisierten Kriminalitat.

Unterdenrusslanddeutschen Inhaf-
tierten findetsich eine spezielle Art von
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Subkultur: die Bewegung der ,Diebe
im Gesetz". Diese verfligt lber einen
eigenen Kodex, einen eigenen Sprach-
gebrauch sowie eine Zeichensprache.
Ein ausdifferenziertes Tatowiersystem
trifft Aussagen Uber Straftat, Strafdau-
er, Anzahl von Verurteilungen, Rang
des Tragers usw. Ein internes Strafen-
system dient der Sanktionierung von
Abweichlern und der MaRregelung
von sog. unehrenhaften Gefangenen
(z. B. Sexualstraftatern). Aus einer Art
Solidarkasse, in die jeder Inhaftierte ein-
zubezahlen hat, werden Anschaffungen
von Genussmitteln bis hin zu Suchtmit-
teln finanziert. Es bestehen Anzeichen
dafiir, dass die Gesetze der Bewegung
sich unter den inhaftierten Spataus-
siedlern immer starker ausbreiten und
sie den Status allgemein verbindlicher
Regelungenzubeanspruchenversucht.
Die Vereinigung der ,Diebe im Gesetz”
ist auch gekennzeichnet durch eine
Zwangsmitgliedschaft. Der Statusbe-
stimmung dient zundchst die , Kasjak”-
Prozedur. Neuankémmlinge werden
Uberpriftauf persénliche Einstellungen
und kriminelle Karriere. Auf Regelver-
stoBe oder statusreduzierende Delikte
folgen Repressalien wie Demiitigungen,
Bedrohung oder Einschiichterung. Das
interne Repressionssystem wird bedin-
gungslos akzeptiert. Des Weiteren ist
jeder Landsmann zur Teilnahme am
gemeinsamen Versorgungssystem ver-
pflichtet. ,Abschtschjak”, die aus ,frei-
willigen Spenden” und Erpressungs-
geldern gebildete gemeinsame Kasse,
halt die Russisch sprechende Subkul-
tur zusammen. Neben der Funktion als
Bank st sie eine Art Anlaufstelle fiir Rat
suchende Loyale und zugleich Kontroll-
bzw. Repressionsinstanz gegenuber II-
loyalen.Der,heilige Abschtschjak”istim
Bewusstsein der Kriminellen eine nicht
zu hinterfragende Instanz.Vorgegeben
ist auch ein absolutes Aussageverbot
gegenlber staatlichen Organen bis hin
zur Ubernahme von Verantwortung
fir von anderen begangene Delikte.
Dementsprechend gibt es unter den
russlanddeutschen Inhaftierten sog.
Stellvertretergefangene.

Vollzugliches Drogenmilieu

Die subkulturelle Ebene ist auch ge-
pragt durch die mit dem Einschmug-
geln von und dem Handeln mit Betau-
bungsmitteln verbundenen Aktivitaten.
Die Versorgung mit derartigen Stoffen
stof3t in den Vollzugsanstalten auf kei-
ne nennenswerten Schwierigkeiten, so
dass der Konsum von Drogen durch
Strafgefangene mittlerweile zu den zen-
tralen Problembereichen zahlt.'s

In den Vollzugseinrichtungen, wel-
che die Aufgabe zu erfiillen haben,
Straftaten wahrend der Inhaftierung
zuverhindern, kommt es mit steigender
Tendenz auf der subkulturellen Ebe-
ne — und Uberwiegend im Dunkelfeld
verbleibend - zu Verstof3en gegen das
Betaubungsmittelgesetz ebenso wie
zu anderen strafbaren Handlungen im
Zusammenhang mit dem Konsumille-
galer Drogen durch die Gefangenen. Die
Drogenkonsumenten sind zum einen
solche, die in der Vollzugseinrichtung
ihren schon in Freiheit begonnenen
Betdubungsmittelmissbrauch aufgrund
der vorhandenen Abhangigkeit fort-
setzen. Zum anderen kann bei zahl-
reichen Gefangenen, die auBBerhalb in
Freiheit nur gelegentlich oder noch gar
nicht Drogen konsumierten, bei einer
wenig betreuungs- und ereignisinten-
siven Vollzugsgestaltung die Droge
zum strukturierenden Element des Voll-
zugsalltags werden. Konstante Bem-
hungen zur Drogenbeschaffung sowie
derBetdaubungsmittelmissbrauch selbst
werden zu Strategien, um den Zeitfaktor
zu bewaltigen, durch Ereignislosigkeit
bedingte Langeweile in der Haft an
sich zu ertragen, personliche Grenzen
zu Uberwinden oder einer allgemei-
nen Lebensangst bzw. der anstaltsbe-
dingten Furchtvor einerViktimisierung
durch Mitgefangene zu entfliehen. In
der Alltagsrealitat des Strafvollzugs
spiegeln sich beim Drogenmissbrauch
zum einen die gleichen individuellen
Notlagen und sozialen Problemfelder
Drogenabhdngiger wie auBerhalb der
Einrichtungen wider. Hinzu kommen
andererseits die vollzugsspezifischen

Problembereiche.

Inhaftierte kdnnen regelméRBig ihre
Sucht nicht vom geringen Arbeitsver-
dienst oder Taschengeld finanzieren.
Dies beglinstigt wiederum die Ausbil-
dung subkultureller Abhangigkeiten,
indem von den Suchtkranken Wucher-
darlehen aufgenommen oder Dienst-
leistungen gegeniiber Mitinhaftierten
erbracht werden missen. Letztere
konnen wiederum im Einschmuggeln
von Drogen in die Anstalt oder in de-
ren intramuraler Distribution beste-
hen. Es kommt zu Erpressungen nicht
zahlungsfahiger Schuldner und zur
Anwendung von Gewalt. Verfligt eine
Anstalt sowohl Uiber geschlossene als
auch Uber offene Abteilungen, erfol-
gen Notigungen von Freigangern, bei
der Rickkehr in die Einrichtung von
drauB3en Drogen einzubringen. Ferner
kommt es zu Gewaltandrohung bzw.
-anwendung gegen Mitgefangene, da-
mit diese Familienangehdrige sowie
sonstige Kontaktpersonen veranlassen,
bei Anstaltsbesuchen Betaubungsmit-
tel mitzubringen. Die Entwicklung sub-
kultureller Strukturen wird noch da-
durch indirekt gefordert, dass in den
meisten Anstalten keine besonderen
Abteilungen fiir drogenabhéngige Ge-
fangene vorgesehen sind.

Ein drogenbezogener Ausldsefaktor
von Gewalthandlungen in den Justiz-
vollzugsanstalten sind Macht- und Ver-
teilungskdmpfe unter den Beteiligten
des Betaubungsmittelhandels in den
Einrichtungen. Dies ist insbesondere
dann der Fall, wenn ein maBgeblicher
Dealer aus dem Vollzug entlassen oder
in eine andere Einrichtung verlegt
wird. Der illegale Drogenhandel liegt
in den Haftanstalten vor allem in der
Hand inhaftierter Auslander bzw. von
anderen Gefangenen mit Migrations-
hintergrund. Eine besondere Stellung
nehmen dabei die russlanddeutschen
Inhaftierten ein. Sowohl hinsichtlich der
Beschaffungalsauch des Konsums sind
sie bereit, jedes Risiko einzugehen. Der
Gruppe kommt bei der Organisation
der erforderlichen finanziellen Mittel,
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der Aufteilung der Drogen und dem
gemeinsamen Konsum grof3e Bedeu-
tung zu. Bezliglich der Beschaffung von
Betdubungsmitteln fir die Insassen in
den Vollzugseinrichtungen muss von
einer Vernetzung der verschiedenen
Strafanstalten ausgegangen werden.

Ausblick

Gerade die Aktivitaten der Gefangenen-
gruppen mit Subkulturbezug und die
damit verbundenen spezifischen Pro-
blemfelder bergen heute in der Praxis
des Geschehens in den Justizvollzugs-
anstalten die Gefahr einer Trennung
der Strafgefangenen in zwei Gruppie-
rungen:

Zum einen die Gruppe der (Uber-
wiegend deutschen) Insassen, die in
Orientierung an der vollzugsgesetz-
lichen Zielvorgabe der sozialen (Re-)
Integration in die Gesellschaft am Be-
handlungsvollzug mit seinen vielfal-
tigen Angeboten partizipieren.

Zum anderen die,schwierige Klien-
tel“'” von als nicht resozialisierungsfa-
hig, -willig bzw.-bedirftig geltenden In-
haftiertenimVollzug von Freiheitsstrafe.
Zu ihnen werden neben Gewalttatern
und betaubungsmittelabhangigen
Gefangenen die verurteilten Spataus-
siedler gerechnet. Ferner ausléandische
Verurteilte, die in einem Verwahrvollzug
ihre Freiheitsstrafen ganz oder teilweise
bis zur Durchfiihrung auslanderrecht-
licher MaBhahmen verbii3en.
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Russlanddeutsche im Bayerischen Justizvollzug

Friedhelm Kirchhoff

eutsche Aussiedler russischer Her-

kunft (im Folgenden: RD) wurden
im bayerischen Justizvollzug erstmals
in den Jugendstrafanstalten als Pro-
blemgruppe wahrgenommen. Bereits
im August 1999 wurde daher ein Bericht
zur Situation jugendlicher und junger
erwachsener Gefangener aus der ehe-
maligen UdSSR vorgelegt, der der Ver-
besserung der Behandlungssituation
fur diese Gefangenen mit deutscher
Staatsangehdrigkeit dienen sollte. Wie
nicht anders zu erwarten war, hat sich
dieses Problemfeld im Laufe der Jah-
re auch im Erwachsenen-Strafvollzug
aufgetan.

Subkulturelle
Verhaltensweisen

Aufgrund ihrer hergebrachten Einstel-
lungen, Verhaltensweisen und sozialen
Einbindung zeigt sich die Gruppe der
RD als besonders problematisch und
resistent in Bezug auf hiesige Vorstel-
lungen von Resozialisierung. Behand-
lungsansatze kdnnen insb. durch sub-
kulturelle Haltekrafte zum Scheitern
gebracht werden. Zu beobachten ist
ein Zusammenspiel vonVorurteilen (auf
beiden Seiten), schlechter Motivation
und Ablehnung der Behandlung mit
allen negativen Folgen.

RDwerdenvonihren Mitgefangenen
wieauchvom Personal iberwiegend als
eine sehr homogene Gruppe mit grol3-
em internen Zusammenhalt erlebt. Sie
treten nach auBen mit Nachdruck als
Einheit auf und grenzen sich bewusst
von den anderen Insassen ab. Der Kon-
taktzu denVollzugsbedienstetenist von
Misstrauen gepragt und wird auf das
Notwendigste beschrankt. Ob in der
Unterkunft, bei der Arbeit oder wahrend
der Freizeit, immer versuchen sie, mit
moglichst vielen Landsleuten zusam-
men zu sein. Trennungen werden als
Schikane der Anstalt betrachtet. Unter-

einander erfolgt die Verstandigung aus-
schlie3lich auf Russisch. Der Gebrauch
derdeutschen Sprache wird grundsatz-
lich abgelehntund von der Gruppe nur
zur externen Verstdandigung geduldet.
In der Gefangenenhierarchie genief3en
die Anfuihrer uneingeschrankte Autori-
tat, Schwachere werden verachtet. Neu-
zugange haben sich in die Hierarchie
einzufligen und beherrschen entweder
die anderen oder sind selbst Opfer der
Landsleute. Untenstehende sind, oft
unter Einsatz massivster Gewaltandro-
hungen, Repressalien ausgesetzt. Sie
miissen ihren Einkaufabgeben, niedere
Dienste (z.B. Putzen) verrichten oder
werden als Stindenbock fiir Aggressi-
onen benutzt. Abweichler sind mas-
sivem Druck ausgesetzt, hdufig auch
mittels Ausweitung der Bedrohung auf
Angehdrige und Bekannte.

Die Dominanz der RD existiert auch
im Umgang mit anderen Gefangenen.
Es gibt immer wieder deutliche Hin-
weise, dass Mitgefangene erpresst,
unterdriickt und kontrolliert werden.
Zudem liegen mittlerweile schriftliche
Aufzeichnungen Uber die gezielte Ein-
fihrung undVernetzung subkultureller
Strukturen in deutschen Geféngnissen
vor.Formulierte Appelle und Regelnim
Vollzugsalltag beziehen sich ausdriick-
lich aufdenrussischen Ehrenkodex des
,Diebesim Gesetz” mit mafiadhnlichen
Strukturen. Ein Kennzeichen dieser Or-
ganisation ist die Pflichtteilnahme der
Mitglieder am Versorgungssystem fiir
,bedirftige” Landsleute innerhalb wie
auBerhalb des Vollzugs (,Abschtsch-
jak").

Gllcklicherweise gab es bislang nur
in wenigen Einzelfédllen Anzeichen da-
fur, dass auch Bedienstete unter Druck
gesetzt oder bedroht werden.

Die Haftanstalten verzeichnen all-
gemein parallel zur Zunahme der Aus-

siedleraus derehemaligen UdSSReinen
Anstieg des Konsums harter Drogen
wie auch Alkohol. Aggressive Uber-
griffe sind zahlenmaBig geringfiigig
haufiger als bei anderen Gefangenen,
jedoch durch besondere Brutalitat
gekennzeichnet. Es ist anzunehmen,
dass zur Einschiichterung in der Regel
das massive Auftreten der,Bosse” und
glaubhafte Drohungen geniigen.

Wachsende Belegungszahlen

Seit November 2002 wird die Zahl
der RD im bayerischen Justizvollzug
statistisch erfasst. Zwischenzeitlich
werden auch die Inhaftierten mit rus-
sischer Staatsangehorigkeit oder aus
Staaten der ehemaligen Sowjetunion
(GUS) einbezogen, weil sie zu einer in
gleicherWeise subkulturell aktiven Pro-
blemgruppe geworden sind bzw. sogar
Uberwiegend Flihrungspositionen in
der Gruppe der russisch sprechenden
Gefangenen einnehmen.

Am 30.11.2002 befanden sich in
bayerischen JVAen bei einer Gesamt-
belegung von 12286 Gefangenen 716
RD, das sind 5,83%.

Nachdem sich gezeigt hatte, dass
die subkulturellen Verhaltenswei-
sen hauptsachlich im Mannervoll-
zug zu Problemen fiihrten, werden
seit 30.11.2005 gezielt die Daten der
mannlichen RD-Gefangenen verfolgt.
Zu diesem Zeitpunkt wurden bei einer
Gesamtbelegungvon12038 mannlicher
Gefangenen bereits 943 oder 7,83%
RD-Gefangene gezahlt.

Den bisherigen Hochststand er-
reichten die Zahlen zum 31.05.2006
mit 1347 RD- und GUS-Gefangenen
oder 11,49% der Gesamtbelegung von
11725 mannlichen Gefangenen. In ein-
zelnen JVAen sind die Verhaltniszahlen
teilweise erheblich hoher.

Handlungsstrategien

Aufgrund der zunehmenden Schwie-
rigkeiten mit dieser Gefangenengrup-
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pe haben im Auftrag des Bayerischen
Staatsministeriums der Justiz Mitarbei-
ter bayerischer JVAen Vorschlage fir
ein abgestimmtes Behandlungs- und
Sicherheitskonzept im Umgang mit
russlanddeutschen Gefangenen erar-
beitet.

Der Bericht ,Handlungsstrategien
im Umgang mit russlanddeutschen Ge-
fangenen” wurde im September 2004
veroffentlicht und dient seither als
Grundlage fur den Umgang mit dieser
Gefangenengruppein den bayerischen
JVAen.Durch zahlreiche anstaltsinterne
und Uberregionale Fortbildungen und
Tagungen wurde versucht, die gewon-
nenen Erkenntnisse fir alle Bedienste-
ten zum Allgemeingut zu machen.

Im Folgenden sollen die wichtigsten
dort herausgearbeiteten Empfeh-
lungen kurz umrissen werden:

1. Aufnahmeverfahren und Behand-
lungsuntersuchung

Beim Zugangist die Durchfiihrung eines
ausfuhrlichen Zugangsgesprachs nach
einem standardisierten Interviewbogen
zu empfehlen. Es ist zweckdienlich, bei
der Aufnahme bereits klare Vorgaben zu
machen, was vom Gefangenen erwartet
wird,auBerdem unmissverstandlichund
klar zu vermitteln, wie er gesehen und
eingeschatzt wird. Bei entsprechenden
negativenVorbelastungen/Vorinforma-
tionen sollte unverziglich mit beson-
deren Sicherungsmaflinahmen, Einzel-
unterbringung und gegebenenfalls
Absonderung reagiert werden.

Vorhandene Tatowierungen, die
moglicherweise Aufschluss Uber die
hierarchische Stellung des Gefange-
nen in der russischsprachigen Subkul-
tur geben konnen, sollten im Rahmen
der arztlichen Zugangsuntersuchung
moglichst digital fotografiert und do-
kumentiert werden.

2. Unterbringung

Wiinschenswertist die Einzelunterbrin-
gung von RD, um nicht einer massiven
Subkulturbildung Vorschub zu leisten.
Wo Gemeinschaftshaft unvermeidbar
ist, sollten idealer weise nie mehr als 2
RD in einem Haftraum untergebracht
werden.

DieSchaffungspeziellerAbteilungen
fir RD wird von der (berwiegenden
Zahl der Fachleute und Praktiker im
Vollzug fir eher schadlich gehalten.

Auch beim Arbeitseinsatz wird als
notwendig erachtet, dass die RD nicht
auf einen oder einige wenige Betriebe
konzentriertsind, sondern auf verschie-
dene Betriebe gleichmaBig verteilt wer-
den, um einer massierten Gruppenbil-
dung in den Betrieben entgegen zu
wirken.

3. Arbeit und Ausbildung

RDsindfirdieTeilnahmean Bildungsan-
gebotenzumTeil recht wenig motiviert
bzw.wenigin bestehende Bildungsakti-
vitaten integriert. Neben dem Erlernen
derdeutschen Sprache sind Schul-und
Berufsausbildung wichtige Motoren der
Integration. Nur etwa 50% der RD sind
jedoch von ihren Sprachkenntnissen
her dazu befahigt. Russischsprachige
Gefangene sollen deshalb in die beste-
henden Sprachkurse ,Deutsch fur Aus-
lander” integriert, auch dort allerdings
nicht massiert eingeteilt werden. In die
Vermittlung von Bildungsangeboten
sollten, wo moglich, Bedienstete, ex-
terne nebenberufliche Lehrkrafte oder
Ehrenamtliche aus dem russischen
Sprachraum eingebunden werden.

4. Uberwachung der AuBenkon-
takte

Nachdem die Verwendung der rus-
sischen Spracheinsbesondere auch der
Verschleierung subkultureller Aktivi-
tatendient, istdarauf hinzuwirken, dass
die RD bei ihren Auf3enkontakten aus-

schlieBlich die deutsche Sprache benut-
zen, z.B.durch konsequente Briefanhal-
tungen, wenn diese ohne zwingenden
Grundin Russisch geschrieben sind. Fuir
die Ubersetzung in russischer Sprache
abgesetzter Schreiben wurdein Bayern
eindezentraler Ubersetzungsdienstvon
Bediensteten des Justizvollzuges mit
guten russischen Sprachkenntnissen
eingerichtet. Notwendig ist dabei das
Erlernen des speziellen,Unterwelt-Jar-
gons’, ohne dessen Kenntnis die Inhalte
meist nicht zu entschlisseln sind.

5. Sicherheit und Ordnung

Um das subkulturelle Treiben der RD
einzuschranken, muss die Gruppe
stets intensiv beobachtet werden, da-
mit Rangordnungen und Aktivitaten
erkannt werden kénnen. Flr den Kon-
takt zur Gruppe ist idealer Weise ein
Bediensteter als fester Ansprechpart-
ner eingesetzt. Die strikte Trennung
der ,Anfuhrer” von den Ubrigen RD
im Rahmen von besonderen Siche-
rungsmalinahmen hat sich bewahrt.
Insbesondere der Ausschluss solcher
Gefangener von gemeinschaftlichen
Veranstaltungen, die in der Regel zur
Befehlsausgabe unter den RD verwen-
detwerden, ist sehr effektiv. Als weitere
Maoglichkeit ist der ,Rundtausch” der
fuhrenden Kopfe durch verschiedene
Anstalten in Betracht zu ziehen. Dies
bedingt eine enge Absprache und den
Informationsaustausch der Anstalten
untereinander, um die Sicherheit der
aufnehmenden JVA nicht mehr als
notwendig zu gefdahrden. Durch die-
se MaBnahmen wird die Fiihrung der
Gruppe stark eingeschrankt und die
dann fihrungslosen RD verhalten sich
zumeist unauffdllig. Beider Anordnung
von DisziplinarmaBBnahmen habensich
Einkaufsperren nicht bewdhrt, da die
RD von ihren ,Landsleuten” tber den
bestehenden,Sozialfonds” mitversorgt
werden. Die RD werden erfahrungs-
gemal von Freizeit- und Aufschluss-
sperren (Entzug der Teilnahme an
gemeinschaftlichen Veranstaltungen,
getrennte Unterbringung wahrend der
Freizeit, ggf. kombiniert mit dem Entzug
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des TV-Empfangs) hart getroffen, da
sie durch ihre starke Gruppenbindung
grof3en Wert auf gemeinsame Freizeit
legen.

Auch eine strikte Trennung der lo-
ckerungsberechtigten Gefangenenvon
den nichtlockerungsberechtigten RDist
in jedem Fall sinnvoll, damit diese nicht
unter Druck geraten, ihre Freirdume fur
subkulturelle Aktivitdten zu nutzen.

Die als ,Opfer” des hierarchischen
Systems der RD Identifizierten missen
bevorzugt geschiitzt, unterstiitzt und
gefordert werden.

Die subkulturellen Hierarchien der
russisch sprechenden Gefangenen
funktionieren Uberregional. Zur Iden-
tifizierung und Bekampfung dieser
Strukturen ist daher nicht nur inner-
halb einer JVA, sondern anstaltstiber-
greifend, ggf. sogarldnderiibergreifend
ein intensiver Informationsaustausch
notwendig. In diesem Zusammenhang
wurde in Bayern mit grof3em Erfolg die
Zusammenarbeit mit der Polizei, insb.
der Erfahrungs- und Informationsaus-
tausch mitden 6rtlichen OK-Dienststel-
len institutionalisiert.

Ausblick

Alle Bemiihungen um eine nachhaltige
Verhinderung subkultureller Aktivitaten
sowiedie Integration und sachgerechte
Behandlung der russisch sprechenden
Inhaftierten werden durch den seit
Jahren anhaltenden Belegungsdruck
in den bayerischen JVAen massiv behin-
dert. Auch deswegen wird die intensive
Auseinandersetzung mit diesem be-
sonderen Eingliederungsproblem den
Justizvollzug noch lange beschéftigen.
Andererseits zeichnet sich gerade im
Jugendvollzug, der bislang stets mit
besonders hohen Zahlen belastet war,
in letzter Zeit eine gewisse Entspan-
nung ab.

Friedhelm Kirchhoff

Leitender Regierungsdirektor

Leiter der Justizvollzugsanstalt Kaiserheim
friedhelm.kirchhoff@jva-kais.bayern.de

Die Wohnguppe
LSuchtfrei leben” des
Blauen Kreuzes in der
JVA Brandenburg

Robert Holzenkamp

Der Konsum von Alkohol spielt eine
entscheidende Rolle als mit ge-
staltender Faktor der Tat ausldsenden
Situation. Auch wenn im Strafvollzug
die Einnahme von illegalen Drogen als
erhebliches Problem erlebt wird, darf
nicht vergessen werden, dass Alkohol
weiterhin das Rauschmittel mit dem
hochsten Missbrauchspotenzial ist.
Aufgrund des hdufigen Zusammen-
hanges von Kriminalitdt und Alkohol-
konsumistdie Auseinandersetzung des
Inhaftierten mit seinem Trinkverhalten
behandlerisch immens wichtig.

Hinzu kommt, dass Alkoholmissbrauch
auch mit anderen kriminalitatsrele-
vanten Faktoren wie Arbeitslosigkeit,
sozialer Abstieg, Verlust familiarer und
sozialer Bindungen usw. sehr oft ein-
hergeht.

ImFolgendensolleineBehandlungs-
mafnahme vorgestellt werden, die sich
dieser Problematik annimmt und mit

einem speziellen Angebot versucht, er-
neutem Alkoholmissbrauch und damit
erneuter Straffélligkeit vorzubeugen.

In einer Vollzugsabteilung der JVA
Brandenburg/Havel ist nach jahrelan-
gen Vorbereitungen eine Wohngrup-
pe flr alkoholgefdahrdete Gefangene
unter Anleitung des Blauen Kreuzes
eroffnet worden. 19 Gefangenen kann
hier die Moglichkeit einer intensiven
Auseinandersetzung mitihrer Alkohol-
problematik sowie ein soziales Lernfeld
geboten werden.

Im Folgenden soll das Konzept die-

ser Wohngruppe vorgestellt werden.
Da derVerfasser bereits mehrfach posi-
tiviberraschende Ergebnisse beidieser
Art von Wohngruppenvollzug konsta-
tieren konnte, wird zum Abschluss eine
theoretische Anndherung an die Wir-
kung dieser BehandlungsmafBnahme
erfolgen.
Trotz der wohl nicht zu verkennenden
Sympathie fiir diese Arbeit wird ver-
sucht, die notwendige kritische Distanz
zu wahren.

Seit 1990 (Wohngruppenstart 1994)
wird in der Vollzugsabteilung Ill unter
engagierter Leitung eines Mitarbeiters
des Blauen Kreuzes versucht, Inhaf-
tierten mit einer Alkoholproblematik
unter den subkulturellen Bedingungen
des Gefangnisses eine neue Lebensper-
spektive zu bieten. Der Verfasser hatte
die Moglichkeit, diese Arbeit mehrere
Jahre zubegleiten und zu unterstiitzen.
Die Uberzeugung fiir die Sinnhaftigkeit
und den Erfolg dieser Behandlung hat
sich dort gebildet.

Die Wohngruppe Suchtfrei leben ver-
figt nach 13 jéhriger Tatigkeit Giber ein
vielseitiges Veranstaltungsprogramm,
Uberein groBes Netzwerk an unterstit-
zenden Personen und Uber eine hohe
Akzeptanz unter den Bediensteten der
Anstalt.

Ziel der Suchtkrankenhilfe des Blauen
Kreuzes in der JVA ist es, mit den In-
haftierten Ursachen ihrer Alkoholab-
hangigkeit/ihres Alkoholmissbrauches
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herauszuarbeiten und ihnen diese be-
wusst zu machen.

Die Betroffenen sollen zu einer zufrie-
denen Abstinenz in einem zukiinftig
straffreien Leben angeleitet werden.
Durch das gemeinsame Leben mit
Gleichgesinnten innerhalb der Wohn-
gruppe ,Suchtfrei leben” sowie Ein-
zel- und Gruppengesprachen mit den
ehrenamtlichen Suchtkrankenhelfern
des Blauen Kreuzes sollen positive Ver-
anderungen in der Lebenseinstellung
erreicht und eine sozial angemessene
Konfliktbewaltigung erlernt werden.

Die Mitarbeiter des Blauen Kreuzes
bekennen sich zum christlichen Glau-
ben und zu einer alkoholfreien Lebens-
weise.

Behandlungselemente der
Suchtkrankenbhilfe des
Blauen Kreuzes in der JVA
Brandenburg/Havel

Grundkurs Alkohol

DieVoraussetzung fiir die Aufnahme in
die Wohngruppe ist der Besuch des so
genannten,Grundkurs Alkohol".

Der ,Grundkurs Alkohol” ist eine Ver-
anstaltung in Vortragsform mit Dis-
kussionselementen zu Themen der
Suchtabhangigkeit. Besprochen wer-
den Entstehung, Symptome, Auswir-
kungen des Missbrauches sowie Wege
zur abstinenten Lebensweise.

Der Zeitrahmen fur diesen Kursus be-
tragt 15 Doppelstunden.

Der Kursleiter ist der Suchtkrankenhel-
fervom Blauen Kreuz, derentsprechend
seiner Aufgabe in der WG im weiteren
als ,Behandlungsleiter” bezeichnet
wird.

Der Grundkurs kann von allen Gefange-
nen besucht werden. Er dient in erster
Linie der Wissensvermittlung und kann
daher jedem Inhaftierten nutzen.

Ziel des Grundkurses ist es, jedem Teil-
nehmer die Gelegenheit zu geben,
anhand der vermittelten Erkenntnisse
eine Selbsteinschatzung hinsichtlich
moglicher Suchtmittelabhangigkeit
vorzunehmen. Damit wird ihm die

Maoglichkeit eréffnet, aus der Erkenntnis
der eigenen Betroffenheit angebotene
Hilfen annehmen zu kénnen.

Der Grundkurs wird mit einer Teilnah-
mebestatigung durch den Behand-
lungsleiter abgeschlossen.

Gesprachsgruppe

Die Gesprachsgruppen dienen dem Er-
lernen eines von gegenseitiger Achtung
geprdgten Zusammenlebens sowie der
damitverbundenen Fahigkeiteineran-
gemessenen Konfliktlésung. Dabei wird
gelibt miteinander zu sprechen, sich
selbst und anderen zu helfen und mit
Alltagsproblemen besser umgehen zu
konnen.

Die Dauer ist unbefristet. Teilnehmen
kénnen alle interessierten Inhaftierten
der Vollzugsabteilung.

Die fachliche Begleitung erfolgt durch
einen Mitarbeiter des Blauen Kreuzes.

Einzelgesprache

Einzelgesprache werden durch den
Behandlungsleiter vorrangig mit den
Mitgliedern der Wohngruppe gefiihrt.
Diese dienen zu Beginn der Standort-
bestimmung (Ausgangsmotivation
des Betroffenen, Wohngruppenfahig-
keit etc.). Im weiteren Verlauf sollen die
individuellen Ursachen des Alkohol-
missbrauches bewusst gemacht und
aufgearbeitet werden.
Personengebundene Problemlagen
sollen intensiv erortert werden. Auffal-
ligkeiten aus den Gruppengesprachen
oder der WG Unterbringung werden
nachbereitet und thematisiert.

Wohngruppe Suchtfrei leben
Zielstellung

Ziel der Unterbringung auf der Wohn-
gruppe ist das Erlernen einer zufrie-
denen und dauerhaften Abstinenz. Die
WG hat den Charakter einer Selbsthil-
fegruppe.

Die WG unterliegt grundsatzlich der
Hausordnung der JVA, hat jedoch eine

darausabgeleitete, spezielleWohngrup-
penordnung. Diese legt die Strukturen
in der WG fest und regelt das gemein-
same Zusammenleben.

Das Wohnen in der WG beruht auf der
Zustimmung des Antragstellers und der
Zustimmung des Behandlungsteams.
Neben der allgemeinen Zielstellung
sind folgende Punkte wesentlich:

- Lebenshilfe im Strafvollzug

- Entwicklung von Gruppenfahigkeit

- Herausarbeitung der individuellen
Symptome stichtigen Verhaltens

- Entwicklung von Eigenverantwor-
tung und Kritikfahigkeit

- Forderung eines angemessenen
Konfliktverhaltens

- Erlernen und Festigen der ,Hilfe zur
Selbsthilfe”

- Langfristige Entlassungsvorberei-
tung und weiterflihrende Hilfe durch
Kontaktvermittlung zu externen
Gruppen und/oder therapeutischen
Einrichtungen

- Hilfe und Unterstiitzung bei der Wie-
derherstellung oder Aufrechterhal-
tung familidrer und sozialer Kontakte
und Beziehungen

Raumliche und personelle
Ausstattung

Die WG verfligt Giber eine Kapazitdt von
19 Haftplatzen, untergliedertin 15 Ein-
zel-und 2 Doppelhaftraume. Weiterhin
befinden sich ein mit Freizeitgegenstan-
denausgestatteter Gruppenraum, eine
Dusche, eine Gemeinschaftskiiche so-
wie ein Fitnessraum auf dem Bereich.

Zum Behandlungsteam gehoren der
Ansprechpartner aus dem AVD sowie
mit Anteilen ihrer Arbeitszeit ein Psy-
chologe, ein Sozialarbeiter und ein Be-
reichsleiter aus dem Hafthaus.

Der Suchtkrankenhelfer des Blauen
Kreuzes ist der fachliche Leiter der
Wohngruppe und wird deshalb Behand-
lungsleiter genannt. Erhéltdurchregel-
malige Besprechungen den Kontakt
zum vollzuglichen Behandlungsteam
aufrecht. Entscheidungen in Bezug auf
die WG sollen im Konsens fallen.
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Im Konfliktfall wird der Vollzugsabtei-
lungsleiter eingeschaltet.

Wohngruppenordnung

Die Wohngruppenordnung ist so ge-
staltet, dass sie den Charakter einer
Vereinbarung zwischen der Gruppe,
dem Einzelnen und der JVA hat.

Die Wohngruppenordnung regelt das
Zusammenlebeninnerhalb derWGund
beinhaltet Rechte und Pflichten der Mit-
glieder. Die Wohngruppenordnung ist
fur alle Inhaftierten verbindlich und
wird durch Unterschrift bestatigt.

Die Wohngruppenordnung wird vom
Behandlungsteam gemeinsam mit
den WG Mitgliedern kontinuierlich
weiterentwickelt, um sie den sich ge-
gebenenfalls wandelnden Umstanden
anzupassen.

Aufnahme in die Wohngruppe

Der Bewerber fir die Aufnahme hat
seinen Antrag schriftlich beim Behand-
lungsleiter zu stellen.

In einem vorbereitenden gemeinsamen
Orientierungsgesprach soll sich der
Antragsteller den Fragen des Behand-
lungsleiters und der WG - Mitglieder
stellen. Danach wird dem Bewerber die
Méoglichkeit eingeraumt, sich wahrend
eines mehrstiindigen WG Besuches mit
den dortigen Modalitaten auseinan-
derzusetzen.

Die Aufnahme erfolgt nach Zustim-
mung des Behandlungsteams in Ab-
sprache mit dem Behandlungsleiter.
Grundsatzliche  Aufnahmekriterien
sind:

- Der Bewerber muss eine Suchtpro-
blematik besitzen, die mit dem Be-
handlungsangebot der WG erreich-
bar ist

- Die Wohngruppenordnung muss
anerkannt und unterschrieben wer-
den

- Die Verweildauer sollte 24 Monate
nicht tiberschreiten (Vollstreckungs-
stand beachten)

Der Grundkurs Alkohol muss durch-

gehend besucht worden sein

Grundsatzliche  Ausschlusskriterien

sind:

- diagnostizierte akute psychiatrische
Erkrankungen

- mangelnde
keiten

- Uberhaftnotierung

- Mangelhafte Kenntnisse der deut-
schen Sprache

intellektuelle Fahig-

WG -Struktur

Kleingruppen und Kleingruppen-
sprecher

Die WG wird in drei Kleingruppen un-
terteilt. Jede Kleingruppe hat einen
Kleingruppensprecher, der durch den
Behandlungsleiter berufen und gege-
benenfalls wieder abgelost wird.
DerKleingruppensprecher muss beson-
dersin Bezug aufLernbereitschaft, Kon-
fliktfahigkeit, Akzeptanz in der Gruppe
und Vertrauen zum Behandlungsleiter
geeignet sein.

Das Erkennen von suchtspezifischen
und gruppendynamischen Prozessen
soll durch Anleitung und Begleitung
durch den Behandlungsleiter erlernt
werden.

Der Kleingruppensprecher leitet die
Kleingruppe bei deren Treffen und
wertet Riickfalle und Krisen der Klein-
gruppenmitgliederaus. Er bemihtsich
um den Konfliktausgleich innerhalb der
Gruppe.

Die Kleingruppen treffen sich einmal
wochentlich zum Gruppengesprach.
In diesen Zusammenkiinften werden
personliche Anliegen besprochen sowie
suchtspezifische Themen diskutiert. Die
Teilnahme des Behandlungsleiters ist
jederzeit moglich.

Die Teilnahme an den Kleingruppen-
gesprachen ist fur die WG Mitglieder
Pflicht.

Wohngruppensitzung

Die wochentlichen Wohngruppensit-
zungen unter Beteiligung des Behand-
lungsteamssindPflichtveranstaltungen.
Uber deren Verlauf wird ein Protokoll

gefertigt, welches beim Behandlungs-
leiter verbleibt.

Gruppenspezifische Probleme sind The-
ma dieser Sitzungen.

Die Leitung obliegt dem Behandlungs-
leiter.

Begegnungstreffen mitexternen Be-
troffenen

Die Begegnungstreffen mit externen
Betroffenen vom Blauen Kreuz finden
halbjahrlich statt. Ziel dieser Treffen
ist der Erfahrungsaustausch und die
gemeinsame Aufarbeitung der Sucht-
mittelproblematik. Die WG-Bewohner
erhalten die Moglichkeit langfristig un-
terstitzende Kontakte nach auf3erhalb
aufzubauen und zu pflegen.

Begegnungstreffen mit
Angehdorigen

Mit diesem vierteljahrlichen Treffen
sollen die Angehdrigen der WG Mit-
glieder in den Gruppen- und Behand-
lungsprozess eingebunden werden.
Zielist die Sensibilisierung des sozialen
Umfeldes fiir die Problematik des WG
Mitgliedes.

Dabei soll tiber das Leben in der WG
sowie die Behandlungsmaf3inahmen
informiert werden, um Akzeptanz fir
das Suchtproblem zu erreichen und das
Vertrauen zwischen den Beteiligten zu
verstarken.

Die Mainahme wird durch die WG Mit-
gliedervorbereitetundin Abstimmung
mit dem Behandlungsteam durchge-
fuhrt.

Nachsorge und Wirkung

Die Nachsorge nach der Haftentlassung
stellt einen Schwerpunkt der Betreu-
ung dar und sorgt fiir einen nahtlosen
Ubergang aus dem Vollzug und damit
fir die oft geforderte durchgehende
Integrationsplanung.

Wohngruppenmitglieder aus der JVA
Brandenburg werden haufig nachihrer
Entlassung in eine Blau Kreuz Gruppe
und oft auch in die freikirchliche Ge-
meinde aufgenommen und dort weiter
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intensiv begleitet und betreut.

Dieser Punkt erscheint mir umso wich-
tiger, als hier vielleicht einer der Pfeiler
gefunden werden kann, die den Erfolg
dieser MaBnahme in der jahrelangen
Praxis in der JVA Brandenburg begrtin-
den.

Denn die Tatsachen bleiben bestehen:

- Inhaftierte, die durch den AVD, den
Fachdienst, den AL und auch durch
die Strafvollstreckungskammern
Ubereinstimmend eine negative So-
zialprognose attestiert bekommen
haben;

- Inhaftierte, deren Sozialisations-
bedingungen und Suchtprobleme
geringe Behandlungserfolge ver-
sprechen;

- Inhaftierte, deren bereits lange krimi-
nelle Karriere mit zumeist steigender
Intensitat und Frequenz keinen Ab-
bruch der Delinquenz vermuten
lassen;

- Inhaftierte, die mit den Ublichen
Methoden der Fachdienste nicht er-
reicht werden und auffallig auch im
Vollzugsalltag bleiben,.

Bei diesen Inhaftierten gibt es Men-
schen, die durch das Lernen in der
Wohngruppe Suchtfrei leben und
durch die Nachsorge der Mitarbeiter
des Blauen Kreuzes in die Lage versetzt
wurden, ein straffreies Leben in sozialer
Verantwortung zu fihren. Dass hier das
Vollzugsziel trotz aller negativen Pro-
gnosen erreicht wurde, muss Griinde
haben. Ein ,Wunder” oder der ,Zufall”
lassen sich schlecht wissenschaftlich
untersuchen.

Hier sieht man die Gefahren krimino-
logischer Forschung fiir die Praxis: die
in statistischen Verfahren zur Rick-
fallforschung herausgefundenen si-
gnifikanten Korrelationen werden im
Vollzug manches Mal unkritisch tber-
nommen. Aus Mangel an Zeit sich mit
dem Einzelfall intensiv zu beschaftigen,
werden die Korrelationen fir die Ag-
gregate vorschnell auf das Individuum
Ubertragen.Vorbestraft, Suchtproblem,
broken home Sozialisation, hier kann
das Vollzugsziel nicht erreicht werden,

oderganzplatt: einmal Betrligerimmer
Betrlger.

Ein Gefangener, fir den der Ver-
fasser selbst die negative Stellungs-
nahme zur vorzeitigen Strafrestausset-
zung schreiben durfte, und beidemalle
Kollegen gleicher Auffassung waren,
den Haftraum fiir den Gefangenen
freihalten zu konnen, ist besonders
in Erinnerung geblieben. Es gab nach
den herkdmmlichen Prognosekriterien
keinen Ansatzpunkt, wo auf eine kiinf-
tig straffreie Lebensfiihrung zu hoffen
gewesen ware. Dennoch haben die eh-
renamtlichen Mitarbeiter des Blauen
Kreuzesihnintensiv begleitet und nach
derHaftentlassunginihrefreikirchliche
Gemeinde aufgenommen. Er ist nun-
mehr dort ehrenamtlich tatig, hat eine
Familie gegriindet und lebt seit vier
Jahren straffrei.

Theoretische Einbindung

Der Effekt des sozialen Lernfeldes in
der Wohngruppe Suchtfrei leben und
derNachsorge durch die Mitglieder des
Blauen Kreuzes wird meines Erachtens
viel zu wenig registriert und gewertet.
Was schaffen die Ehrenamtlichen des
Blauen Kreuzes was die Bediensteten
derJVAunddie professionelle Nachsor-
ge zuweilen nicht schaffen?Wo liegtder
Schlissel dafir, dass auch Menschen
mit durchweg negativer Prognose ei-
nen straffreien Lebensweg einschlagen.
Bekanntermalen sind die Ursachen der
Delinquenz nie monokausal. Vielleicht
beheben die Ehrenamtlichen aber
gleich mehrere Delinquenz férdernde
Bedingungen zugleich? Diese Vermu-
tung liegt insbesondere nahe, wenn
man sich der Auffassung Schwinds
anschlie3t, dass Kriminalitat, Alkohol-
missbrauch, Wohnungslosigkeit, Feh-
len sozialer Bindungen,parallel verlau-
fende Symptome derselben sozialen
Fehlanpassung” (Schwind 2005, S. 252)
darstellen.

Eisenberg hat im Kommentar zum Ju-
gendgerichtsgesetz sehr anschaulich
dieVoraussetzungen fiir soziales Lernen
beschrieben: ,Einstellungen ihrerseits

andern sich (nur), wenn sich das Be-
wertungssystem verschiebt oder entwi-
ckelt; letzteres aber ist bevorzugt oder
gar ausschlieBllich dann mdoglich, falls
andere (positive) soziale Erfahrungen
gemacht werden” (Eisenberg, JGG, 10.
Auflage, S. 835).

Und hier kommen unsere ehrenamt-
lichen Betreuer zum Zuge.

Durch die ganzheitliche Einbindung des
straffalligen Menschen in die Gemein-
schaftder Gemeinde werden dauerhaft
und regelmafig positive Lern Erfah-
rungen gemacht.

Nahert man sich dem Sachverhalt kon-
trolltheoretisch, kann man feststellen,
dass die Freikirchen ein soziales Sy-
stem bilden, das alle 4 Mindestanfor-
derungen von Hirschis Kontrolltheorie
(Hirschi 1969) erfullt und auch deren
erganzende personlichkeitsinterne
Variable der mangelnden Selbstkon-
trolle (Gottfredson/Hirschi 1990) auf-
greiftundin ein neues straffreies Leben
integriert.

Attachement:

Der Gefangene wird angebunden an
Menschen, die die stigmatisierte Per-
sonlichkeit als Mensch und nicht als
Klient (wie die Fachdienste) sehen.
Involvement:

Er wird eingebunden in alltagliche Ver-
anstaltungen und in das Leben dieser
Gemeinschaft

Commitment:

Der errungene Status ergibt das Gefiihl
- vielleicht erstmals im Leben - der
Verpflichtung einer Gemeinschaft ge-
genlber. Er hat etwa erreicht und wird
anerkannt.

Belief:

Er glaubt an etwas. Nicht an ein ab-
straktes unlberschaubares Regelwerk
mit Spielregeln, die er nicht beherrscht;
mit einer Last an Verantwortung und
Entscheidungspflichten. Nein, erglaubt
an einin sich geschlossenes und konsi-
stentes System.

Der Glaube ist durch den religiosen
Charakter allumfassend und damit ist
die Kontrolle durchgehend und stan-
dig.
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Der Mangel an Selbstkontrolle wird
durch eine ganzheitliche Integration
in eine Gemeinschaft mitklaren Regeln
und Interpretationsmustern aufgefan-
gen.

Die sprachliche Verstandigung ist
einfacher, weil die Deutungsmuster
schnell erlernbar sind. Zwei Moglich-
keiten des Handelns (Gut und Bdse),
die klar gewertet sind, geben Hand-
lungssicherheit. Handlungssicherheit
gibt Selbstvertrauen, Selbstvertrauen
gibt Selbstwert, Selbstwert verstarkt
Selbstkontrolle — was natirlich noch
empirisch unterlegt werden muss.

Als kontrolltheoretische Hypothese
mochte ich so formulieren: Je weniger
social bonds und Selbstkontrollein der
primdren Sozialisation entwickelt wer-
denkonnte, desto engerundintensiver
muss die soziale Kontrolle nach der Haft-
entlassung sein,um abweichendesVer-
halten zu verhindern. Genau darin liegt
die Leistung von christlichen Gruppen
wie den evangelischen Freikirchen.

Fazit

Sicherlich ist bei der Historie des Straf-
vollzuges, mit dem Missionierungsan-
spruch ausfriiheren Jahrhundertenund
der Bibel als einzigem Buch im Verlies,
eine subjektive Distanz gegeniiber
diesem Thema verstandlich. Auch die
in Jahrhunderten erkdmpfte Trennung
von Staat und Kirche spricht nicht da-
fur, dass nun eine staatliche Institution
missionieren soll. Diesistauch nicht Ziel
oder Wunsch dieser Ausfiihrungen.

Letztendlich haben alle Philosophen
darauf hingewiesen, dass die,gesellige
Ungeselligkeit” des Menschen einer In-
stanz bedarf, die regulierend eingreift,
gleich ob dieses als Uber Ich, als Kol-
lektivbewusstsein, Gott oder sonst wie
bezeichnet wird.

Vielleicht sollte derVollzug diese Chan-
cederResozialisierung bewusster wahr-
nehmen und mehr fordern. Wertfrei
feststellen, dass ein straffreies Leben
durch die Anbindung an christliche Eh-
renamtler auch bei sehr schwierigen

Gefangenen erreicht werden kann.
Immerhin sorgen die Mitarbeiter des
Blauen Kreuzes schon jetzt fur die
vielbeschworene durchgehende Inte-
grationsplanung. Von der Betreuung
im Vollzug fihrt sofort ein nahtloser
Ubergang zu der Nachsorge durch die
jeweilige Blau-Kreuz-Guppe.Und beide
Hilfsangebote sind ganzheitlich und
greifen somit alle Symptome der sozi-
alen Fehlanpassung auf.

Die Ursachen fiir einen Rickfall in de-
linquente Verhaltensmuster sind so
vielfaltig und das gesicherte Wissen in
derKriminologieist so gering,dassauch
bei unseren ehrenamtlichen Betreuern
bei weitem keine Garantie auf ,Erfolg”
vorliegen kann. Dennoch reichen fiir
mich die bereits bekannten Félle einer
gelungenen Wiedereingliederung aus,
umdiesemThema mehrBeachtungund
Aufmerksamkeit zu wiinschen.

Denn hat nicht bereits Durkheim in
seiner klassischen Schrift Gber die
.Elementaren Formen des religidsen
Lebens” (durch Verfasser pointiert ver-
einfachend) festgestellt: Religion ist
nichtsanderes als die Vergotterung der
Gesellschaft!

Wenn das keine gelungene Resoziali-
sierung ist!!!
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Prognosezentrum fiir
den gesamten
niedersachsischen
Justizvollzug bei der
JVA Hannover eroffnet

Monica Steinhilper, Susanne Brandler,
Thomas Villmar

m 1. Februar 2008 hat das Pro-

gnosezentrum fiir den nieder-
sachsischen Justizvollzug seine Arbeit
aufgenommen. Am 19. Juni 2008 ist
es durch den Justizminister Bernd
Busemann offiziell eroffnet worden.
Mit dem Prognosezentrum verfligt
der niedersachsische Justizvollzug
Uber eine Einrichtung, die aktuellen
wissenschaftlichen Anforderungen an
Diagnostik und Prognoseentscheidun-
gen entspricht, insoweit fiir landesweit
einheitliche Standards sorgt, die indivi-
duelle Entwicklung insbesondere von
Sexual-und Gewalttatern wahrend des
Vollzuges im Langsschnitt betrachtet
und dadurch Gefahrlichkeitsprognosen
ein gutes Fundament gibt. Einzelheiten
sind dem Konzept fiir das Prognose-
zentrum zu entnehmen, das unter
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prognosezentrum@jva-h.niedersachsen.
de angefordert werden kann.

Ausgangsiiberlegungen

Straftaten von Sexual- und Gewaltta-
ternwahrendVollzugslockerungenund
Unterbringungim offenenVollzug sind
fur den Justizvollzug ein ,Supergau”.
Selbst nach einer Entlassung nach Voll-
verbiiBung bringen Sexual- und Ge-
waltdelikte den Justizvollzug schnell
mit pauschalen Negativschlagzeilen in
die Medien. Der Justizminister gerat in
dieKritik, die Anstalt und die Fachabtei-
lung im Ministerium sind wochenlang
damit beschaftigt, den Einzelfall auf-
zuarbeiten und die Konsequenzen zu
prifen. Die Opfer leiden oft ihr Leben
lang unter posttraumatischen Bela-
stungsstdrungen. Prognosesicherheit
ist daher im Umgang mit Sexual- und
Gewalttatern von ganz besonderer Be-
deutung.

InvielenLandern, sobislangauchin
Niedersachsen, ist bei diesen Tatergrup-
pen eine sog. ,Doppelbegutachtung”
als Grundlage fiir Vollzugslockerungs-
entscheidungen oder Verlegungen in
den offenen Vollzug vorgeschrieben.
In der Regel soll wenigstens eines die-
ser Gutachten ein externes (psychi-
atrisches) Gutachten sein. Es fehlen
jedoch einheitliche Standards fiir die
Erstellung von forensischen Gutachten
und nicht jeder externe Sachverstdn-
dige berticksichtigt auf gleiche Weise
aktuelle wissenschaftliche Erkenntnisse
aus der Prognoseforschung. Das Bun-
desverfassungsgericht hat in seiner
Entscheidung vom 5. Februar 2004 zur
nachtraglichen Sicherungsverwahrung
u.a.auch Anforderungen an die Qualitat
eines Prognosegutachtens formuliert.
Insbesondere ,musse das Gutachten
verschiedene Hauptbereiche aus dem
Lebenslangs- und —querschnitt des
Verurteilten betrachten” (BverfG, 2
BVvR 2029/01 vom 5.2.2004, Abs. 122).
Wenn allerdings Gutachten in ihren
Qualitatsstandards nicht vergleichbar
sind, kdnnen sie nicht zu Langsschnitt-
bewertungen herangezogen werden;

Von links nach rechts:
Psychologierédtin z.A. Ines Melcher, Sozialoberinspektorin Diane Witte,

Psychologieratin Dr. Susanne Brandler (psychologische Leiterin des Prognosezentrums),
Medizinaloberrat Thomas Villmar (psychiatrischer Leiter des Prognosezentrums),

Dipl. Psychologin Maike Behrens-Buchholz und Psychologierat Peter Schulte

wesentliche Informationen Gber den
Entwicklungsverlauf wahrend des Voll-
zuges gehen verloren.

Projektidee

Das niedersachsische Justizministerium
hat deshalb beschlossen, die hohe Fach-
lichkeit des vollzugsinternen Personals
und dessen Interdisziplinaritat zu nut-
zen und eine eigene Diagnostik- und
Prognoseabteilung einzurichten, die
alslandesweit zustandige Organisation
Einheitlichkeit und Vergleichbarkeit ge-
wahrleistet. Das Vorhaben wurde als
Projekt in das,Einheitliche niedersach-
sischeVollzugskonzept”aufgenommen,
dasimJuni2004 veroffentlicht wurde (s.
www.mj.niedersachsen.de). Darin heif3t
es auf Seite 75:

,Einen hohen Qualitatsstandard ... wol-
len wir gewahrleisten durch

- Begutachtung durch mehrere Exper-
ten (multiprofessionelles Team),

- diagnostische Erst-und Folgebegut-
achtung ( Verdanderungsmessung
durch mindestens zwei Untersu-
chungszeitpunkte),

- einheitliche Standards flr Untersu-
chungsmethoden (fir Exploration,

Test- und Prognoseverfahren) und
fur die Struktur der Gutachten zur
besseren Vergleichbarkeit,

- gezielte Auswahl und regelmaBige
Weiterqualifizierung des Fachperso-
nals der Gutachtenstation,

- Orientierung an wissenschaftlichen
Prognosekriterien und regelmaRBiger
Austausch darliiber mit externen
Fachleuten,

- Uberpriifung der Prognosekraft der
Gutachten durch wissenschaftliche
Begleitung (Evaluation).”

Eine Arbeitsgruppe unter Leitung
des Justizministeriums erarbeitete die
wesentlichen Grundlagen fiir das Kon-
zept. Die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Prognosezentrums entwi-
ckelten es weiter und passten es den
Belangen der Vollzugspraxis an.

Prognoseteam und
Organisation

Die Begutachtungen und gutachter-
lichen Stellungnahmen werden von
forensisch erfahrenen Diplom-Psycho-
loginnen und Diplom-Psychologen, von
einem Psychiater und einer Diplom-
Padagogin vorgenommen. Fiir die voll-
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zuglichen Aufgaben sind Bediensteten
des allgemeinen Vollzugsdienstes ver-
antwortlich. Eine zentrale Funktion hat
derKoordinator des Prognosezentrums.
Er Gbernimmt logistische Aufgaben,
fordert zum Beispiel zu einem gege-
benen Zeitpunkt alle zur Verfligung
stehenden Informationsquellen (Akten,
Gutachten, Verhaltensbeobachtungen
etc.) anundruftdie Inhaftierten aus den
anderen Anstalten fiir einen méglichst
auf 14 Tage befristeten Zeitraum zur
Begutachtungin das Prognosezentrum
ab. Fur Sekretariatsaufgaben steht eine
erfahrene Fachkraft zur Verfligung. Die
Leitung des Prognosezentrums ist als
Ko-Leitungsmodell konzeptualisiert. Sie
spiegelt den interdisziplindren Grund-
charakter des Prognosezentrums wie-
der und ist folglich mit einer psycho-
logischen und einer psychiatrischen
Fachkraft besetzt. Die Leitung ist eben-
falls gutachterlich tatig; alle Gutachten
werden von ihr fachlich verantwortet.

Das Prognosezentrum mit seinen
landesweiten Aufgabenistdienstrecht-
lich der JVA Hannover angegliedert;
die unmittelbare Fachaufsicht liegt im
Justizministerium. Mit seinen vollzug-
lichen Ablaufen (Uberwachung, Betreu-
ung, Transport etc.) ist es in die Struk-
turen der Anstalt integriert, raumlich
dagegen vom (brigen Vollzug erkenn-
bar abgegrenzt. Auch organisatorisch
ist das Prognosezentrum weitgehend
eigenstandig.

Aufgaben und
Qualitatsstandards

Sexual-und Gewaltstraftaterwerdenbe-
reits zu Beginn ihrer Haftzeit begutach-
tet, um eine umfassende diagnostische
Beurteilung ihrer personlichen Beson-
derheiten und eine Einschatzung ihrer
Gefahrlichkeit vornehmen zu konnen.
Die Erstbegutachtungistdie Grundlage
furdie weitere Vollzugsplanung, u.a. fir
die Frage, ob eine sozialtherapeutische
Behandlung angezeigtist.Sollzu einem
spateren Zeitpunkt der Vollzug gelo-
ckert werden, werden die Gefangenen
erneutim Prognosezentrum vorgestellt,

umderen personliche Entwicklung und
speziell die Eignung fiir eine erste Voll-
zugslockerung beurteilen zu kénnen
(Folgebegutachtung). Dies hat den
Vorteil, dass die Taterpersonlichkeit zu
zweiverschiedenen Beobachtungszeit-
punkten von denselben Fachkraften
beurteilt und verglichen wird und vor
diesem Hintergrund die Entwicklung
beschrieben werden kann. Verhaltens-
anderungen kdnnen im Langsschnitt-
vergleich gemessen werden, zum
Beispiel mit Blick auf deliktrelevante
Haltungen und deliktspezifische Reak-
tionsweisen.

Mit der Einrichtung des Prognose-
zentrums sind Begutachtungen von
Straftdtern in Niedersachsen an einer
Stelle zentralisiert. Das Prognosezen-
trum ist die herausragende Empfeh-
lungsinstanz bei unterschiedlichen Fra-
gestellungen gegenibervollzuglichen,
therapeutischen und gerichtlichen In-
stanzen.Um dieser besonderen Verant-
wortung gerechtzu werden, missen die
Gutachten hohen Qualitatsstandards
genugen.

Standards werden zum Beispiel
durch die Interdisziplinaritdt gesetzt.
Die verschiedenen fachlichen und fo-
rensischen Vorerfahrungen der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter lassen
die Betrachtung eines Sachverhalts
aus verschiedenen Blickwinkeln zu. Es
ergibt sich ein breit abgestiitztes Fall-
verstandnis, das jeweils die Grundlage
flr eine sachverstandige Hypothesen-
bildung und die daraus abzuleitenden
gutachterlichen Beurteilungen und
Empfehlungen ist.

Bei der Erstellung der Gutachten
und gutachterlichen Stellungnahmen
werden einheitliche Gutachtenstan-
dards angewendet, deren Struktur klar
definiert ist und deren Kriterien opera-
tionalisiert sind. Sie entsprechen den
so genannten Mindestanforderungen
an Prognosegutachten, wie sie von
juristischen und forensischen Fachleu-
ten formuliert wurden. Alle Informa-
tionsquellen werden offengelegt. Der

gutachterliche Bewertungsvorgang er-
gibt sich aus den vorliegenden Fakten,
dem psycho-pathologischen Befund
bezlglich der Personlichkeitsdiagnostik
sowie — unter Zuhilfenahme von ge-
eigneten Prognoseinstrumenten — der
legal-prognostischen Einschatzung. Die
Expertisen sind in ihrer formalinhalt-
lichen Struktur transparent und nach-
vollziehbar und kdnnen untereinander
und auch im zeitlichen Verlauf verg-
lichen werden.

Wissenschaftliche Beglei-
tung und Qualitdtskontrolle

Die gutachterliche Arbeit des Progno-
sezentrums wird vom Kriminologischen
Dienstdes niedersachsischen Justizvoll-
zugs wissenschaftlich begleitet. Alleim
Prognosezentrum erfassten umfang-
reichen Daten werden gezielt in eine
Rickfall- und Evaluationsforschung
einbezogen und analysiert. Die enge
Zusammenarbeit mit dem Kriminologi-
schen Dienst sichert die Aktualitat der
wissenschaftlichen Erkenntnisse und
die wissenschaftliche Fundierung der
praktischen Arbeit.

Nur durch ein aktives Qualitatsma-
nagement konnen die Begutachtungen
in diagnostischer und prognostischer
Hinsicht auf einem hohen Niveau ge-
halten werden.

Die Standards werden im interdis-
ziplindren Diskurs kontinuierlich Uber-
prift und weiterentwickelt. Durch die
Teilnahme an forensischen Fortbil-
dungsveranstaltungen soll sicherge-
stellt werden, dass aktuelle fachliche
Entwicklungen und neue wissenschaft-
liche Erkenntnisse in die Diskussion und
die Arbeit eingebracht werden kon-
nen.

Jeder einzelne Begutachtungsfall
wird in der wochentlich stattfindenden
Fallkonferenz des Prognoseteams aus-
fahrlich besprochen. Jedes Gutach-
ten wird sodann dem so genannten
JVier-Augen-Prinzip” folgend durch
das Leitungsteam gegengelesen und
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verantwortlich gezeichnet. Im Ver-
gleich zu dem bisher in Niedersachsen
praktizierten Modell der ,Doppelbe-
gutachtung” sichert dieses Verfahren
eine erhohte Objektivitat der diagnos-
tischen und legal-prognostischen Be-
urteilungen.

Die im Prognosezentrum erstellten
Gutachten werden regelmaBig einer
Qualitatskontrolle durch auBenste-
hende Fachpersonen unterzogen. Zu
diesem Zweck ist die Kooperation mit
einer universitdaren forensischen Ein-
richtung geplant, diein Stichproben die
formalen und inhaltlichen Strukturen
der Gutachten evaluiert. Ziel ist es, ei-
nen dauerhaften Expertenaustausch
zu initiieren, der neben der externen
Qualitatstuberprifung der Arbeit des
Prognosezentrums auch eine Koope-
ration in Wissenschaft und Praxis ein-
schlief3t.

Dr. Monica Steinhilper

Ministerialdirigentin, Leiterin der Abteilung Strafvollzug
im niederséchsischen Ministerium der Justiz

pressestelle@mj niedersachsen.de

Dr. Susanne Brandler
Psychologische Leiterin des Prognosezentrums
bei der JVA Hannover

susanne.brandler@jva-h niedersachsen.de

Thomas Villmar
Psychiatrischer Leiter des Prognosezentrums
bei der JVA Hannover

thomas.villmar@jva-h niedersachsen.de

Ausbildung des Personals im Umgang mit
psychisch auffalligen Insassen

Hans Ulrich Meier

eit den frilhen Neunzigerjahren

wurde von Vollzugspraktikern im-
mer wieder festgestellt, dass vermehrt
psychisch kranke Straftater in Instituti-
onendes Freiheitsentzugs eingewiesen
werden und der Bedarfan psychiatrisch
- psychologischer Behandlung massiv
zugenommen hat. Im Bericht der Ar-
beitsgruppe ,Aus- und Weiterbildung
des Betreuungspersonals von psychisch
auffalligen Straftdatern” vom Januar
1999 wurde die Auffassung der Prakti-
ker bestatigt. Es wurde an die Konferenz
derKantonalen Justiz- und Polizeidirek-
toren (KKJPD) der Antrag gestellt, am
Schweizerischen Ausbildungszentrum
fur das Strafvollzugspersonal (SAZ) die
bereits seitlangem bestehende Grund-
ausbildung in Psychopathologie mit
einer entsprechenden Weiterbildung
Zu erganzen.

Die Arbeitsgruppe ,Gesundheit im
Freiheitsentzug” des Bundesamtes fiir
Gesundheit (BAG) stellte in ihrem Be-
richt vom Oktober 1999 ebenfalls fest,
dassdas Personalim Freiheitsentzug mit
den taglich auftauchenden Problemen
von psychisch auffalligen und kranken
Insassen zunehmend Uberfordert ist.
Die KKJPD erteilte darauf dem SAZ den
Auftrag, ein entsprechendes Fort- und
Weiterbildungsmodul zu konzipieren.

Das SAZ reagierte rasch auf den
Auftrag der KKJPD und entwickelte bis
Mitte 2000 ein Konzept, welches zwei
unterschiedliche Angebote umfasstund
mit kleinen Anderungen bis heute mit
gutem Erfolg fiir alle Sprachregionen
angeboten wird. Es sind dies eine 3-ta-
gige Fortbildung sowie ein 7-wdchige
Weiterbildungskurs.

Die 3-tagige Fortbildung haben bis
jetzt ca. 1800 Teilnehmerinnen und

Teilnehmer absolviert. Die 7-wochige
Weiterbildung haben 160 Absolventen
und Absolventinnen besucht.

Ziele, Struktur und
Inhalt dieses Unterrichts

3-tagige
Fortbildungsveranstaltung

Die Ziele dieses Kurses sind:

- Schulung der Beobachtung

- ErganzungundVertiefungdesGrund-
wissens im Umgang mit psychisch-
auffalligen und kranken Insassen

- Uberpriifung und Differenzierung
der eigenen Interventionsmdoglich-
keiten

Im Rahmen der Diskussion mitVollzugs-
fachleuten und forensischen Psychia-
tern schienen uns diese drei Bereiche
von besondererWichtigkeit. Die Inhalte
werden wie folgt formuliert:

Schulung der Beobachtung

Die Teilnehmenden sollen bei der Be-

obachtung ihrer Klientinnen und Kli-

enten sensibilisiert werden, moglichst

genauund professionell hinzuschauen.

Es geht dabei um folgende Punkte:

- WelcheVerhaltensweisenbeiunseren
Gefangenen sind beobachtbar?

- Was erscheint mir dabei psychisch
auffallig - krank oder ,ver-riickt"?

- Wie kann ich diese Beobachtungen
einordnen?

- Brauche ich dabei die Hilfe eines
Spezialisten (Psychiater, Psycholo-
gen usw.)

Vertiefung des Grundwissens

Aufbauend auf die Grundausbildung
der Psychopathologie wollen wir das
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Grundwissen in den hauptsachlichen
Problembereichen erweitern und ver-
tiefen. Es sind dies die Themen

- Depression und Suizidalitat

- Schizophrenie und schizophrenie-
dhnliche Zustande

- Personlichkeitsstorungen mit den
drei im Strafvollzug am meisten ver-
tretenen Diagnosen:
- Dissoziale Personlichkeitsstérung

- Borderline  Personlichkeitssto-
rung

- Narzisstische Personlichkeitssto-
rung

Differenzieren der
Interventionsmaoglichkeiten

Die Teilnehmenden sollen aufgrund
dieser Fortbildung ihre eigenen Inter-
ventionsmoglichkeiten tGberprifen und
wenn moglich differenzieren. Dies heif3t
auch, in unklaren Situationen rechtzei-
tig Hilfe von Fachpersonen zu bean-
spruchen.

7-wochiger
Weiterbildungskurs

Hier sind die Zielsetzungen verstandli-
cherweise hoher gesteckt.

Wir mochten die folgenden 3 Haupt-
ziele erreichen:

Erweitertes Grundwissen

Die Teilnehmer verfligen nach Ab-
schluss des Kurses Uber ein erweitertes
Wissen in Bezug auf den Umgang mit
psychisch stark auffalligen oder kran-
ken Insassinnen. Sie sind in der Lage
einzuschatzen, wo fachliche Hilfe not-
wendig ist.

Verbessertes Anwenden

Sie kénnen ihr zusdtzliches fachliches
Wissen im Vollzugsalltag anwenden
und damit professioneller und gezielt
reagieren. Sie kdnnen mit Krisensitu-
ationen besser umgehen und kennen
deeskalierende Verhaltensweisen.

Professionelle Ansprechpartner

Sie sind Ansprechpartner fiirihre Team-
kollegen und -kolleginnen bei Proble-
men in diesem Bereich und in Fragen
derinterdisziplindren Zusammenarbeit
mit entsprechenden Fachleuten.

Struktur des Kurses

Dieser 7-wochige Kurs ist in einen The-
orieblock von 3Wochen, ein Praktikum
von 3Wochen sowie einen Vertiefungs-
und Auswertungsblock von 1T Woche
gegliedert. Nach Abschluss des Kurses
werden dieTeilnehmer nach 4 Monaten
zu einem zusétzlichen Erfahrungsaus-
tausch aufgeboten.

Sowohlin der Fort- als auch in der Wei-
terbildung wird grof3es Gewicht auf
die Verbindung von Theorie und Praxis
gelegt, um in den aktuellen Vollzugssi-
tuationen ein professionelles und ange-
messenes Handeln zu beglinstigen.

Wo liegen nun die Hauptpro-
blembereiche des Personals
im Umgang mit psychisch
auffalligen und kranken
Insassen und Insassinnen?

Aus Uber 200 Gruppenarbeiten von
Kursteilnehmern wahrend der letzten
6 Jahre haben sich klare Schwerpunkte
im Bezug auf die Praxisprobleme erge-
ben. Die Aussagen weisen einen ho-
hen Grad von Ubereinstimmung aus.
Die Kursleitung hat fiir diese Arbeiten
verschiedene Fragen vorgegeben. Ich
fasse die haufigsten Antworten zu den
einzelnen Problembereichen kurz zu-
sammen.

Frage 1:

Welche Probleme ergeben sich durch
sogenannt ,psychisch-aufféllige” Insas-
sen?

- Im Arbeitsbereich sowie im Wohn-
und Freizeitbereich?

a) Als Probleme im Arbeitsbereich
wurden genannt:

- Der hohe Zeitaufwand fir die Be-
treuung von psychisch-kranken In-
sassen.

- DerhoheLeistungsdruck, derzusatz-
lichzuranspruchsvollen Betreuungs-
aufgabe auf den Werkstattmitarbei-
tern lastet.

- Die gestorte Dynamik der Insassen-
gruppe

- DieSchwierigkeitenin Bezug aufeine
faire Bewertung der Arbeitsleistung
von psychisch Kranken.

- Der Umgang beziiglich Information
derandern Insassen tiber die Beson-
derheiten einer psychischen Krank-
heit (Arzt- und Berufsgeheimnis)

b) Im Freizeitbereich wurden vor
allem folgende Punkte genannt:

- Die gestorte Gruppendynamik

- Der Stress des Teams beziiglich der
UnberechenbarkeitderInsassenund
Insassinnen

- DieGefahrderTeamspaltung beiden
Mitarbeitenden vor allem im Um-
gang mit personlichkeitsgestorten
Gefangenen

- Hygieneprobleme bei einemTeil der
psychisch Kranken
sowie

- derAusschlussausder Gruppedurch
andere Insassen

Diese Probleme werden bei auslan-
dischen Insassen in vielen Fallen durch
Sprachprobleme verstarkt.

Frage 2:
Wie dulBern sich diese Probleme?

- Gegenlber den Vollzugsmitarbei-
tern
- Gegeniiber den Mitgefangenen

a) Gegeniiber den Vollzugsmitar-
beitern

- Angste vor unkontrollierbaren Ent-
wicklungen und pl6tzlichen Aggres-
sionen.

- Unverstandnis bezliglich des uner-
klarlichen Verhaltens

- Unterschiedliche Einschatzungen
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von auffdlligen Verhaltensweisen
durch das Team (b6swillig oder
krank)

- Verstandigungsschwierigkeiten (ge-
storte Wahrnehmung)

- Hilflosigkeit (bei massiven Psychosen
und/oder Medikamentenverweige-
rung)

- Zeitaufwand (Gruppe kontra Einzel-
betreuung)

- Mehr Zellenrufe, vor allem im Nacht-
dienst

b) Gegeniiber den Mitgefangenen

- Dieerhohte Aggressionsproblematik
und Aggressionsbereitschaft.

- Die Verstandnislosigkeit der Mitge-
fangenen
sowie

- die Ausgrenzung durch Mitgefan-
gene

Frage 3:
Welche Hilfen stehen lhnen zur Verfii-

gung?

- Keine oder zuwenig (vor allem in
kleinen Institutionen und im U-Haft-
Bereich)

- Integrationsprogramme (je nach In-
stitution)

- Spezialisten (Psychologen, Sozial-
dienst, Psychiater)

- Medikamente

- Disziplinarzelle (Reizentzug)

- Versetzung in andere Anstalt oder
psych. Klinik

- Teamgesprache

- Supervision

Hierfihlten sich die Vollzugsmitarbeiter
und-Mitarbeiterinnen oftmals zu wenig
informiertundin kritischen Situationen
manchmal allein gelassen.

Frage 4:
Wo zeigen sich Grenzen?

- Fehlende oder ungentiigende Perso-
nalausbildung und Personalmangel
(Budget)

- Zuwenig Kommunikationsmdglich-
keiten untereinander und interdis-
ziplinar

- Drehtureffekt in der Psychiatrie, die
Gefangenen werden zu schnell zu-
rickverlegt.

- Ungentigende Information durch
Vorgesetzte und Spezialisten

- Zeitmangel des Personalsfiir die not-
wendige Einzelbetreuung

- Absolute Ueberforderung bei aku-
ten psychotischen Zustanden und
keine Moglichkeit zur Zwangsme-
dikation.

- KeineKlinikpldtze fiir Gemeingeféhr-
liche (nur 9 Platze in der Rheinau)

- Mangelnde Prasenzder Psychiaterin
einem Teil der Institution

- Anforderungen, die strukturell und
personell nicht erfiillt werden kdn-
nen. (Z.B. bei Betreuungs- und Uber-
wachungsauftragen).

Wie gehen wir nunim
Unterricht vor, um auf diese
Praxisprobleme moglichst
konkrete Antworten zu
finden?

1. Bei den 3-tdgigen Kursen
JederTeilnehmende wird aufgefordert,
beim Besuch des Kurses einen kon-
kreten Fall mitzubringen. Er soll dabei
von einem Fallbeispiel ausgehen, bei
dem die Schwierigkeiten nach seiner
Auffassung mit dem Thema,psychisch
auffallig” oder,psychisch krank” zu tun
haben. DerTeilnehmende erhélt zu die-
sem Zweck von der Schule ein Merkblatt
zugeschickt, welches hilft, das Fallbei-
spiel entsprechend zu strukturieren und
vorzubereiten.

Am ersten Tag werden die Teilneh-

menden bei ihren Praxisproblemen
abgeholt, und in einer Gruppenarbeit
werden die praxisrelevanten Probleme
diskutiert und aufgelistet. (Wie begeg-
nen mir psychisch auffillige Insassen,
wie nehme ich sie wahr, wie reagiere
ich auf sie?).
In einer weiteren Gruppenarbeit wer-
den die mitgebrachten Fallbeispiele
besprochen und je ein Fall ausgesucht,
den die Gruppe im Plenum bearbeiten
mochte.

Dazwischen werden Unterrichtsse-
quenzen eingebaut, welche die Teil-
nehmerfur die Wichtigkeit einer profes-
sionellen Beobachtung sensibilisieren
sollen. (Konkretes Verhalten beschrei-
ben, keine Laiendiagnosen stellen).

Als Ziel des ersten Tages kann formu-
liert werden: ,Ich weil3 zu beobachten
und erkenne auffdlliges Verhalten im
Vollzug”.

Am zweiten undin der ersten Halfte

desdrittenTageswerden nacheinem Ex-
kurs tberauffalligesVerhalteninnerhalb
der Geféngnisrealitat die konkreten Fall-
beispiele mit Fachexperten besprochen
und mit theoretischen Inputs ergdnzt.
Zu den Schwerpunktthemen Depressi-
on und Suizidalitat, Schizophrenie und
wahnhafte Zustande sowie Personlich-
keitsstorungen werden entsprechende
Merkblatter abgegeben.
Ziel:,Ich weil3, wie psychisch auffdlliges
oder krankes Verhalten eingeordnet
werden kann und vermag besser zu be-
urteilen, auf Grund welcher Symptome
professionelle Hilfe notwendig wird".

In der Abschlusssequenz wird ver-
sucht, dieses Wissen auch noch mitden
jeweiligen institutionellen Randbedin-
gungen in Verbindung zu bringen.
Ziel: ,Ich weill wie zu handeln ist, wo
meine Grenzen sind, was fur Kanéle ich
benutzen kann und was fiir Angebotein
Bezug aufinterdisziplindre Zusammen-
arbeit mit Psychologen und Psychiatern
in den jeweiligen Institutionen zur Ver-
fugung stehen”

2. Beim 7-wochigen

Weiterbildungskurs

Der 7-wdchige Weiterbildungskurs stellt

hohe Anforderungen undrichtetsichan

Mitarbeitende die an diesem Thema

besonders interessiert sind.

Er bietet:

- Eine Ubersicht iiber die Psychopa-
thologie, aufbauend auf dem Grund-
kurs

- Die Gewahrleistung eines minimalen
Verstandnisses fir Medikamenten-
wirkungen
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- Dievertiefte Schulung der Beobach-
tung
- DieVermittlung von Grundregeln des

Krisenmanagements,

- zum einen auf der individuellen
Ebene (hier geht es vor allem um
die Schulung des Verhaltens, der
Fahigkeit zur Analyse und der Bei-
behaltung dernétigen Distanzum
nicht mit zu agieren);

- zumandernaufderinstitutionellen
Ebene (hier geht es um Fragen,
wie managt die Institution Krisen,
was flir Kommunikationskanéle
sind vorhanden und was fir In-
strumente der interdisziplinaren
Zusammenarbeit werden ange-
boten).

- Anleitung zur interdisziplindren Zu-
sammenarbeit durch:

- Grundkenntnisse deranderen Dis-
ziplin

- Akzeptanzund Verstandnis fiir die
jeweils anderen Denkweisen

- Professioneller Umgang mit Infor-

mationen

- Verstehen von psychiatrischen
Gutachten

- Kenntnis tGber mogliche Behand-
lungsangebote, Behandlungs-
prozesse und Behandlungsergeb-
nisse

- Teamarbeit in spezialisierten Ein-
richtungen (z.B. die Wichtigkeit der
Einheitlichkeit im Team)

- Information tGber Kommunikations-
standards, KommunikationsgefaRe,
Kommunikationsformen usw.

- Information tGiber Trauma, Opfer, Op-
ferverhalten und die Folgeprobleme
fuir das Opfer.

Wahrend des Praktikums soll das Ge-
lernte unter professioneller Anleitung
Uberprift und soweit wie moglich in
fachlichesHandeln umgesetzt werden.
Die Mitarbeiter im Vollzug sollen ihr
Praktikum in psychiatrischen Kliniken,
wenn maoglich in der forensischen Psy-
chiatrie oder in der Akutpsychiatrie,
leisten.

In der abschlieBenden Kurswoche
geht es primar um das Umsetzen des

Gelernten in den konkreten eigenen

Arbeitsalltag.

Mittel dazu sind:

- Gruppenarbeit, Fallarbeit, Videose-
quenzen, Rollenspiele und andere
Lerntechniken der Erwachsenenbil-
dung wie Workshops, Marktplatzsi-
tuationen usw.

Grundlage des Lernens in der abschlie-
RBenden Kurswoche ist das Einbringen
von Material aus der eigenen Praxis
sowie ausdem absolvierten Praktikum.
Die im ersten Kursblock aufgenom-
menen Lerninhalte sollen miteinander
verknlipft werden und der Absolvent
soll die nétige Sicherheit erhalten, das
neu erworbene Wissen auch in sein
Arbeitsteam einzubringen.

Zur interdisziplindren
Zusammenarbeit

Sowohl in der 3-tdgigen Fortbildung
als auch im 7-wochigen Weiterbil-
dungskurs arbeiten wir mit den fiih-
renden forensischen Psychiatern und
andern kompetenten Fachleuten aus
der ganzen Schweiz zusammen. Diese
Dozenten sind immer wieder erstaunt
und erfreut, wie differenziert Vollzugs-
mitarbeiter beobachten, welche inte-
ressanten Fallbeispiele sie einbringen
und wie engagiert im Unterricht ge-
arbeitet wird. Umso betriiblicher ist es
aus meiner Sicht, dass das Potential
dieser Mitarbeitenden, welches fir die
Betriebskultur und den Umgang, vor
allem auch mit psychisch kranken In-
sassen, eine entscheidende Rolle spielt,
in einigen Institutionen nur mangelhaft
genutzt wird. Nebst positiven Beispie-
len die beweisen, dass berufsiibergrei-
fend eine gute interdisziplinare Arbeit
moglich ist, gibt es immer noch Spe-
zialisten, die glauben, ohne Informa-
tion aus der Vollzugsrealitdt zu einer
differenzierten Diagnose und einem
wirkungsvollen Behandlungsansatz
kommen zu kénnen. Erschwerend sind
die zum Teil mangelnde Information
und Unterstlitzung des Personals im
Umgang mit psychisch auffalligen und
kranken Insassen und Insassinnen.Z.B.

dann, wenn aufgrund des Arztgeheim-
nisses demVollzugspersonal keine Hin-
weise auf die Krankheit und hilfreiche
Verhaltensweisen mitgeteilt werden;
dieselben Mitarbeiter aber wahrend
der Woche und vor allem an Wochen-
enden verordnete Medikamente ver-
teilen und teilweise sogar vorbereiten
missen. Diese Diskrepanzen zwischen
Information und Aufgabenstellung sind
fur das Vollzugspersonal, das in dieser
Beziehung zunehmend auch die Rolle
von medizinischem Hilfspersonal ein-
nimmt, schwer verstandlich.

Dogmatische Positionen helfen
hier mit Sicherheit nicht weiter. Die
medizinisch ethischen Richtlinien der
Schweizerischen Akademie der medi-
zinischen Wissenschaften lassen den
notwendigen Austausch von medizi-
nischen Informationen zwischen dem
medizinischen Personal und dem Voll-
zugspersonal soweit notwendig und
hilfreich auch zu.

Nur so kann auf die veranderten Rand-
bedingungen sinnvoll reagiert wer-
den.

Wo liegen nun die Gefahren
und Chancen dieser Fort- und
Weiterbildungsangebote?

Chancenbietendiese Angebote des SAZ
meiner Meinung nach dann, wenn sie
zu einer qualitativen Verbesserung des
Vollzugsim Umgang mit psychisch auf-
falligen und kranken Gefangenen bei-
tragen kénnen. Voraussetzungen dazu
sind das Erkennen und Einordnen von
auffalligem Verhalten, die Moglichkeit
zu professionellerem Handelnin diesem
Problembereich und die Intensivierung
derinterdisziplindren Zusammenarbeit
mit den jeweiligen Spezialisten.

Kontraproduktiv ware, wenn die
vertiefte Fort- und Weiterbildung des
Personals dazu fiihren wirde, die nun
~gebildeten Laien” vermehrt ohnefach-
liche Unterstlitzung von Psychiatern
und Psychologen arbeiten zu lassen
und mit Hinweis auf die erhéhte Kom-
petenz des Personals notwendige Ver-
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setzungenin Spezialeinrichtungen aus
Kostengriinden zu verzégern oder gar
zu verhindern.

Im Rahmen von Spariibungen,
welche (kantonal unterschiedlich) die
Arbeitsbedingungen im Strafvollzug
teilweise bereits verschlechtert haben,
sind leider auch solche Szenarien nicht
auszuschlieBen. In diesem Zusammen-
hang ist mir aber trostlicherweise ein
Satz in den Sinn gekommen, den ein
friherer Anstaltsleiterkollege oftmals
zu zitieren pflegte.

Er lautet:

+Auf jeden Fortschritt folgt ein Riick-
schritt — doch er verbraust — und es
bleibt immer ein Rest des Gewinns”.
Ich hoffe sehr, dass er damit langfristig
recht behalten moge.

Hans-Ulrich Meier

Dozent am Schweizer Ausbildungszentrum fiir das
Strafvollzugspersonal
humconsult@bluewin.ch

Tagung:

Mitarbeiter/innen bei der
Stange halten

Veranstalter:
Fihrungsakademieim Bildungsin-
stitut des niedersachsischen
Justizvollzugs

Ort: Celle

9.-10. September 2008
Tel:05141/5939-459
Rolf.koch@bi-jv.niedersachsen.de

Abschiebungshaft — keine Verbesserung in Sicht

Wulf J6hnk

nfang Juni 2008 haben sich die

Innenminister der Mitgliedstaaten
der EU auf ,Kriterien zur Abschiebung
illegaler Fliichtlinge” geeinigt. Wer ge-
hoffthatte, dielnnenminister-Verstandi-
gung wurde zu einer Verbesserung der
Rechtsposition der von Abschiebung
und Abschiebungshaft betroffenen
Flichtlinge flhren, muss enttauscht
feststellen: es wird keine Verbesserung
geben, die EU-Innenminister haben sich
im Gegenteil in Bezug auf die Abschie-
bungshaftauf einen Standard geeinigt,
der der duf3erst restriktiven sowie aus
verfassungsrechtlicher und humani-
tarer Sicht bedenklichen deutschen
Rechtslage entspricht." So kann bei-
spielsweise die Abschiebungshaftnach
der Ubereinkunft der EU-Innenminister
bis zu 18 Monate andauern: 1 %2 Jahre
Freiheitsentzug, haufig vollstreckt in
Strafvollzugsanstalten und damit re-
gelméaBig den dortigen fiir Straftater
erlassenen Restriktionen unterworfen,
fureine verwaltungsrechtliche Zwangs-
mal3nahme zur Sicherung der Abschie-
bung eines ausreisepflichtigen Fliicht-
lings, der weder eine Straftat begangen
hatnochin Beugehaftgenommen wer-
den darf - eine gesetzlich vorgesehene
MaBnahme also, die unter Beachtung
des in dem sogenannten UbermaRver-
botenthaltenenverfassungsrechtlichen
Grundsatzes der Verhatlnismafigkeit
erheblichen verfassungsrechtlichen
Bedenken begegnet.
Zwar gilt fur die Durchfiihrung der
Abschiebungshaft als Ausgestaltung
des UbermafBverbots das sogenann-
te Beschleunigungsgebot, danach ist
das Abschiebungsverfahren von der
Auslanderbehoérde mit gréBtmaoglicher
Beschleunigung zu betreiben, um die
Haftdauer fiir die Betroffenen moglichst
kurz zu halten. Das Beschleunigungs-
gebot wird in der Praxis jedoch hédufig
nicht beachtet.?

Nur als scheinbarer Fortschritt ent-
puppt sich die Verstandigung der EU-
Innenminister darauf, dass Fliichtlinge
kiinftig einen Anspruch auf einen ko-
stenlosen Rechtsbeistand haben sollen.
Diesistvon Hilfsorganisationen und von
Landesbeiraten firr die Durchfiihrung
der Abschiebungshaft immer wieder
gefordert worden,? insbesondere auch
fur das Verfahren zur Anordnung der
Abschiebungshaft gegeniiber unbe-
gleiteten minderjahrigen Fliichtlingen
(die, obwohl nicht voll geschaftsfahig,
nach deutschem Auslanderrecht ohne
rechtliche Vertretung abgeschoben und
in Abschiebungshaft genommen wer-
denkonnen, § 80 AufenthG).Im Zusam-
menhang mit dieser Ubereinkunft ist
aber bereits deutlich gemacht worden,
dass fiir die deutsche Rechtspraxis das
Recht der Prozesskostenhilfe ausreiche.*
DerWeg liber die Prozesskostenhilfe ist
indessen nur theoretisch gegeben, hat
aber keine praktische Relevanz.®
Nach dem Beschluss der EU-Innen-
minster wird sich in Deutschland fir
die Abschiebungshaft also in den ge-
setzlichen Regelungen und deshalb
auch in der Praxis der Anordnung und
Durchfiihrung nichts @ndern. Dabei ist
der Anderungsbedarf groB, wie nicht
nur von Hilfsorganisationen,® sondern
auch in dem - allerdings nur sparlich
vorhandenen - juristischen Schrifttum
gefordert wird.”

Die Forderungen nach Veranderungen
setzen schon bei den gesetzlichen Be-
stimmungen des deutschen Ausldn-
derrechts tber die Anordnung der Ab-
schiebungshaft an. Die grundlegende
Bestimmung des § 62 Abs. 2 Nr. 1 Auf-
enthG, wonach Abschiebungshaft als
Sicherungshaft dann anzuordnen ist,
swenn der Auslander auf Grund ei-
ner unerlaubten Einreise vollziehbar
ausreisepflichtig ist”, ist verfassungs-
rechtlich nur haltbar, wenn sie verfas-
sungskonform ausgelegt wird.? Bei Be-
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achtung des verfassungsrechtlichen
UbermaBverbots ist die Anordnung
der Abschiebungshaft nur dann ge-
rechtfertigt, wenn sie zur Sicherung
der Abschiebung erforderlich ist. Das
istnurdannder Fall, wenn hinreichende
Anhaltspunkte daflir bestehen, dass
der Auslander sich der Abschiebung
entziehen, also untertauchen will (so-
genannte Vereitelungsabsicht). Die
genannte Rechtsvorschrift stellt aber
allein darauf ab, dass der Auslander
auf Grund einer unerlaubten Einreise
vollziehbar ausreisepflichtig ist - das
ist die Voraussetzung fiir die Abschie-
bung selbst (§ 58 Abs. 1, Abs. 2 Nr.
1 AufenthG) — und stutzt darauf die
Vermutung der Vereitelungsabsicht (§
62 Abs. 2 S. 3 AufenthG). Die grundle-
gende Vorschrift Giber die Anordnung
derSicherungshaft misste also deutlich
praziser formuliert werden,’) um dieim
Zusammenhang mit der Anwendung
dieser Vorschrift haufig auftretenden
Fehler zu vermeiden.

Dies gilt beispielsweise auch fiir die Vor-
schriftdes §62 Abs.2S.5 AufenthG Uber
die Fortdauer der Haft nach Scheitern
der Abschiebung. Hier hat es der Ge-
setzgeberversaumt zu bericksichtigen,
dassessichin der Sache um eine weitere
Entscheidung liber einen Freiheitsent-
zug handelt, den die Auslanderbehorde
nicht allein treffen kann, sondern nach
Art. 104 Abs. 2 GG einerichterliche Ent-
scheidung einholen muss.

In der Praxis der Umsetzung der ge-
setzlichen Bestimmungen zur Abschie-
bungshaftkommtes auBergewdhnlich
haufig zu erheblichen RechtsverstoRen,
die deshalb als besonders schwerwie-
gend zu bewerten sind, weil mit der
Haft ein grundrechtlich hochsensibler
Bereich—namlich derdurch Art. 104 GG
besonders strengen Anforderungen un-
terworfene Freiheitsentzug — betroffen
ist.' Abschiebungshaft wird angeord-
net, obwohl sie nicht erforderlichist; sie
wird leichtfertig, d.h. ohne griindliche
Prifung, ob die rechtlichen Vorausset-
zungen vorliegen, und unter haufiger
Missachtung des Grundsatzes der Ver-
haltnismaligkeit ausgesprochen; un-
begleitete Minderjahrige werden als

Abschiebungshaftlinge unter Nicht-
beachtung jugendschutzrechtlicher
Bestimmungen und unter hdufiger
Missachtung der einschldgigen ober-
gerichtlichen RechtsprechungzumTeil
wie Kriminelle in einer Jugendstrafan-
stalteingesperrt; auf Erkrankungen, ins-
besondere auch auf Traumatisierungen
der Betroffenen wird nicht hinreichend
Rucksicht genommen. Die Dauer der
Abschiebungshaftisthdufig zulang, das
Beschleunigungsgebot wird, wie schon
erwahnt, haufig nicht beachtet.

ZurVerbesserung der Situation sind
Vorschlage unterbreitet worden, die
sich sowohl an den Gesetzgeber wie
auch an die obersten Ausldnderbehor-
den und - in Bezug auf den besonders
problematischen Umgang mit unbe-
gleiteten minderjahrigen Fliichtlingen
—-andieJugendbehordenrichten.'' He-
rausgekommen ist wenig. Der Gesetz-
geber hat sich ledig genétigt gesehen,
endlich eine gesetzliche Grundlage fur
die vorlaufige Festnahme von Fliichtlin-
gen zu schaffen (§ 62 Abs. 4 AufenthG
idF vom 19.8.2007), nachdem zuvor
Uber ein Jahrzehnt lang Flichtlinge
ohne ausreichende Rechtsgrundlage
vorldufig festgenommen worden sind.
Darulber hinaus hat es einige durchaus
hilfreiche Hinweise und Klarstellungen
in den Erlassen zur Durchfiihrung der
Abschiebungshaft der obersten Aus-
landerbehdrden der Bundesléander
gegeben.’? Andere Verbesserungen
sind nicht in Sicht, im Gegenteil - es
droht eine weitere Verschlechterung
der Rechtslage flir von Abschiebungs-
haft betroffene Fliichtlinge: nach dem
Entwurfeines FGG-Reformgesetzes, das
auch das Verfahren nach dem bislang
fur das Abschiebungsverfahren gel-
tenden FEVG erfasst, soll kiinftig die
weitere Beschwerde an das Oberlan-
desgericht entfallen. Dies wirde fir
das Abschiebungsverfahren zu einem
erheblichen Abbau an Rechtsschutz-
moglichkeiten und zu einer EinbuBe an
Rechtssicherheit flihren — sind es doch
gerade die Oberlandesgerichte, die die
Auslanderbehérden und Amtsgerichte
in Abschiebungshaftverfahren auf die

Einhaltung rechtsstaatlicher Grundsat-
ze hinweisen.

1Zudenverfassungsrechtlichen Bedenken vergl.
Knosel/Wegener, Rechtsgutachten zur Verfas-
sungswidrigkeit der Abschiebungshaft, ZDWF-
Schriftenreihe Nr. 62.

2 Vergl. hierzu Heinhold, Abschiebungshaft in
Deutschland, 2. Aufl,, S. 285, sowie die bei Mel-
chior, www.abschiebungshaft.de, ausfiihrlich
dargestellte und kommentierte Rechtsprechung
mehrerer Oberlandesgerichte; ferner Beitrage
zu ,Aktuelle Probleme der Abschiebungshaft’,
SchlHA 2006, S. 392.

3 Beitrdge zur Abschiebungshaft, SchiIHA 2006,
S.392,393.

4 Siehe Bericht der Stiddeutschen Zeitung vom
6.6.2008.S. 9.

5 Siehe hierzu die Uiberzeugende Darstellung bei
Heinhold, aaO, S. 286, 287.

6 Siehe die Ubersicht bei Heinhold, aaO, S.
324-335.

7 Heinhold, aaO, u.a. S. 11; Knosel/Wegener,
aa0; Piorreck, Abschiebungshaft: Wie die Praxis
mit dem Gesetz umgeht, BewHi 2/1995; ferner
Beitrdge zur Abschiebungshaft, SchIHA 2006, S.
373-375,376-379, 388-390, 390-393.

8BVerfG, NVwZ-Beilage 8/1994,S.57; Beitrage zur
Abschiebungshaft, SchIHA 2006, S. 374; Heinhold,
aa0, S. 18.

9 Siehe hierzu Schl. Holst. Landtag, Drucksache
16/1419 (neu).

10 Heinhold, aa0, u.a.S. 11,12, 283, 285; Beitrage
zur Abschiebungshaft, SchIHA 2006, S. 373-375,
376,377,391, 393; vergl. auch die von Melchior,
aa0, zusammengetragene oberlandesgerichtli-
che Rechtsprechung, die zahlreiche — wegen
gravierender Rechtsverstofle - stattgebende
Beschliisse im (weiteren) Beschwerdeverfahren
enthalt.

11 Siehe hierzu Schl. Holst. Landtag, Drucksache
16/1419 (neu), 16/1860, 16/1878 (neu), Umdruck
16/1806 und andere des Innen- und Rechtsauss-
chusses; ferner Beitrdge zur Abschiebungshaft,
SchlHA 2006, S. 379, 392, 393.

12 Vergl. beispielsweise Erlass des Schl.Holst.
Innenministeriums vom 25.2.2008

-1V 605-212-29.111.3-62.

Wulf Johnk

Beauftragter fiir Fliichtlings-, Asyl- und Zuwanderungsfragen
des Landes Schleswig-Holstein, von 1996—2003 Staatssekretar
im Justizministerium Schleswig-Holstein

wulfjoehnk@gmx net
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Bewahrungshilfe in der Entwicklung

Peter Reckling

m Jahr 2006 hat das Statistische Bun-

desamt' 174.207 Unterstellungen
unter eine/n Bewahrungshelfer/in ge-
zdhlt (ohne die Zahlen von Hamburg
und Sachsen); davon waren 154 484
Manner und 19 723 Frauen. Das ergibt
hochgerechnet auf Deutschland eine
Unterstellungszahl von ca. 200.000.
Zur besseren Vergleichbarkeit hat das
Statistische Bundesamt die Zahlen der
alten Bundeslander (West) verglichen
(daher stimmt die Gesamtzahl nicht
mit der oben genannten Zahl tiberein)
und folgende Steigerung der Unter-
stellungen unter die Bewahrungshilfe
festgestellt:

Gesamtzahl der
Unterstellungen (West):
1963 ~19.000
1975 ~23.000
1985 ~80.000
1995 ~100.000
2006 ~140.000

Die Aufhebung der Unterstellung er-
folgte bei 55 327 Personen (70,3 %)
durch Straferlass, Ablauf bzw. Aufhe-
bung der Unterstellung und bei 12 467
Personen wegen Widerrufs. Der posi-
tive Abschluss der Bewdahrung durch
Straferlass hat sich seit 1963 folgend
entwickelt:

Positiver Bewdhrungsabschluss
durch Straferlass o.a.:

1963 50%

1975 55%

1985 65%

1995 69%

2006 70%

In den Bundesléndern waren die Straf-
erlasse sehr unterschiedlich. Beispiel-
haft seien die h6chsten und niedrigsten
Werte benannt:

Straferlass im Landervergleich:
Saarland 80,9%
Baden-

Wirttemberg 77,7%
Nordrhein-

Westfalen 66,8%
Bayern 66,3%

Der Straferlass beiden Frauenlag hoher
als bei den Mannern:

Straferlass Manner und Frauen
im Vergleich:

Manner 69,6%
Frauen 75,9%
Riickfallstatistik

Die Bewdhrungshilfestatistik weist ei-
nen erfolgreichen Abschluss von ca.
70% aus (s.0.). Diese Statistik wertet
die Bewahrungsbeendigungen aus. Die
gesondert durchgefiihrte Riickfallsta-
tistik?, die die Straffilligen iber einen
Zeitraum von 4 Jahren aufgrund der
Daten des Bundeszentralregisters er-
fasst, kommt zu dem Ergebnis, dass
nur 40% der zu einer Bewdhrungsstra-
fe verurteilten Personen nicht erneut
straffallig werden. Hier sind aber alle
Verurteilungen bericksichtigt, auch
Geldstrafen oder Freiheitsstrafen, die
erneut zur Bewdhrung ausgesetzt wur-
den. Diese erneuten Verurteilungen
fuhren nichtzwangslaufig zum Widerruf
der Bewdhrung, da vom Gericht diese
Strafen als nicht so gravierend angese-
hen werden.

Bewahrungserfolg bei Deut-
schen und Nichtdeutschen.

Zum Bewdhrungserfolg bei Deutschen
und Nichtdeutschen ist eine beson-
dere Betrachtung angebracht, da hier
von wahlkdampfenden Politikern Daten
vermittelt wurden, die offensichtlich zu
Uberprifen sind. Die Zahlen des Stati-
stischen Bundesamtes von 2006 weisen
nach, dass in fast allen Altersgruppen
der Bewahrungserfolg bei Nichtdeut-
schen hoher ist als bei den deutschen
Probanden:

Bewahrungserfolg im Vergleich
von Deutschen und Nichtdeut-
schen:
Altersgruppe Deut- Nicht-
sche deut-
sche
14-16 Jahre 36,1% 32,0%
16-18 Jahre 37,8% 44,0%
18-21 Jahre 55,1% 60,9%
21-25 Jahre 66,2% 71,9%
25-30 Jahre 64,4% 70,1%
30-40 Jahre 68,5% 75,3%
40-50 Jahre 75,0% 78,5%
50-60 Jahre 81,4% 79,9%
Uber 60 85,3% 80,0%
Jahre

Dieses Schaubild gibt sich aus der ei-
genen Berechnung der absoluten Zah-
len der Bewahrungshilfestatistik (siehe
ndchste Seite)

Regionale Erhebung zu
Fragen der Bewahrungshilfe
und der Problemlagen

der Probanden

Die Bewdhrungshelfer/innen im Land-
gerichtsbezirk Siegen fiihren seit ei-
nigen Jahren jahrliche Stichtagserhe-
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Bewdhrungserfolg
bei deuts chen und nichtdeuts chen mannlichen Bewahrungsprobanden,
deren Unterstellung im Jahr 2006 endete (eigene Berechnung nach absoluten Zahlen in der B ewHi-
Stafistik 2006, Tab. 4) © DBH
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After der Probanden
bungen zu ausgewahlten Lebens- und 2006 |2007 |2008
Problemlagen ihrer Probanden durch?.
Die Zahlen vom 01.01.08 ergeben fol- Ohne
gendes Bild: Beschdf- | 59,0% |49,5% |45,0%
Die Anzahlder Probanden betragt 1.078 tigung
Personen, davon 89,2% Manner und oh
10,8% Frauen.Von den 1.078 Personen Besr::?wéf-
sind 144 Jugendliche bzw. Heranwach- tigung inkl. 65,0% |56,7% |50,2%
sende. Die Anzahl hat sich seit 2002 er- 1-Euro-Jobs
heblich verringert. Lag die Quote 2002
noch bei 25,1% und 2005 bei 19,5% so
sind es aktuell 13,3%.
Schuldenprobleme haben aktuell

Die Delikte schlisseln sich wie folgt
auf:

Eigentumsdelikte

(ohne rauberische 36,4%
Erpressung)

Korperverletzung 13,0%
Versto3 gegen das

BtMG 14,3%
Sexualstraftaten 3,7%

Ohne Beschaftigung sind aktuell 50%
der Probanden, wobei die 1-Euro-Jobs
mit einbezogen wurden. Die Zahl
hat sich seit 2006 etwas verbessert:

50,3%.

Drogenabhdngige wurden mit 20,1%
gezahlt, die Quote der Substituierten
betrdgt 15,6%. Alkohol- und Medika-
mentenabhangig sind 17,7%

Zur Schulbildungist folgendes Ergebnis
festgestellt worden:

Ohne Schulabschluss sind 23,0% und
mit Sonderschulabschluss sind es
12,4%. Einen Hauptschulabschluss ha-
ben 51,5%, die Mittlere Reife 11,3% und
das Abitur haben 2,8%.

Anzahl der Fachkréafte in
der Bewahrungshilfe/
Soziale Dienste der Justiz

Die letzte zugangliche Erhebung
(31.12.2004) tber die Anzahl der Fach-
kréfte in der Bewahrungshilfe gehtvon
ca. 2.400 Stellen aus, wobei diese Zahl

unscharf ist, da es eine unterschied-
liche Zahlweise und Zuordnung in den
Bundesldandern gibt. Setzt man dieser
Zahl die Anzahl der Bewahrungsunter-
stellungen von 200.000 entgegen, so
kommen auf jeden Bewahrungshelfer
Uber 80 Unterstellungen. Dabei ist zu
berlicksichtigen, dass die Anzahl der
Probanden geringer sein wird, wegen
einer erheblichen Anzahl von Mehrfach-
unterstellungen.

Organisationsstruktur
der Bewahrungshilfe/
Soziale Dienste der Justiz

Die Organisationsstruktur der Bewdh-
rungshilfe/Sozialen Diensten der Ju-
stiz befindet sich seit einigen Jahren
in einem Veranderungsprozess. In den
neuen Bundeslandern, Berlin und Bre-
men bestehtschon seitden 90er Jahren
ein Sozialer Dienst der Justiz, der die
ambulanten MaBhahmen organisiert.
Herausstechend ist die Ubertragung
der gesamten Bewahrungs- und Ge-
richtshilfe in Baden-Wirttemberg an
den freien Trager Neustart. Neustart
fiihrt seit 50 Jahren in Osterreich die Be-
wahrungshilfe, den AuBergerichtlichen
Tatausgleich u. a. aus. Zur Ubernah-
me in Baden-Wirttemberg wurde die
Neustart gGmbH Baden-Wirttemberg
gegriindet. In fast allen Bundeslan-
dern werden durch die Einflihrung
von Standards verbindliche Hand-
lungsstrukturen eingefiihrt. Die Dien-
ste der Bewdhrungs-, Gerichtshilfe und
Fihrungsaufsicht werden nun auch in
den alten Bundeslandern zunehmend
zusammengefihrt, so ab 01.06.08 bei-
spielhaftin Nordrhein-Westfaleninden
+Ambulanten sozialen Dienst der Justiz".
Einige Bundesldnder haben als Spe-
zialisierung die Jugendbewahrungs-
hilfe eingefiihrt. Zunehmend werden
far den Umgang mit besonders riick-
fallgefédhrdeten und gefahrlichen Pro-
banden Spezialisierungen eingefiihrt,
wie in Hessen mit der konzentrierten
Fuhrungsaufsicht oder der Einstellung
von Sicherheitsmanagern.
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1

Statistisches Bundesamt, Bewahrungshilfe - Fach-
serie 10 Reihe 5 - 2006, https://www-ec.destatis.
de/csp/shop/sfg/bpm.html.cms.cBroker.cls?cmsp
ath=struktur,vollanzeige.csp@ID=1021288

2

Jorg-Martin Jehl/Enrico Weigelt, Riickfall nach Be-
wahrungsstrafen —Daten aus der neuen Riickfall-
statistik, Zeitschrift Bewahrungshilfe Nr. 2/2004

3

Stichtagserhebung 2008 im Landgerichtsbe-
zirk Siegen (Nordrhein-Westfalen), siehe im In-
ternet: http;//www.bewaehrungshilfe-siegen.
de/50203897be0054302be0054302/index.html

Peter Reckling
Geschaftsfiihrer, DBH-Fachverband fiir Soziale Arbeit,
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Neue Biicher:

Internationales Handbuch
der Kriminologie

Hrsg: Hans-Joachim Schneider
Aufl.: 1. Aufl. 2007

Preis: 128,00 Euro
Beweisrecht der StPO

Autor:  Ulrich Eisenberg

Verlag: C.H.Beck

Aufl.: 6. Aufl., 2008

Preis: 118,00 Euro

Revision des Sanktionenrechts im Allgemeinen Teil

des Schweizerischen Strafgesetzbuches

Joe Keel

Einleitung

Aufgabenteilung zwischen Bund
und Kantonen

Die Schweizist foderalistisch aufgebaut.
Die Aufgaben im Vollzugsbereich sind
aufgeteiltzwischen dem Bund und den
26 Kantonen. Die Straftatbestande und
Sanktionen werden vom Bund vorgege-
ben, wahrend der Strafvollzug grund-
satzlich Sache der Kantone ist. Die Kan-
tone habendie vonihren Strafgerichten
ausgefallten Urteile zu vollziehen und
die dafiir notigen Vollzugseinrichtun-
gen zu errichten und zu betreiben. Sie
kdnnen Uber die gemeinsame Errich-
tung und den gemeinsamen Betrieb
von solchen Einrichtungen Vereinba-
rungen treffen oder sich das Mitbenut-
zungsrecht an Einrichtungen anderer
Kantone sichern. Die Kantone werden
vom Bund verpflichtet, einander Gber
die Besonderheitenihrer Anstalten und
Einrichtungen zuinformieren, nament-
lich Gber die Betreuungs-, Behandlungs-
und Arbeitsangebote, sowie bei der
Zuteilung der Gefangenen zusammen-
zuarbeiten. Die Kantone haben sich zu
drei regionalen Vollzugskonkordaten
zusammengeschlossen. Diese regeln
die Aufteilung der Aufgaben unter den
Mitgliedern bei der Planung, beim Bau
und beim Betrieb der Vollzugseinrich-
tungen, schaffen die Rahmenbedingun-
gen,um einen grundrechtskonformen,
effizienten und kostenglinstigen Voll-
zug zu ermdglichen und versuchen, den
Vollzug zu vereinheitlichen.

Gesetzgebungsverfahren

Das Sanktionenrecht, fir das der Bun-
desgesetzgeber zustandig ist und das
im Schweizerischen Strafgesetzbuch
(abgekiirzt StGB) geregelt ist, wurde
umfassend Uberarbeitet. Die Revisi-

onsarbeiten dauerten liber zwanzig
Jahre und wurden im Dezember 2002
abgeschlossen.Beiden Umsetzungsar-
beitenin den Kantonen zeigten sich ver-
schiedene Mangel der beschlossenen
Regelungen. Auf die Kritik vor allem
aus Kreisen von Strafverfolgungs- und
Strafvollzugspraktikern reagierte der
Bundesrat miteinem Nachbesserungs-
paket. Das Parlament stimmte diesen
Nachbesserungenim M&rz 2006 zu. Das
revidierte Gesetz konnte am 1. Januar
2007 in Kraft treten.

Ziele der Revision

BeiderRevision des StGB ging es haupt-
sachlich um die Erweiterung und Flexi-
bilisierungdes Sanktionensystems.Dem
Richter sollte ein Instrumentariumin die
Hand gegeben werden, dasesihm bes-
ser als friher erlaubt, Sanktionen aus-
zusprechen, die der Personlichkeit des
Taters und seinen Lebensumstdanden
angepasst und damit wirkungsvoller
sind, indem neue Straftaten moglichst
verhindert werden. Dadurch soll letzt-
lich die Gesellschaft besser geschiitzt
werden. Das StGB geht weiterhin davon
aus, dass dieser Schutz und damit die
Sicherheitvorallem miteiner Besserung
des Taters erreicht werden kann. Jede
erfolgreiche Integration eines Straf-
taters ist ein Gewinn an Sicherheit und
bedeutet auch einen effektiven Op-
ferschutz. Der Gesetzgeber verschloss
- nicht zuletzt aufgrund verschiedener
Falle, die vor rund zehn Jahren starkes
Medieninteresse erreichten - die Au-
gen aber auch nicht davor, dass den
Resozialisierungsbemiihungen in ge-
wissen Féllen Grenzen gesetzt sind.

Im Bereich der leichteren Krimina-
litat, welche die Strafverfolgungsbe-
horden durch die Masse der Falle am
meisten belastet, soll das Strafen zweck-
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maBiger und kostenglinstiger ausges-
taltet werden, indem die kurzen Frei-
heitsstrafen bis zu sechs Monaten durch
Geldstrafen oder gemeinniitzige Arbeit
weitgehend ersetzt werden sollen. Am
anderen Ende derKriminalitatsskala, bei
den gemeingefahrlichen Straftatern,
soll mit verschiedenen Neuerungen,
insbesondere miteiner neuen Formder
Verwahrung, der Moglichkeit der nach-
traglichen Verwahrung und zusétzli-
chen Sicherungen, beispielsweise bei
der bedingten Entlassung aus dem
Straf- und MaBBnahmenvollzug, dafir
gesorgt werden, dass gefahrliche Tater
so lange sicher untergebracht werden,
als dies zum Schutz der Offentlichkeit
notwendig ist. Unter anderem wurden
im Bemiuihen, Vollzugsentscheide bei
moglicherweise gemeingefahrlichen
Tatern breiter abzustiitzen, interdiszipli-
nare Fachkommissionen als beratende
OrganederVollzugsbehérden bundes-
rechtlich verankert.

Zudem wurde das StGB an die Ent-
wicklung von Lehre und Rechtspre-
chung der vergangenen Jahrzehnte
angepasst. Aullerdem wurden die
Kompetenz zur Verfolgung im Ausland
begangener Straftaten (namentlich se-
xueller Kindsmissbrauch) ausgeweitet,
die Verjahrungsregeln vereinfacht und
die strafrechtliche Verantwortlichkeit
des Unternehmens eingefihrt.

Neues Sanktionensystem im
Uberblick

Strafen

Jenach Schwere der Strafen, mitdenen
die Taten bedroht sind, unterscheidet
das schweizerische Strafrechtzwischen
Verbrechen, Vergehen und Ubertre-
tungen.

- Verbrechen sind mit Freiheitsstrafe
von mehr als drei Jahren bedroht,

- Vergehen mit Freiheitsstrafe bis zu
drei Jahren oder mit Geldstrafe und

- Ubertretungen mit BuBe.

Das Gericht misst die Strafe nach
dem Verschulden des Taters zu. Es
beriicksichtigt das Vorleben und die
persoénlichen Verhéltnisse sowie neu
ausdriicklich auch die Wirkung der
Strafe auf das Leben des Taters. Das
Verschulden wird nach der Schwere der
Verletzung oder Gefahrdung des betrof-
fenen Rechtsguts, nach derVerwerflich-
keit des Handelns, den Beweggriinden
und Zielen des Taters sowie danach
bestimmt, wie weit der Tater nach den
innerenund duBeren Umstandenin der
Lage war, die Gefahrdung oder Verlet-
zung zu vermeiden.

MafBnahmen

Ist eine Strafe allein nicht geeignet, der
Gefahrweiterer Straftaten desTaters zu
begegnenundbestehteinBehandlungs-
bedirfnisdesTatersodererfordertesdie
offentliche Sicherheit, ist vom Gericht
zusatzlich eine MaBnahme anzuordnen.
Schuldfahigkeit ist fir die Anordnung
einer MaBnahme nicht Voraussetzung.
Der Regelung der einzelnen Maf3nah-
men werden allgemein giiltige Bestim-
mungen vorausgestellt, so namentlich
derVerhaltnismaBigkeitsgrundsatz, die
Pflicht, das Gerichtsurteil auf ein Sach-
verstandigen-Gutachten abzustiitzen,
dassich Gber die Notwendigkeit und die
Erfolgsaussichten einer Behandlung des
Taters, die Art und Wahrscheinlichkeit
weiterer moglicher Straftaten und die
Méoglichkeit des Vollzugs der Mal3nah-
me duflert, sowie die Aufforderung an
das Gericht, sichvordem Entscheid tiber
die konkreten Vollzugsmdglichkeiten
ins Bild zu setzen.

Strafen
Geldstrafe

Die Geldstrafe, bemessen nach dem
Tagessatzsystem, wurde auch in der
Schweiz eingefiihrt. Die Bemessung
erfolgt in zwei Schritten: In einem er-
sten Schritt wird entsprechend dem
Verschulden des Taters die Anzahl Ta-
gessatze (1 bis 360 Einheiten) festge-
legt. In einem zweiten Schritt wird die

Hohe des einzelnen Tagessatzes (bis Fr.
3.000.-) aufgrund der wirtschaftlichen
Leistungsfahigkeit des Taters ermittelt.
Entscheidungskriterien sind Einkom-
men und Vermogen, Lebensaufwand,
allféllige Familien- und Unterstiitzungs-
pflichten sowie das Existenzminimum.
Firdie Ermittlung der Daten, die zur Be-
rechnung des Tagessatzes erforderlich
sind, sind die Behorden, die diese Daten
verwalten (z.B. Steuerbehdrden), aus-
kunftspflichtig. Wird die Geldstrafe nicht
bezahlt und kann sie auch aufdemWeg
der Zwangsvollstreckung nicht einge-
bracht werden, wird die Ersatzfreiheits-
strafe vollzogen. Dabei entspricht ein
Tagessatz einem Tag Freiheitsentzug.
Wird die Geldstrafe nachtraglich noch
bezahlt, entfallt der (weitere) Vollzug
der Ersatzfreiheitsstrafe. DerVerurteilte
kann beim Richter bei unverschuldeter
Verschlechterung seiner finanziellen
Verhadltnisse nachtraglich die Herabset-
zung des Tagessatzes (nicht der Anzahl
Tagessatze) oder die Anordnung von
gemeinnutziger Arbeit an Stelle der
Geldstrafe beantragen.

Bule

Als Sanktion bei Ubertretungen wird
einzig noch BuB3e angedroht, die Haft-
strafe (Freiheitsstrafe bis hochstens drei
Monate Dauer) ist weggefallen. Die
BuBe ist eine eigenstandige Sanktion
nach dem Geldsummenprinzip. Bul3en
werden immer unbedingt ausgefallt,
sind also in jedem Fall zu bezahlen.
Der Hochstbetrag der Buf3e wurde auf
Fr. 10.000.- verdoppelt, wobei hohere
BuBen bei den konkreten Strafandro-
hungen (vor allem auch im Neben-
strafrecht von Bund und Kantonen)
vorgesehen werden kénnen.Neu muss
das Gericht bereitsim Urteil eine Ersatz-
freiheitsstrafe von einem Tag bis hoch-
stens drei Monate konkret festlegen fiir
den Fall, dass die BuBBe schuldhaft nicht
bezahlt wird. BuBe und Ersatzfreiheits-
strafe sind je nach denVerhaltnissen des
Taters so zu bemessen, dass dieser die
Strafe erleidet, die seinem Verschulden
angemessen ist. Fur den Vollzug der
BuBe werden die Bestimmungen UGber
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Strafen

MaBnahmen

- Geldstrafe bis hochstens
360 Tagessatze
- BuBe bis Fr. 10,000.--

- Behandlung von psychischen
Storungen

- Gemeinniitzige Arbeit bis
hochstens 720 Stunden

- Suchtbehandlung

- Freiheitsstrafe
(6 Monate bis 20 Jahre bzw.
lebensldnglich, weniger als
6 Monate nur in Ausnahmefillen)

- MaBnahmen fiir junge
Erwachsene

- Verwahrung

Uberblick iiber das neue Sanktionensystem des AT StGB

den Geldstrafenvollzug sinngemaR an-
wendbar erklart.

Gemeinniitzige Arbeit

Gemeinnltzige Arbeit gab es schon
im friiheren Recht, allerdings nicht als
eigenstandige Strafe, sondern nur als
Vollzugsform bei Freiheitsstrafen bis
zu drei Monaten. Nun kann der Richter
mit Zustimmung des Taters an Stelle
einer Geldstrafe gemeinnutzige Arbeit
bis hochstens 720 Stunden anordnen.
Die gemeinnlitzige Arbeitistzugunsten
sozialer Einrichtungen und Werken in
offentlichem Interesse unentgeltlich zu
leisten. Die verurteilte Person wird also
fur ihre Arbeit nicht entschadigt und
hat die personlichen Aufwendungen
zur Erbringung der gemeinnitzigen
Arbeit, wie namentlich Auslagen fir
Arbeitsweg und Verpflegung, selber zu
tragen.

Die Kantone sind fir die Durchfih-
rung der gemeinnitzigen Arbeit zu-
standig. Die Vollzugsbehorde weist der
verurteilten Person eine geeignete Ta-
tigkeit zu, sofern sich diese nicht selber
eine geeignete Tatigkeit bei einer aner-
kannten Einrichtung beschafft, und legt
die Rahmenbedingungen fest,nament-
lich den Zeitraum, innerhalb dem die
verurteilte Person die gemeinniitzige
Arbeit zu leisten hat, und die proWoche
zuerbringende Mindeststundenanzahl.
Die gemeinniitzige Arbeitistinnerhalb
einer Frist von langstens zwei Jahren
zu leisten. Wie bisher entsprechen vier

Stunden gemeinnitzige Arbeit einem
Tag Freiheitsstrafe. Neu hat der Richter
nachtraglich eine neue Strafe (Geld-
oder Freiheitsstrafe) auszuféllen, wenn
die gemeinniitzige Arbeitabgebrochen
werden muss, weil die verurteilte Per-
son auf die Weiterflihrung verzichtet
oder die Rahmenbedingungen nicht
einhalt.

Freiheitsstrafe

Die bisherige Unterscheidung zwischen
Geféngnis- und Zuchthausstrafen, der
im Vollzugsalltag schon lange keine
Bedeutung mehr zukam, entfallt zu-
gunstendereinheitlichen Freiheitsstra-
fe. Unbedingte Freiheitsstrafen bis zu
sechs Monaten sollen nur angeordnet
werden, wenn voraussehbar ist, dass
die Alternativstrafen (Geldstrafe, ge-
meinnutzige Arbeit) nicht vollstreckbar
sind. Ob damit auf Dauer tatsachlich
ein markanter Ruckgang kurzer Frei-
heitsstrafen erreicht wird, ist zweifel-
haft, betreffen Kurzstrafen doch schon
heute mehrheitlich Wiederholungstater
mit schlechter Prognose, auslandische
Kleinkriminelle ohne Anwesenheits-
recht oder Kleinkriminelle aus dem
Suchtbereich. Bei diesen Taterkatego-
rien werden Alternativstrafen kaum in
Frage kommen.

Bedingter und teilbedingter
Vollzug

Fir alle Strafarten (Freiheitsstrafen, ge-
meinnitzige Arbeit, Geldstrafe, nicht

aber fir die BuBe) ist der bedingte und
neuauch der teilbedingte Vollzug mog-
lich. BeiFreiheitsstrafenist der bedingte
Vollzug bis zu einer Hochstdauer von
zweiJahren moglich, bei teilbedingten
Freiheitsstrafen bis zu einer Hochststra-
fe von drei Jahren. Bei teilbedingten
Strafen darfder unbedingtvollziehbare
Teil die Halfte der Strafe nicht iberstei-
gen. Bei teilbedingten Freiheitsstrafen
muss sowohl der aufgeschobene wie
auch der zu vollziehende Teil minde-
stens sechs Monate betragen; das er-
gibt fir den unbedingten Teil der Frei-
heitsstrafe eine Spanne zwischen sechs
und 18 Monaten, fiir den bedingtenTeil
zwischen 6 Monaten und 2 ' Jahren.
Der unbedingte Teil der teilbedingten
Freiheitsstrafe ist vollstandig zu verbi-
RBen ohne Méglichkeit einer vorzeitigen
Entlassung.

Materielle Voraussetzung fir die Ge-
wahrung des bedingtenVollzugsistdas
Fehlen einerungiinstigen Prognose. Die
Gewahrungdesbedingten Strafvollzugs
kannauch verweigert werden, wenn der
Tater eine zumutbare Schadenbehe-
bung unterlassen hat. Wurde der Tater
innerhalb der letzten fiinf Jahre vor
der Tat zu einer bedingten oder unbe-
dingten Freiheitsstrafe von mindestens
sechs Monaten oder zu einer Geldstrafe
von mindestens 180 Tagessatzen ver-
urteilt, kann der bedingte Vollzug nur
bei besonders glinstigen Umstanden
gewdhrt werden, wenn also besondere
Umstdnde eine glinstige Prognose trotz
frithererVerurteilung erlauben. Fiirden
Widerruf der bedingten Strafe ist nicht
die Begehung einerRiickfalltat oderdie
Missachtung von Auflagen und Wei-
sungen entscheidend, sondern dass
daraus auf eine unglinstige Prognose
geschlossen werden muss. Ist dies nicht
der Fall, erweist sich die Riickfalltat bei-
spielsweise als einmaliger Ausrutscher,
wird vom Widerruf abgesehen.

Strafvollzug
Obwohl der Strafvollzug Aufgabe der

Kantone ist, regelt der Bund die Grund-
zlige neu im StGB schweizweit einheit-
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lich. Ein eidgendssisches Strafvollzugs-
gesetz mit detaillierten Regelungen
wird aber nicht geschaffen. Die kanto-
naleVollzugsbehorde bestimmtdie ge-
eignete Vollzugseinrichtung und weist
denVerurteilten je nach Personlichkeit,
Delikten, Strafdauer und zu erwarten-
der Situation nach der Entlassung in
eine offene oder geschlossene Anstalt
ein. Freiheitsstrafen bis zu einem Jahr
sollen in Form der Halbgefangenschaft
vollzogen werden. Dabei setzt die ver-
urteilte Person die bisherige Arbeit oder
die begonnene Ausbildung wahrend
des Vollzugs fort und verbringt nur die
Ruhe- und Freizeit in der Vollzugsein-
richtung.

Vollzugsplanung

DieVollzugsbehdrde koordiniertdie Pla-
nung des gesamtenVollzugs einschliel3-
lich der Probezeit nach der Entlassung,
trifft die wesentlichen Vollzugsentschei-
de undstelltden beteiligten Stellen die
zur Aufgabenerfillung erforderlichen
Informationen und Unterlagen zu. In
der Vollzugseinrichtung werden die
Vollzugsziele im Rahmen der Vorga-
ben der Vollzugsbehdrde im Einzelfall
in einem Vollzugsplan konkretisiert.
Der Gesetzgeber halt am Vollzugsziel
der Wiedereingliederung fest. Er nennt
funf Vollzugsgrundsatze, namlich die
Forderung des sozialen Verhaltens, die
Angleichung an die allgemeinen Le-
bensverhéltnisse, die Betreuung des
Gefangenen, die Schadensvermeidung
und den Schutz der Allgemeinheit, des
Vollzugspersonals und der Mitgefange-
nen. Diese Grundsdtze stehen in einem
Spannungsverhadltnis zueinander. Die
verschiedenen Interessen sind im indi-
viduellen Vollzugsplan gegeneinander
abzuwdgen und zu konkretisieren. Der
Vollzugsplan dient allen am Freiheits-
entzug Mitwirkenden als Orientierungs-
hilfe und auch der Aufgabenkoordinati-
on. Ersollje nach Aufenthaltsdauer des
Gefangenen und der zu erwartenden
Lebensverhaltnisse nach der Entlassung
dieVollzugsziele und die vorgesehenen
Vollzugsschritte festlegen. Elemente
des Vollzugsplans sind die Unterbrin-
gung, die notwendige Betreuung und

derTherapiebedarf, allenfalls besonde-
re Sicherheitsvorkehrungen, die Arbeit,
die schulische und berufliche Aus- und
Weiterbildung, die Wiedergutmachung,
die Beziehungen zur Auf3enwelt sowie
die Vorbereitung der Entlassung. Die
Einhaltung des Vollzugsplans und die
aktive Mitwirkung des Gefangenen bei
der Erreichung der Vollzugsziele sind
Voraussetzung fir die Bewilligung von
Vollzugséffnungen und Vollzugsstufen
wie dem Arbeitsexternat, das bei lan-
geren Strafen der Eingliederung des
Gefangenen in den Arbeitsmarkt dient
und bei dem der Gefangene auBBerhalb
derVollzugseinrichtung arbeitet, sowie
demWohn-und Arbeitsexternat, wo der
Gefangene nicht nur extern arbeitet,
sonder auch auBerhalb der Vollzugs-
einrichtung wohnt.

Arbeit

In derVollzugseinrichtungist der Gefan-
gene wie bisher zur Arbeit verpflichtet.
Die Arbeit soll seinen Fahigkeiten, sei-
ner Ausbildung und seinen Neigun-
gen soweit moglich entsprechen. Der
Gefangene erhalt flr seine Arbeit ein
Entgelt. Die Hohe des Arbeitsentgelts
und dessen Verwendung durch den
Gefangenen werden von den Kanto-
nen bzw. den Vollzugskonkordaten
festgelegt. Das Arbeitsentgelt soll dem
Gefangenen ermoglichen, einerseits
seine personlichen Auslagen wahrend
des Vollzugs (z.B. fiir Gebrauchsartikel
und Genussmittel, Gebuhren fur Porti
und die Benutzung von Telefon und
Fernseher, Zeitungs- und Zeitschriftena-
bonnemente, Ausgang und Urlaub) zu
decken undsich andererseits ein kleines
Startkapital flir die Zeit nach der Entlas-
sung zu ersparen.

Kontakt zur AuBenwelt

Wird der Wiedereingliederungsauf-
trag ernst genommen, muissen dem
Gefangenen Kontakte zur Aullenwelt
ermdglicht werden. Diese Kontaktpfle-
ge umfasst neben brieflichem und te-
lefonischem Kontaktauch den direkten
persénlichen Kontakt im Rahmen von
Besuchen, Ausgangen und Urlauben.
Die Grundformen des Gefangenen-

urlaubs werden bundesrechtlich ge-
nannt, ndmlich der Beziehungs-und der
Sachurlaub. Beziehungsurlaube dienen
nach den Regelungen der Konkordate
dem Aufbau, der Aufrechterhaltung
und der Pflege personlicher und fa-
milidrer Beziehungen, soweit diese flir
die soziale Wiedereingliederung des
Gefangenen wertvoll und nétig sind.
Sachurlaube dienen der Besorgung
dringlicher, unaufschiebbarer persén-
licher, geschéftlicher und rechtlicher
Angelegenheiten (einschlielllich die
Entlassungsvorbereitung), fir welche
die Anwesenheit des Eingewiesenen
auBerhalb der Vollzugseinrichtung un-
erlasslich ist. Umfang und Dauer der
Ausgange und Urlaube werdenim Rah-
men der Vorgaben der Konkordate im
Vollzugsplan individuell geregelt.

Sicherheit

Hat der Tater einen Mord, eine vorsatz-
liche T6tung, eine schwere Korperver-
letzung, eine Vergewaltigung, einen
Raub, eine Geiselnahme, eine Brand-
stiftung, eine Gefahrdung des Lebens
odereineandere mit einer Hochststrafe
von flinfoder mehr Jahren bedrohte Tat
begangen, durch die er die physische,
psychische oder sexuelle Integritat ei-
ner andern Person schwer beeintrach-
tigt hat oder beeintrachtigen wollte
und kann die Vollzugsbehorde die
Gemeingefahrlichkeit des Taters nicht
selber eindeutig beantworten, ist eine
interdisziplindre Fachkommissionen an-
zuhoren, bevor der Tater in eine offene
Strafanstalteingewiesen oderihmeine
andere Vollzugso6ffnung bewilligt wird
(z.B. die Gewahrung von Urlaub oder
die Zulassung zum Arbeits oder zum
Wohnexternat). Nach der gesetzlichen
Definition ist von Gemeingefahrlich-
keit auszugehen, wenn Fluchtgefahr
und die Gefahr der Begehung weiterer
Straftaten gegeben sind, durch die der
Gefangene die physische, psychische
oder sexuelle Integritdt einer anderen
Person schwer beeintrachtigt.

Vorzeitige Entlassung
Die bedingte vorzeitige Entlassung ist
maoglich aus dem Vollzug unbedingter
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Freiheitsstrafen, nicht aber von Geld-
strafen und gemeinniitziger Arbeit.
Die bedingte Entlassung ist als letzte
Progressionsstufe des Strafvollzugs die
Regel, von der nur aus guten Grin-
den abgewichen werden darf. Sie ist
nach VerbiiBung von zwei Dritteln der
Strafe moglich, wenn dem Gefange-
nen fiir die Zeit nach der Entlassung
eine glinstige Legalprognose gestellt
werden kann. Bei Vorliegen auf3eror-
dentlicher Umstande, die vom Gericht
nicht berlicksichtigt werden konnten
(z.B. bei irreversibler Verschlechterung
des Gesundheitszustands des Gefan-
genen nach dem Gerichtsurteil) ist die
bedingte Entlassung neu bereits nach
der Halfte der Strafe moglich. Die Dau-
er der Probezeit entspricht neu exakt
dem unverblBten Strafrest, muss aber
wenigstens ein Jahr und darflangstens
funf Jahre dauern. Fiir die Dauer der
Probezeit wird Bewdhrungshilfe ange-
ordnet, soweit eine solche Unterstit-
zung und Uberwachung notwendig
und geeignet ist, die betreute Person
vor Riickfallen zu bewahren. Uber die
bedingte Entlassung entscheidetinden
meisten Kantonen dieVollzugsbehorde,
also eine Verwaltungsbehdrde.

Begeht der bedingt Entlassene
wahrend der Probezeit ein Verbrechen
oder Vergehen, wird er gewodhnlich in
den Strafvollzug zurtickversetzt. Auf die
Riickversetzungistzu verzichten, wenn
die Straftat wahrend der Probezeit als
einmaliger Ausrutscher zu bewerten
ist, der keine Anderung der giinstigen
Entlassungsprognose erfordert. Der
Entscheid tber die Riickversetzung wird
durch dasfiir die Beurteilung der neuen
Tat zustandige Gericht gefallt.

Therapeutische MaBnahmen
und Verwahrung

Stationadre Behandlung von psy-
chischen Stérungen

Voraussetzungen fiir die Anordnung
einer solchen MafBnahme sind:

- eine schwere psychische Storung,

- die Begehung eines Verbrechens

oder Vergehens, das mit dieser Sto-
rung zusammenhangt und

- die Aussicht, durch die Behandlung
lasse sich die Gefahr neuer Straftaten
verhindern.

Die ganze Bandbreite der nach wis-
senschaftlichen Kriterien diagnosti-
zierbaren, vom sog. Normalen abwei-
chenden psychischen Phanomenekann
zu einer therapeutischen MaBnahme
fihren, sofern die Anomalie von ei-
nigem Krankheitswert ist. Die Stérung
muss psychiatrisch und auch juristisch
relevant sein. Ausgegangen wird ge-
wohnlich von der Internationalen sta-
tistischenKlassifikation der Krankheiten
und verwandter Gesundheitsprobleme
(ICD-10) der Weltgesundheitsorganisa-
tion (WHO). Neben eigentlichen psy-
chischen Krankheiten werden auch
schwere Personlichkeitsstorungen er-
fasst.

Die Behandlung erfolgt in ei-
ner psychiatrischen Klinik oder einer
MaBnahmenvollzugseinrichtung. Ist
der Tater gefdhrlich, kann er in einer
geschlossenen psychiatrischen Einrich-
tung oder auch in einer geschlossenen
Strafanstalt untergebracht werden,
sofern dort die notige therapeutische
Behandlung durch Fachpersonal ge-
wahrleistet ist, wenn also in der ge-
schlossenen Strafanstalt die nétigen
psychiatrischen oder psychologischen
Behandlungen angeboten und durch-
gefiihrt werden. Die Dauer der MaBnah-
meist vorerstauffiinfJahre beschrénkt.
Das Gericht kann die MaBnahme auf
Antrag der Vollzugsbehorde jeweils
um hochstens flinf Jahre verlangern,
sooft und solange sie notwendig und
geeignet ist, weitere Verbrechen und
Vergehen zu verhindern.

Suchtbehandlung

Neben Suchtstoffenwie Alkohol, Drogen
oder Medikamenten werden alle Arten
von krankhaften Abhangigkeiten (z.B.
Spielsucht) erfasst. Voraussetzungen
fur die Anordnung einer solchen Maf3-
nahme sind:

- eine krankhafte Abhangigkeit,

- die Begehung eines Verbrechens
oder Vergehens, das mit dieser Ab-
hangigkeit zusammenhangt und

- die Aussicht, durch die Behandlung
lasse sich die Gefahr neuer Straftaten
verhindern.

Die Behandlung erfolgt in einer spe-
zialisierten Einrichtung (z.B. in einem
Rehabilitationszentrum fiir Alkohol-
oder Drogenkranke), in einer psychiat-
rischen Klinik oder einer MaBnahmen-
vollzugseinrichtung. Die Behandlung
muss den besonderen Bedurfnissen
des Taters angepasst sein und seiner
Entwicklung beispielsweise im Rahmen
eines Stufenkonzepts Rechnungtragen.
Fur die stationdre Behandlung ist eine
Hochstdauer von drei Jahren vorgese-
hen. Der Richter kann die MaBnahme
auf Antrag derVollzugsbehorde einmal
um héchstens ein Jahr verlangern.

MaBnahmen fiir junge
Erwachsene

Voraussetzungen fiir eine solche Maf3-
nahme sind:

- der Tater ist zum Zeitpunkt der Tat
zwischen 18 und 25 Jahre alt,

- er ist in seiner Persdnlichkeitsent-
wicklung erheblich gestort,

- erhateinVerbrechensoderVergehen
begangen, das mit dieser Stérung
zusammenhdngt und

- es besteht die Aussicht, durch die
MaBnahme lasse sich die Gefahr neu-
er Straftaten verhindern.

Mitdieser MalBnahme sollen die sozialen
Kompetenzen desTaters beispielsweise
durch sozialpadagogische Begleitung
verbessert und insbesondere seine
beruflichen Fahigkeiten mit Aus- und
Weiterbildung gefoérdert werden. Die
Behandlung erfolgt in spezialisierten
Einrichtungen (MaBnahmezentren fir
junge Erwachsene), die von den Ub-
rigen Vollzugseinrichtungen getrennt
sind. Die Hochstdauer der MalBnahme
betragtvier Jahre. Die MaBnahme muss
in jedem Fall aufgehoben werden, wenn
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der Tater das 30. Altersjahr vollendet
hat.

Bedingte Entlassung

Der Tater wird bei erfolgreichem Maf-
nahmenverlauf bedingt mit einer Be-
wahrungszeit entlassen, sobald sein
Zustand es rechtfertigt, dass ihm Ge-
legenheit gegeben wird, sich in der
Freiheit zu bewahren. Die Formulie-
rung bringt zum Ausdruck, dass die
bedingte Entlassung einen gewissen
Erprobungscharakter hat. Es muss mit
Blick auf die Riickfallwahrscheinlichkeit
und die allenfalls zu beflirchtenden De-
likte verantwortbar sein, dass sich ein
Tater ausserhalb der Vollzugseinrich-
tung aufhalt. Der bedingt Entlassene
kannverpflichtet werden, sich wahrend
der Probezeit ambulant behandeln zu
lassen; es konnenauch Bewahrungshil-
fe angeordnet und Weisungen erteilt
werden. Eine Rickversetzung in die
MaBnahme kann erfolgen, wenn der
bedingt Entlassene:

- wahrend der Probezeit eine neue
Straftatbegehtund damit zeigt, dass
die Gefahr, der die Mal3nhahme be-
gegnen sollte, fortbesteht;

- noch keine neue Straftat begangen
hat, aufgrund seines Verhaltens die
Begehung einer sehr schweren Straf-
tat aber ernsthaft zu beflrchten ist,
oder

- sich der Bewahrungshilfe entzieht
oder Weisungen missachtet und
ernsthaftzu erwartenist, dass er neue
Straftaten begeht.

Die MaBnahme muss aufgehoben wer-

den, wenn:

- deren Durch- oder Fortfiihrung aus-
sichtslos ist, also keinen Erfolg mehr
verspricht,

- die gesetzliche Hochstdauer bei der
Suchtbehandlung und bei der Mal3-
nahmefirjunge Erwachsene erreicht
ist, ohne dass die Voraussetzungen
fur eine bedingte Entlassung gege-
ben waren, oder

- eine geeignete Vollzugseinrichtung
nicht oder nicht mehr existiert.

Das zustandige Gericht entscheidet,

ob

- die aufgeschobene Freiheitsstrafe,
soweit sie durch die Mal3nahme nicht
verbusst ist, vollzogen oder bedingt
aufzuschieben ist,

- anStelle des Strafvollzugs eine ande-
re MaBnahme oder gar die Verwah-
rung anzuordnen ist, oder

- vormundschaftliche MaBBnahmen
angezeigt sind und deshalb der zu-
standigen Vormundschaftsbehorde
Mitteilung zu machen ist.

Das Gericht kann eine stationdre Mal3-
nahme schon vor oder wdhrend des
Vollzugs aufheben und durch eine
andere, besser geeignete therapeu-
tische MaBBnahme ersetzen oder auch
nachtraglich neu anordnen, wenn sich
aufgrund eines Gutachtens vor oder
wahrend des Strafvollzugs oder einer
Verwahrung zeigt, dass die Vorausset-
zungen fir eine solche MafRnahme
gegeben sind. Dies ermdglicht grof3e
Flexibilitat: Der Richter kann der Ent-
wicklung des Verurteilten nachtraglich
Rechnung tragen und im Interesse der
Rickfallverhinderung auf ein beson-
deres Behandlungsbediirfnis desTaters
eingehen.

Ambulante Behandlung

Anordnungsvoraussetzungen sind:

- eine schwere psychische Stérung
oder Abhangigkeit

- die Begehung einer Straftat (eine
Ubertretung geniigt), die im Zu-
sammenhang mit diesem Zustand
steht, und

- dieBehandlungist geeignet, weitere
Straftaten zu verhindern.

Die ambulante Behandlung kann un-
ter Aufschub des Vollzugs der zugleich
ausgesprochenen Freiheitsstrafe, voll-
zugsbegleitend oder nach dem Straf-
vollzug durchgefiihrt werden. Zur Ein-
leitung der ambulanten Behandlung
kann derTater von derVollzugsbehorde
fur langstens zwei Monate in eine sta-
tionare Behandlung, z.B. in eine Klinik,
eingewiesen werden. Die Dauer der

ambulanten Behandlung ist auf funf
Jahre begrenzt.Im Fall von psychischen
Storungen kann derRichter die Behand-
lung auf Antrag derVollzugsbehorde so
oftum ein bis flinf Jahre verlangern, als
dies zurVerhinderung neuer Straftaten
notwendig erscheint.

Verwahrung

Gefahrliche Tater beschiftigen die Of-
fentlichkeitimmerwieder.Am 8. Februar
2004 hieR die schweizerische Stimmbir-
gerschaft unabhéngig von den Rege-
lungen im StGB eine von Betroffenen
lancierte Volksinitiative gut, welche mit
einem Artikel in der Bundesverfassung
die lebenslangliche Verwahrung von
Sexual-und Gewaltstraftatern verlangt,
die als extrem gefahrlich und unthera-
pierbar eingestuft werden. Solchen Ta-
tern darf kein Hafturlaub gewdhrt wer-
den. lhre Entlassung darf nur gepriift
werden, wenn aufgrund neuer, wissen-
schaftlicher Erkenntnisse die Heilbarkeit
des Taters und damit seine kiinftige
Ungefahrlichkeit in Aussicht stehen.
Gutachten zur Beurteilung solcher Tater
missen immer von zwei voneinander
unabhdngigen Experten erstellt wer-
den.FirRuckfélle von Personen, die aus
der lebenslanglichen Verwahrung ent-
lassen werden, soll die Behorde haften,
welchedielebenslangliche Verwahrung
aufgehoben hat.

Diese Verfassungsbestimmung ist
zwar direkt anwendbar, wirft aber zahl-
reiche Fragen auf und wurde von den
Gerichten deshalb noch nicht ange-
wendet (zumal die ordentliche Siche-
rungsverwahrung im StGB eigentlich
genlgt). ZurKlarung der verschiedenen
offenen Punkte hat der Bundesrat Aus-
fuhrungsbestimmungen auf Gesetzes-
stufe vorgeschlagen, die im Parlament
noch immer kontrovers diskutiert wer-
den.Trotzdieser Umsetzungsschwierig-
keiten aufgrund des wenig gegliickten
Wortlauts ist die Volksinitiative doch
Ausdruck einer tiefen, nachvollzieh-
baren Besorgnis und Verunsicherung
sowie der berechtigten Forderung, die
Interessen der Opfer gegeniiber den
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Interessen der Tater nicht zu vernach-
lassigen. Wann und welche Straftater
sind wirklich gefahrlich? Ist die Gefédhr-
lichkeitzumVoraus erkenn-und behan-
delbar? Wann verspricht eine Behand-
lung keinen Erfolg mehr und muss die
Verwahrung angeordnet werden? Sol-
che Fragen beschaftigen nicht nur die
Vollzugspraktiker,sondern zunehmend
auchdie Offentlichkeit. Der Gesetzgeber
wie auch die Vollzugspraktiker miissen
sichbeiihren Entscheidenin diesem Be-
reich auf psychiatrische Konzepte und
Beurteilungen abstiitzen, die sich ge-
rade in den letzten Jahren spirbar ver-
andert haben. Die Vollzugsarbeit steht
permanent im Spannungsverhaltnis
zwischen den Forderungen nach Null-
Risiko (im Vollzug darf nichts passieren,
auchwenninanderen Lebensbereichen
wesentlich grossere Risiken hingenom-
men werden), kostenglinstigem Vollzug
(wieso sollen Straftdter noch aufwandig
therapiert werden?) und dem Wieder-
eingliedrungsauftrag, der fiir die aller-
meisten Verurteilten gilt und automa-
tisch gewisse Risiken beinhaltet.

Der Gesetzgeber hat sich den ge-
sellschaftlichen Tendenzen bei der
Ausgestaltung der (ordentlichen)
Sicherungsverwahrung im StGB nicht
verschlossen. Dabei wurde erkannt,
dass eine psychische Storung kein
geniligendes Indiz fir die Gefahrlich-
keit des Taters darstellt. Bei gewissen
Kategorien von unbestrittenermassen
gefdhrlichen Tatern - namentlich bei
Uberzeugungstétern, Tatern aus dem
Bereich der organisierten Kriminalitat
oder auch bestimmten Sexualstrafta-
tern - liegt eine diagnostizierbare psy-
chische Erkrankung oftmals nicht vor.
ObeinTater gefdhrlichist, mussletztlich
aufgrund einer umfassenden Risikoa-
nalyse entschieden werden, in welcher
der psychische Zustand des Taters ein
wichtiges, aber nicht das einzige Beur-
teilungskriterium darstellt.

Anordnung

Voraussetzungen fiir die Anordnung

einer Verwahrung nach StGB sind:

- eine bestimmte Anlasstat (Mord,
vorsatzliche Tétung, schwere Kor-
perverletzung,  Vergewaltigung,
Raub, Geiselnahme, Brandstiftung,
Gefdahrdung des Lebens oder eine
andereTat, die mit einer Hochststrafe
von mindestens 5 Jahren bedroht
ist, wenn der Tater dadurch die
physische, psychische oder sexu-
elle Integritat einer andern Person
schwer beeintrachtigt hat oder be-
eintrachtigen wollte) und

- die ernsthafte Gefahr weiterer
schwerer Straftaten der beschrie-
benen Art aufgrund
- der Personlichkeitsmerkmale des

Taters, derTatumstande und seiner
gesamten Lebensumstande oder
- einer anhaltenden oder langdau-
ernden psychischen Stérung von
erheblicher Schwere, wenn eine
stationdre therapeutische Behand-
lung keinen Erfolg verspricht.

DieVerwahrung kann bereits bei einem
Ersttater angeordnet werden.

Vollzug

Neu wird vorerst die vom Gericht aus-
gesprochene Freiheitsstrafe vollzogen.
Die Bestimmungen (iber die bedingte
Entlassung aus der Freiheitsstrafe sind
nicht anwendbar. Wenn ausnahms-
weise schon wéhrend des Vollzugs der
Freiheitsstrafe aufgrund besonderer
Umsténde (erfolgreiche Therapie, Al-
ter, schwere Erkrankung, Invaliditat) zu
erwartenist,dass der Tater ungefahrlich
gewordenist undsichin Freiheit bewah-
ren wird, kann das Gericht die vorzeitige
Entlassung friithestens nach VerbiiBung
von zwei Dritteln der Freiheitsstrafe an-
ordnen. Aufdas Ende der Freiheitsstrafe
hin und in der Folge alle zwei Jahre ist
zu priifen, ob derVerurteilte die Voraus-
setzungen fireine stationare therapeu-
tische Behandlung erfiillt. Werden die
Voraussetzungen bejaht, ist beim Ge-
richt, das die Verwahrung angeordnet
hat, entsprechend Antrag zu stellen.

Die Verwahrung wird in einer MaR3-
nahmenvollzugseinrichtung oder in
einer geschlossenen Strafanstalt voll-
zogen; die 6ffentliche Sicherheit ist zu
gewabhrleisten. Der Tater wird wahrend
derVerwahrung soweit ndtig psychiat-
risch betreut. Damit sind MafBnahmen
gemeint, diezwar nicht Besserung oder
garHeilung versprechen, denTater aber
bei der Bewaltigung des (teilweise per-
spektivlosen) Vollzugs stiitzen. Fir die
Bewilligung von Vollzugséffnungen
gelten die fiir den Strafvollzug einge-
fihrten besonderen Sicherheitsmaf3-
nahmen sinngemal.

Entlassung

Auch die bedingte Entlassung aus der
Verwahrunghdngtvon einergtinstigen
Prognose ab. Die Anforderungen an
diese glinstige Prognose sind aber
hoher als bei den Freiheitsstrafen und
anderen MafBnahmen. Verlangt wird
die konkrete Erwartung, das heif3t eine
hohe Wahrscheinlichkeit der Bewah-
rung in Freiheit. Zweifel gehen damit
zulasten des Betroffenen. Die Probezeit
betragt zwei bis finf Jahre und kann
mit Bewahrungshilfe und Weisungen
verbunden werden. Sie kann vom Rich-
ter bei Bedarf verldngert werden. Fur
die Ruckversetzung in die Verwahrung
missen keine neuen Straftaten be-
gangen worden sein: Es genligt, wenn
aufgrund des Verhaltens des bedingt
Entlassenen ernsthaftzu beflirchtenist,
dass er neue schwere Straftaten bege-
hen kdnnte. Ein bloerVerdachtgeniigt
jedoch nicht.

Nachtrdgliche Verwahrung
HatderTater eine Tat begangen, die An-
lass fiir eine Verwahrung hétte sein kdn-
nen, wurde aber eine therapeutische
Behandlung angeordnet und zeigtsich
nun, dass deren Durch- oder Fortfiih-
rung aussichtslos erscheint oder dass
keine geeignete Vollzugseinrichtung
mehr existiert, kann das Gericht auf
Antrag der Vollzugsbehdérde nachtrag-
lich die Verwahrung anordnen, wenn
zu erwarten ist, dass der Tater weitere
schwere Taten begeht.
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Auch der zu einer Freiheitsstrafe
Verurteilte kann nachtraglich verwahrt
werden, wenn sich aufgrund neuer Tat-
sachen oder Beweismittel ergibt, dass
die Voraussetzungen der Verwahrung
gegeben sind und im Zeitpunkt der
Verurteilung bereits bestanden haben,
ohne dass das Gericht davon Kenntnis
habenkonnte.Diese Regelungorientiert
sich an der Moglichkeit der Revision zu
Ungunsten der betroffenen Person. Es
sollverhindert werden, dass Gefangene
aus dem Strafvollzug bei Vollzugsende
entlassen werden miissen, obwohleine
betrachtliche Wahrscheinlichkeit fir
neue schwere Straftaten besteht.

Schluss

Das neue Recht ist erst seit kurzer Zeit
in Kraft. Taglich stellen sich neue Aus-
legungsfragen, bei deren Bearbeitung
wir feststellen mussen, dass auch das
revidierte StGB fir die zahlreichen
Schwierigkeiten im Vollzugsalltag kei-
ne Wunderrezepte bereithadlt. Ob es
schlieBlich die angestrebten Ziele er-
reicht, lasst sich erst in einigen Jahren
beurteilen. Schon heute kdnnen wir
aber feststellen, dass das StGB einige
kleine, aber feine Anderungen enthilt,
die uns Gestaltungsspielraume 6ffnen.
Diese Chancen fiir Weiterentwicklun-
gen im Vollzug gilt es zu erkennen und
zu nutzen.

Joe Keel

lic.iur.,, Rechtsanwalt, Leiter Straf- und MaBnahmenvollzug des
Kantons St.Gallen, Co-Sekretdr des Ostschweizer Vollzugskon-
kordats, Dozent am Schweizerischen Ausbildungszentrum fiir
das Strafvollzugspersonal in Fribourg.

joe.keel@sg.ch

Die Ehrenamtliche Arbeit mit Strafgefangenen

in England und Wales

Clive Martin

Wer sind die Organisationen
ehrenamtlicher Arbeit?

InEngland bieten die Ehrenamtlichen/
Freiwilligen Organisationen (voluntary
organisations) seit Uber hundert Jah-
ren Dienste fiir Straffallige und deren
Familien an. Obwohl es gewisse Unter-
schiede zwischen den verschiedenen
Organisationsformen wie Freiwilligen
-Organisationen, kommunalen Orga-
nisationen und Nichtregierungsorga-
nisationen gibt, teilen siedoch alle die
folgenden Charakteristika:

1. Sie werden von Personen geleitet,
dieihre Arbeit ehrenamtlich, ohne
Bezahlung versehen, d.h. das 6f-
fentliche Ansehen der Organisati-
onen entstehtdurch die Arbeitvon
Personen, die durchaus beruflich
dazu qualifiziert sind, die diese Ar-
beit aber unentgeltlich verrichten.
Es sind Freiwillige, die in einigen
Organisationen Trustees, ,the Ma-
nagement Committee’ oder ein-
fach,The Board’ genannt werden.

2. Es handelt sich um vom Staat un-
abhangige Organisationen.

3. Sie sind weder auf Gewinn noch
auf Uberschuss aus (non-profit).
Wenn sie finanzielle Gewinne er-
wirtschaften, werden diese direkt
in die Organisationen investiert.

4, Sie haben sich dazu verpflichtet,
das anzubieten, was die Nutzer be-
nétigen und nicht das, was man
in der Regierung glaubt, dass es
bendtigt werden konnte bzw. diese
vorgibt.

5. Sie ermutigen die Benutzer der
Dienste und kommunale Mitar-
beiter zur freiwilligen Arbeit und
helfen sich gegenseitig in einem
Akt des guten Willens.

Es gibt hunderte von Freiwilligen Or-
ganisationen im Vereinten Konigreich

und es werden immer mehr. Viele von
ihnen sind als Wohltatigkeitsorganisa-
tionen registriert (http://www.charity-
commission.gov.uk/,) was ihnen einen
besseren rechtlichen Status verschafft.
Diemeistensind darliber hinausauchals
Gesellschaften mit Haftungsbeschran-
kungen eingetragen. Letztgenanntes
schiitzt die beteiligten Trustees bei Kon-
kurs der Organisation vor Beitrags- oder
Schadensersatzpflichtleistungen.

Was tun sie?

SoweitesGefangene betrifft, erscheinen
diese Organisationenin verschiedenen
Formen. Es ist schwierig zu sagen, wie
viele Organisationen es eigentlich gibt,
denn jede Haftanstalt kann natirlich
eigene Beziehungen zu lokalenTragern
aufnehmen. Generell spricht man von
ca. 900 verschiedenen Organisationen,
diessichin England und Wales mit Straf-
gefangenen befassen.

Einige vonihnenrichtenihre Aktivi-
tatvornehmlich oderausschlieBlich auf
Offentlichkeitsarbeit - so wie z.B. der
Prison Reform Trust (http://www.prison-
reformtrust.org.uk) oder The Howard
League for Penal Reform (http://www.
howardleague.org). Diese Organisati-
onen haben eine lange Geschichte im
Hinblick auf die Durchfiihrung 6ffent-
licher Kampagnen fiir eine bessere Ge-
staltung der Haftanstalten und setzen
sich dafir ein, dass Vollzugsanstalten
ausschlieBlich fir gefahrliche Gefan-
gene genutzt werden sollten.

Andere beschaftigen sich haupt-
sachlich mit spezifischen Aktivitaten in
den Haftanstalten, die dazu beitragen
kdnnen, die Haft als niitzliche Erfahrung
zu nutzen. Zum Beispiel Fine Cell Work
(http://www.finecellwork.co.uk/ ) gibt
Gefangenen die Mdglichkeit, in ihren
Zellen Stickereien zu fertigen. Sie sind
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von bester Qualitdt und zeugen von
hohem kunsthandwerklichen Kénnen.
Diese Arbeiten dienen einerseits dazu,
ein spezielles Handwerk zu lernen und
andererseits, mit deren Verkauf Geld
zu verdienen.

Wieder andere, wie die YMCA
(http://www.ymca.org.uk) bieten um-
fassendere Resozialisierungshilfen an.
Dies kann unter anderem die Unterstit-
zung von Jugendlichen bei der Woh-
nungs- oder Arbeitssuche sein oder
wie sie zurlick in ein normales Leben
finden kénnen.

Ebenso wichtig ist die Arbeit mit
Straffalligen und deren Familien. Viele
Haftanstalten haben Besuchszentren
auBerhalb der Anstalten. Hier konnen
Familien, die oftmals eine lange Reise
hinter sich haben, ihr Gepack und an-
dere Dinge lassen und sie werden auf
denBesuchinnerhalb des Gefangnisses
vorbereitet. Manche Zentren bieten da-
riber hinaus auch andere Leistungen
an, z.B. arztliche Hilfen fur Familien oder
Informationen tber Ausbildungsmaog-
lichkeiten (innerhalb der Haft). Dies
fuhrt oftmals zu starken Beziehungen
mit den Familien, die wiederum den
Haftanstalten helfen, die Familienbezie-
hungen zu starken und zu sichern.

Eine etwas andere Position nimmt
das Independent Monitoring Board ein,
vorher bekannt als Board of Visitors
(http://www.imb.gov.uk). Auch hier
sind die Mitarbeiter Freiwillige. lhre
Aufgabe ist es, die Verwaltungen der
Haftanstalten zu Uberprifen und zu
unterstiitzen. Wahrend sie dieses zwar
freiwillig tun, werden sie jedoch vom
Innenministerium bestellt. In dieser
Hinsicht sind sie — anders als andere
Organisationen-dem Staat verpflichtet.
Wie Stadtrate oder Geschworene, die
vom Staat ebenfalls als Ehrenamtliche
bestellt werden, sind sie Teil der langen
britischenTradition, durch kommunale
Mitglieder ganz allgemein das Straf-
rechtssystem zu unterstiitzen.

Wer bezahlt?

Generell erhalten Freiwilligen Organisa-
tionen ihr Geld auf verschiedenen We-
gen. Die dlteste Tradition war, dass alle
Fonds aus 6ffentlichen Zuwendungen
kommen.Inzwischen kommen tiber die
Halfte der Zuwendungen vom Staatund
derRestaus dffentlichen Zuwendungen
(Spenden, ESF u.a.). Diesresultiert direkt
aus der New Labour Philosophie, 6f-
fentliche Dienste mit nicht-staatlichen
Organisationen zusammenzubringen.

Strafgefangene sind in der Regel
nicht der Personenkreis, dem die Offent-
lichkeit besondere Sympathien entge-
genbringt, von dahergibtes hier keinen
substantiellen Anteil an individuellen
Spenden.Dennoch arbeiten viele Wohl-
tatigkeitsvereine mit Strafgefangenen
und deren Familien. Eine weitere grof3e
Quelle fiir Zuwendungenist die,Big Lot-
tery’ (http://www.biglotteryfund.org.
uk/) Dieses Geld wird von der wochent-
lichen nationalen Lotterie gesammelt
und fiir die finanzielle Férderung von
guten Projekten eingesetzt.

Was sind die Themen-
schwerpunkte?

Es gab immer wieder die bekannten
Probleme, die Uberall existieren, wenn
externe Organisationen in den JVAen
arbeiten: Vertrauen, Verstandnis fir
den Sicherheitsproblematik, Konflikt
der Kulturen und so weiter. Einige die-
ser Themen werden von Professor Paul
Senior behandelt: ,Enhancing the role
of Voluntary and Community Sector:
A Case Study of Yorkshire and Hum-
berside” (www.clinks.org/publications.
aspx ). Aber es wurde immer als etwas
Positives betrachtet. Es befahigt kom-
munale Einrichtungen die Arbeit des
Justizvollzuges zu unterstiitzen,indem
sie in die ortlichen Strukturen einge-
bunden wird. Eine Untersuchung des
Centre for Crime and Justice Studies
bestatigt, dass allein aus Glaubens-
gemeinschaften 7000 Freiwillige die
Strafgefangenen und deren Familien
unterstitzen.

Eine lange Tradition haben auch
jene Freiwilligenorganisationen, die mit
der Bewahrungshilfe zusammenarbei-
ten. Die Wurzeln der Bewahrungshilfe,
was die freiwillige Bewahrungshilfe und
deren Erscheinen bei Gericht angeht,
reichen zurlick bis Ende des 19. Jahr-
hunderts. Dies wurde 2001 abgeschafft
und bedeutete, dass die Investitionenin
dieehrenamtliche Arbeit Glber mehrere
Jahre zuriickgingen. Dieser Ansatz wur-
de 2006 aber wieder aufgegriffen und
die Freiwilligen-Arbeit wieder verstarkt
aufgebaut.

Gegenwartig ist die Situation durch
einige neue und dramatische Verande-
rungen ein wenig komplexer geworden,
die sich sicherlich noch ausweiten und
die Rolle von kommunalen Organisati-
onen dndern werden. Grund hierfir ist
derWunsch der Regierung (und die New
Labour Philosophie), das Leistungsan-
gebotdes offentlichen Dienstes zu mo-
dernisieren und dies wird gegenwartig
im,House of Lords’ diskutiert.

Ein Schlusselbegriff dieser Philoso-
phie ist die Offnung des Marktes fiir
neue Anbieter, so dass Dienste, die bis
dato vom Staat angeboten wurden,
jetzt auch durch den privaten oder den
freiwilligen Sektor angeboten werden
kénnen. Dies ist bereits in der Bildung
und der Gesundheitsvorsorge erfolgt
und wird nun auch fur Haftanstalten
und Bewahrungshilfe in weitaus grof3e-
rem Umfang geplant. In einer kiirzlich
veroffentlichten Erklarung,PublicValue
Partnership” hat die Regierung verlangt,
dass Dienste in einer GréoBenordnung
von 9 Milliarden Pfund aus staatlichen
MaBnahmen in den freiwilligen Sektor
Ubertragen werden kdnnten.

Logische Schlussfolgerung ist, dass
in Zukunft Organisationen aus dem
nicht-staatlichen Sektor auch Justiz-
vollzugsanstalten und die Bewdhrungs-
hilfe betreiben kdnnen. Dies ist fir die
Freiwilligen Organisationen eine funda-
mentale Verlagerung der Zwecke ihrer
Dienstleistungen von bisher als zusatz-
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lich angedachten MaBBnahmen hin zu
nun staatlichen Aufgaben. Es bedeutet
auch, dass diese Organisationen eine
starkere Rolleim Hinblick auf die Einhal-
tung und Vollstreckung tGbernehmen
missen (z.B. es muss nun Gber Straffal-
lige berichtet werden, die ihre Bewah-
rungsauflagen nichterfiillen). Dies wird
vermutlich auch die bislang vertrauens-
volle und eher auf helfende Aspekte
gerichtete Beziehung zwischen Klient
und Organisation verandern. Vor allem
kann dies die Aufgabe der Organisation
verandern, dergestalt, dass wichtiger
wird, was die Vollstreckungsleitung will
als das, was der Klient benétigt.

Diese Erfahrung mussten auch an-
dere Dienste machen. Ein Uberblick
der Charities Commission ( http://www.
charity-commission.gov.uk/) zeigt, dass
andere Organisationen, die staatliche
Aufgaben Gbernommen haben, auch
grof3e Probleme insbesondere beziig-
lich der Kostentiibernahme hatten, die
davonausgingen, dass der Staatalle Ko-
sten Ubernimmt.Dazu kommt, dass viele
Vertrdge nur mit einer eher geringen
Laufzeit (1-3 Jahre) geschlossen werden
und dieser Umstand Planungen schwie-
rig macht, gerade wenn Organisationen
ihre Aufgabengebiete verdndern. Das
Positive allerdings ist, dass es die Chan-
ce fir neue Wege eroffnet ebenso wie
flir neue Organisationsformen. Es kann
z.B. zur Errichtung von spezifisch fir
die Wiedereingliederung von straffal-
ligen Frauen zustandige Zentren oder
zu neuen Vernetzungen von Projekten
der Unterstiitzung kommen, die beson-
dersrickfallgefahrdete Straftater durch
Freiwillige betreuen lassen.

Es ist ein kompliziertes Feld, auf
dem wir immerhin die Moglichkeit zu
Neuerungen im Umgang mit Straffal-
ligen haben - aber es muss mit einer
Warnung versehen werden, dass diese
Neuerungen eben moglicherweise die
alte und vertraute Beziehung zwischen
Freiwilligen Organisationen und den
Menschen, die am Rande der Gesell-
schaft leben, verdndern werden.

Insofern sind wir an einem mog-
lichen Wendepunkt in der Geschichte
der Freiwilligenarbeit (Ehrenamtliche
Arbeit, Dritter Sektor) gekommen, an
dem sich diese grundsatzlich andern
konnte. Einige dieser Veranderungen
bediirfen entsprechender rechtlicher
Grundlagen, insbesondere jene in Be-
zug auf die Bewahrungshilfe und hierzu
gibt es einen neuen Gesetzesentwurf
im Parlament — aber viele kdnnen auch
ohnerechtlicheVeranderungen erreicht
werden. Klar ist nur, dass die allgemei-
ne Richtung in eine deutlich starkere
und aktivere Rolle der Freiwilligen-Or-
ganisationen geht, die eine Reihe an
Dienstleistungen fur Straffallige in und
auferhalb der Haftanstalten anbieten.

Clive Martin

Leiter von Clinks

Clinks ist eine Dachorganisation, die die Arbeit von freiwilligen
und kommunalen Organisationen, die die Dienste fiir Strafféllige
und deren Familien anbieten, unterstiitzt..

www.clinks.de
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Naikan — neue Wege
im Justizvollzug

Uberraschenden Einsichten von
Straftatern

Claudia Miiller-Ebeling

und 100 Teilnehmer aus 11 Bun-

deslandern und ein Staatsanwalt
im Ruhestand aus Japan folgten der
Einladung zum Erfahrungsaustausch
Uber Naikan im Justizvollzug Mitte
Marz in der Evangelischen Akademie
in Loccum.

Seit 2001 wird Naikan in 10 Haft-
anstalten in drei Bundeslandern ange-
boten. In der JVA Braunschweig wurde
sogar ein Anstalten tbergreifendes Nai-
kanzentrum mit sechs Platzen einge-
richtet, wo die Teilnehmer sieben Tage
von 06.00 bis 21.00 Uhr Naikan tben
und auf sdmtliche Ablenkungen von
auBen verzichten. Uber 300 Gefangene
nahmen bislang an diesen Schweige-
seminaren teil. Selbst hartgesottene
Straftater werden sich hierbei ihrer Ta-
ten bewusst und konfrontieren sich mit
den Auswirkungen auf ihre Opfer.
Tragt diese Methode tatsachlich zur
erfolgreichen Resozialisierung bei? Die
Aussagen der Straftater, die an einwo-
chigen Naikan-Seminaren teilnahmen,
sind jedenfalls vielversprechend:

»Es mag sein, dass ich mir vor Naikan
haltimmer die falschen Fragen gestellt
habe” stellt ein Entlassener fest und
restimiert noch drei Jahre nach seiner
Naikanerfahrung: Viele Lebenssituati-
onen, mitdenenich heute, nach meiner
Haft,in Berlihrung komme, lassen mich
nach Naikan gelassenreagieren.Naikan
hat mich nicht zu einem anderen Men-
schen gemacht, sondern viele positive
Seiten von mir ans Tageslicht gebracht,
die vorher verborgen, verschiittet oder
einfach nicht da waren. Nicht viele wird
die Haft so positiv gepragt haben wie
mich.”

sIch glaube kaum, dass ein Psychologe
erfolgreicher gewesen ware” meint ein
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zu lebenslanger Freiheitsstrafe verur-
teilter Strafgefangener.,, Der hatte mir
vielleicht den einen oder anderen Tipp
geben kénnen im Umgang mit meiner
Tat, im Umgang mit den Situationen,
aber so habe ich es mir selbst erar-
beitet durch Naikan, und das ist viel
bewusster und auch viel ehrlicher, und
dadurch verandert man sich einfach,
von seinem ganzen Denken, von seinem
ganzen Reden und von seinem ganzen
Handeln her. Ich bin viel aufmerksamer
geworden, sehrvielaufmerksamer und
sensibel fur bestimmte menschliche
Situationen, nicht nur in meiner Welt,
sondern auch in der um mich herum
existierenden Welt, auch wenn sie nicht
grof3 ist.

Das ist Naikan

Naikan heif3t auf Deutsch ,Innen-
schau” und fordert die Erkenntnis der
Selbstverantwortung. ,Durch Naikan
kommt man in Einklang mit sich selbst.
Wenn man nicht die richtige Frequenz
einstellt, fangt es an zu fiepen, wie bei
einem Radio. Nur mit der richtigen
Frequenz kann man den Sender sto-
rungsfrei empfangen” definierte der
aus Japan angereiste Staatsanwalt im
Ruhestand, Herr Fumihiko Hatano, inter-
national verstandlich und erfrischend
plastisch.

Zur Vorgeschichte von
Naikan im Strafvollzug

Die ebenso schlichte wie langfristig ef-
fektive Methode wurde in denflinfziger
Jahren des vergangenen Jahrhunderts
von dem japanischen Geschaftsmann
Ishin Yoshimoto entwickelt, der sie er-
folgreich im japanischen Strafvollzug
etablierte. Begleitende wissenschaft-
liche Studien, die der Strafrechtler Prof.
Akira Ishii von der Aoyama-Gakuin-Uni-
versitat Tokio in den achtziger Jahren
zurVerfugung stellte, erwiesen, dass die
Rickfallquote der entlassenen Strafta-
ter, die wahrend ihrer Haftzeit Naikan
Ubten, gegeniiber anderen um 23,6
Prozent sank (siehe Zeitschrift fiir Straf-
vollzug und Straffalligenhilfe, Heft 1

Februar 1988; Dieter Bindzus/ Akira Ishii
Strafvollzug in Japan - Resozialisierung
durch Strafvollzug,S. 3 - 14).

Gerald Steinke erlebte in einer Nai-

kan-Woche 1986 die heilsame Wirkung
von Naikan und wurde zum deutschen
Botschafter dieser japanischen Metho-
de. Seit 1995 unterhdlt er mit seiner
Frau in Tarmstedt bei Bremen die in
Deutschland einzige gemeinnitzige
Naikan-Einrichtung.
Dort kdnnen Menschen ihr bisheriges
Leben in Zeitabschnitten Revue pas-
sieren lassen und sich in einer sieben-
tagigen Schweigeklausur den drei
Naikanfragen stellen: Was hat mir ein
bestimmter Mensch Gutes getan? Was
habe ich diesem Menschen Gutes ge-
tan? Welche Schwierigkeiten habe ich
dieser Person bereitet?’ Dieser Prozess
der Innenschau bewirkt eine Veran-
derung der eigenen Perspektive. Man
erkenntdie Tragweite der Selbstverant-
wortung und wie sehr man tatsachlich
seines eigenen Gliickes Schmied ist.

Die Konzentration auf diese drei Fra-
gen und das Fehlen der vierten Frage
Welche Schwierigkeiten haben andere
mir bereitet?, die unseren inneren Mo-
nolog in der Regel beherrscht, fihren
dazu,dass mansich als Handelnderund
nicht als Opfer wahrnimmt.

Gerade im Strafvollzug ist dieser
Perspektivwechsel notwendig und
produktiv.

,Im Justizvollzug sehen sich viele Haft-
linge vornehmlich als Opfer und geben
anderen die Schuld an ihrem Schick-
sal” gab die Initiatorin der Loccumer
Tagung, Frau Dr. Monica Steinhilper,
einleitend zu bedenken und stellte sinn-
volle Resozialisierungsansatze in einen
entwicklungspsychologischen Kontext.
Der Kern des Verhaltensrepertoires fe-
stige sich, so Steinhilper, in den ersten
Lebensjahren.

Die Methode der Innenschau ist eine
aufErfahrungbasierende Methode, die
Bilder selbstaus friihkindlichen Lebens-
abschnitten in Erinnerung bringt. An-
gesichts der siebentagigen Schweige-

klausur kann man sogar von einer sehr
intensiven, tief einwirkenden Erfahrung
sprechen, die zu nachhaltigen Veran-
derungen in Einstellung und Verhalten
fuhren kann. Aufgrund der bisherigen
positiven Bewertungen — sowohl von
Seiten der Haftlinge als auch der sie
begleitenden Justizvollzugsbeamten
— sieht die Ministerialdirigentin des
Niedersachsischen Justizministeriums
hoffnungsvolle Ansatze fir die sozi-
ale Integration entlassener Straftater.
Um Hoffnungen in Fakten zu wandeln,
ist eine begleitende wissenschaftliche
Studie zum Einsatzvon Naikanim deut-
schen Strafvollzug notwendig.

Naikan im Justizvollzug -
Bundesweite Tagung in
Loccum

Drei Aspekte standen im Zentrum der
zweitdgigen Tagung: Einblicke in eine
unbekannte Methode; Austausch tber
die bisherigen praktischen Erfahrungen
mit Naikan; Vorstellung eines wissen-
schaftlichen Evaluationskonzeptes zum
Einsatz von Naikan im Strafvollzug.

16ReferentinnenundReferentenbe-
leuchteten die bisherigen Erfahrungen
mit Naikan aus ihrem jeweiligen beruf-
lichen Umfeld im Strafvollzug. Dabei
ging esum Praxiserfahrungen aus Sicht
von Therapeuten, Anstaltsleitern und
-seelsorgern, Pddagogen und Angeho-
rigen des allgemeinenVollzugsdienstes.
Sie alle betonten, dass Naikan nicht in
Konkurrenzzu den bisherigen Angebo-
tenstehe, diese aber sinnvollund nach-
haltig erganzten. Viele standen dem
neuen methodischen Ansatz zunachst
skeptisch gegeniiber, stellten jedoch
schlieBlich einen positiven Einfluss auf
dasKlimainden Haftanstalten und den
sozialen Umgang (sowohl unter den
Haftlingen als auch zwischen diesen
und den Bediensteten) fest.

Uber 50 Teilnehmer nutzten die
Chance, sich mitderihnenbislang unbe-
kannten Methode vertraut zu machen
und nahmen an einem dreistiindigen
LSchnupperkurs”unter der Leitung von
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Gerald Steinke und begleitet von erfah-
renen Kolleginnen und Kollegen teil.

Die Sozialwissenschaftlerin Nicole
Ansorge wertete bislang 131 Perso-
nalbogen von Haftlingen zwischen 14
und70Jahrenaus.Mitnaikanerfahrenen
Therapeuten, Seelsorgen, Padagogen
und Mitarbeitern des Justizvollzugs
diskutierte sie ihr wissenschaftliches
Konzept zur Evaluation nachhaltiger
Einsichten und Verhaltensanderungen
durch Naikan.

Erfahrungen und
Perspektiven

Nur wer sich selbst einer Naikanwoche
unterzogen hat kann den intensiven
Prozess der Haftlinge verstehen und
unterstlitzen. Daher ist ein Naikanpro-
zess fir alle an der MaBnahme Beteili-
gten obligatorisch. Bislang stellten sich
Uber 50 Bedienstete im Naikanzentrum
in Tarmstedt dieser Herausforderung.
Die Einblicke in die eigene Vergangen-
heit fordert nicht nur die Sensibilisie-
rung gegentber eigenen verdrangten
Schattenseiten, sondernauch eine neue
Form von Partnerschaft zwischen bei-
den meist unvereinbaren Seiten, den
Haftlingen und den Justizvollzugsbe-
diensteten.

,Seit AVD-Leute bei der Naikanwo-
che dabei sind, akzeptieren die Haft-
linge diese neue Methode besser und
auch die Kollegen reagieren positiver”
restimierten die Hauptsekretare der JA
Hameln, Susanne Peters und Ulrich Vic-
toria.,Sie sind beeindruckt davon, dass
wirihnen wirklich rund um die Uhr die-
nen, wahrend sie sich mit ihrer Vergan-
genheit konfrontieren. Wir waren sehr
erstaunt, dass wahrenddessen keine
Freistunden eingefordert wurden.”

Beider Einflihrung einer neuen Me-
thode zur Resozialisierung von Strafta-
ternist die Unterstiitzung aller wichtig.
Auch hierbei sind eigene positive Erfah-
rungen hilfreich. ,Als Leiterin der JVA
Uelzen bin ich auf die Mithilfe meiner
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an-

gewiesen. Man kann nichts forcieren”
betonte die Psychologiedirektorin Sa-
bine Hamann.

Dr. Claudia Miiller-Ebeling

Kunsthistorikerin und Ethnologin

Lebt als freischaffende Wissenschaftlerin,
Referentin und Autorin in Hamburg

www.claudia-mueller-ebeling.de, www.naikan.de
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5 Fragen an
Justizsenator
Dr. Till Steffen,
Hamburg

Als Oppositionsabgeordnetervon Biind-
nis 90/Die Griinen haben Sie in der Biir-
gerschaftimmer wieder die Vollzugspo-
litik Ihrer beiden CDU-Vorgdinger massiv
kritisiert. Was werden Sie nunmebhr in
der Koalition mit der CDU éindern? Wel-
che Prioritdten wollen Sie setzen?

Die Koalitionsverhandlungen mit der
CDU sind zu diesem Bereich sehr kon-
struktiv verlaufen.

Wir haben uns darauf verstandigt, dass
das Strafvollzugsgesetz gedandert wird.
Im Hinblick auf ein Untersuchungshaft-
gesetz schlieft sich Hamburg der 9er-
Gruppe unter den Bundeslandern an
und beteiligt sich aktiv an der Erarbei-
tung eines entsprechenden Entwurfs.

Bei der praktischen Ausgestaltung des
Strafvollzugs wollen wir die Vermei-
dung von Riickfallenin Straffalligkeit bei
gleichzeitigem Schutzder Bevolkerung
vor Straftaterinnen und Straftatern in
den Mittelpunkt stellen. Es soll zu einer
starkeren Betonung der Wiedereinglie-
derung kommen. Dazu bedarf es einer
Entlassungsvor- und -nachbereitung,
welche auf die Kontinuitét in der Be-
treuung und die Vermittlung von Ar-
beit und Wohnung besonderen Wert
legt. Die Wiedereingliederung dient
nicht nur der Taterin oder dem Tater,
sondern ist flir mich vor allem aktiver
Opferschutz.

Wir wollen auch zu weiteren Verbes-
serungen beim Opferschutz kommen.
Opfervon Straftaten diirfen nicht allein
gelassen werden und mussen direkte
Hilfe erfahren.
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Es soll eine konzeptionell und organi-
satorisch selbststandige, raumlich ge-
trennte sozialtherapeutische Anstalt
geben, die organisatorische Synergien
nutzt.

Weitere Punkte aus dem Koalitionsver-
trag sind: Wie kdnnen die Einschluss-
zeiten im Strafvollzug so gestaltet
werden kdnnen, dass die Angebote fiir
Strafféllige (z.B. Drogenhilfe) wahrge-
nommen werden kdnnen? Wie kdnnen
wir die Ressourcen bei Leerstanden in
den Justizvollzugsanstalten in Bezug
auf das Personal und die Gebaude ef-
fektiver nutzen und konzeptionell auf-
greifen? Mit welchen MaBnahmen ist
auf die Reform der Fihrungsaufsicht
Zu reagieren?

Gibt es ein Konzept einer ,griinen Voll-
zugspolitik”?

Fir die Griinen geht es um einen Straf-
vollzug nach Gesetz undVernunft.Ober-
stes Ziel muss die Resozialisierung der
Gefangenen sein. Daher ist es wichtig,
dass mit den Gefangenen gearbeitet
wird, im Jugendstrafvollzug der Erzie-
hungsgedanke im Mittelpunkt bleibt.
Das bedeutetauch konkret, dass Entlas-
sungsvor- und nachbereitung verbes-
sert werden, dass Jugendstrafvollzug
und Jugendhilfe verbindlicher zusam-
menarbeiten. Gerade im Jugendstraf-
vollzug bedeutet dies auch klare Kom-
munikations- und Besuchsregelungen
zu haben, und zu sehen, inwieweit an-
dere Konfliktregelungsmechanismen
vor DisziplinarmaBnahmen gefunden
werden kénnen.

Mir scheint dabei, dass unsere griine
Strafvollzugspolitik sich relativ nah an
den Fachleuten befindet, und es auch
manchmal das griine Merkmal ist, die
Fachlichkeit gegeniiber Symbolen fir
eine breite Offentlichkeit in den Vor-
dergrund zu stellen.

Welche wichtigsten Anderungen haben
Sie im neuen Hamburger Jugendstraf-
vollzugsgesetzvor ? Wird es eigene,,grii-
ne” Markenzeichen geben?

Die Regelungen firr Jugend- und Er-
wachsenenvollzug werden in zwei Ge-
setze getrennt. Grundlage ist jeweils
dasHamburger Strafvollzugsgesetz. Die
materielle Ausgestaltung richtet sich
grundsatzlich nach den Regelungenim
schleswig-holsteinischen Jugendstraf-
vollzugsgesetz. Insoweit greifen wir hier
in Hamburg die bundesweite fachliche
Debatte auf, schauen aberim Detail, was
fir den Hamburger Strafvollzug passt.

Welche Konsequenzen ziehen Sie aus
den vorhandenen Uberkapazitéiten an
Haftpldtzen ?

Wir haben in Hamburg offensichtlich
dauerhafte Uberkapazitaten. Wir wol-
len daher einen Teil abbauen. Wir prii-
fen etwa die Moglichkeit den offenen
Strafvollzug in die JVA Billwerder zu
verlagern und mit der SchlieBung der
JVA Glasmoor dauerhaft Kapazitaten
abzubauen.

Wichtig ist fiir mich, dass die Priifung
nicht von fiskalischen Aspekten be-
herrschtwird, sondernin ein fachliches
Gesamtkonzept verniinftig eingebun-
den wird. Die gewiinschte Einzelun-
terbringung im offenen Vollzug ist in
Glasmoor auf Dauer nicht moglich.
Auch gibt es Anzeichen, dass es eine
geringe Akzeptanz der Saalbelegung
bei Gefangenen gibt, die eigentlich fur
den offenen Vollzug geeignet waren.
Die grundsatzliche Einzelunterbrin-
gung konnten wir dann durch eine
Verlagerung in die JVA Billwerder fla-
chendeckend im Hamburger Strafvoll-
zug umsetzen.

Der 1. Bauabschnitt der JVA Billwerder
ist nach urspriinglicher Planung, Ge-
staltung und Ausstattung ohnehin fiir
den offenenVollzug konzipiert worden.
Auch sprichtvielesfiir einen Verzicht auf
einen Standort auBerhalb Hamburgs,
im Hinblick auf die dort vorhandene

schlechtere Erreichbarkeit und er-
schwerten Freigangsmaoglichkeiten.

Inder Koalitionsvereinbarung wird eine
Schwerpunktsetzung bei der ,Entlas-
sungsvor- und nachbereitung” , bei
der ,Wiedereingliederung” und bei der
~durchgehenden Betreuung” gefordert.
Welche konkreten Mal3Snahmen planen
Sie?

Derartige MalBnahmen bedeuten eine
moglichst breite Gesamtkonzeption.
Daher gilt es mit allen Beteiligten, den
Praktikernin denVollzugsanstalten, den
Tragern der Straffdlligenhilfe und Dro-
gen- und Suchtberatung und der Sozi-
albehorde entsprechende Gesprache
zu fihren und das Konzept zu entwi-
ckeln. Es ware daher verfriiht, bereits
jetzt einzelne konkrete MalBnahmen
ZU nennen.
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OLG Thiiringen

§§ 56 Abs. 2,
82 Abs. 2 Satz 1, 102 Abs. 1,
115 Abs. 3 StVollzG

(Zulassigkeit einer Urinprobe)

Ein berechtigtes Interesse an der Fest-
stellung der Rechtswidrigkeit einer
DisziplinarmaBBnahme ist in der Regel
schon wegen etwaiger nachteiliger Fol-
gen fir kiinftige Vollzugs- oder Entlas-
sungsentscheidungen zu bejahen.

Die Anordnung der Abgabe einer Urin-
probe ist zuldssig, wenn die Justizvoll-
zugsanstalt damitdie sich aus § 56 Abs.
2 StVollzG ergebende Pflicht des Ge-
fangenen, die notwendigen MaB3nah-
men zum Gesundheitsschutz und zur
Hygiene zu unterstitzen, konkretisiert.
Sie setzt ferner einen auf Tatsachen be-
ruhenden Verdacht des Rauschmittel-
missbrauchs durch den betroffenen Ge-
fangenen voraus. Eine Urinprobe stellt
keinen so schwerwiegenden Eingriffin
die Rechte des Gefangenen dar, dass
ein hoher Grad der Wahrscheinlichkeit
des Drogenkonsums, namentlich ein
,dringender Tatverdacht, wie ihn die
Anordnung von Untersuchungshaft
erfordert, bestehen musste. Eine auf
§ 56 Abs. 2 StVollzG gestiitzte Pflicht
zur Abgabe einer Urinprobe scheitert
nicht am Grundsatz der Freiheit vor
Selbstbelastung, der in Art. 1 Abs. 1
und Art. 2 Abs. 1 GG verfassungsrecht-
lich verankert ist. Auch der disziplinar-
rechtlichen Ahndung der Verletzung
der Mitwirkungspflicht aus § 56 Abs. 2
StVollzG steht dieser Grundsatz nicht
entgegen.

Ob der Gefangene im Falle des po-
sitiven Befundes einer auf der Grund-
lage des § 56 Abs. 2 StVollzG erlangten
Urinprobe wegen des Grundsatzes der
Selbstbelastungsfreiheit vor disziplinar-
rechtlichen oder strafrechtlichen Kon-
sequenzen geschitzt ist, bedarf hier
keiner Entscheidung.

(Beschluss des Thiiringer Oberlandesge-
richts vom 10. Mai 2007, 1 Ws 68/07)

Rechtsprechung

Griinde:

Der Antragsteller verbiiBt Freiheits-
strafen wegen Korperverletzung mit
Todesfolge und gefahrlicher Kérperver-
letzung zurzeit in der Justizvollzugsan-
stalt G. Voraussichtliches Strafzeitende
ist der 26.02.2009. Bis zum 01.03.2006
befand sich der Antragsteller in der
Justizvollzugsanstalt T.

Im vorliegenden Verfahren begehrt
der Antragsteller die Feststellung der
Rechtswidrigkeit von Disziplinar- und
Sicherungsmafinahmen wegen Verwei-
gerung der Abgabe einer Urinprobe zur
Feststellung von Drogenkonsum.

Die Strafvollstreckungskammer hat
folgenden Sachverhalt festgestellt:,Am
19.12.2005 wurden im Hafthaus K der
JVAT. 76,5 Gramm Cannabis sicherge-
stellt. Am selben Tag wurde auch in
einem Wandschrank des Freizeitraums
128im Hafthaus| eine kleine Plastiktite
gefunden, deren Inhalt ebenfalls den
Verdacht auf Drogen nahe legte. Erst
spater stellte sich heraus, dass es sich bei
dem InhaltumTabakreste handelte. Am
20.12.2005 wurde bei dem Gefangenen
Jens Hermel im Hafthaus | eine Menge
von 5 Gramm Cannabisprodukten si-
chergestellt.”

Am 20.12.2005 ordnete daraufhin
der Antragsgegner Urinkontrollen
gegen vier Gefangene im Hafthaus |
an, u. a. gegen den Antragsteller. Am
21.12.2005 sowie am 29.12.2005 wurde
eine Urinkontrolle gegen weitere sieben
Gefangene angeordnet.

Der Antragsteller verweigerte die
Abgabe einer Urinprobe. Er duBerte, er
sei lediglich damit einverstanden, dass
ein sogenannter Drogenschweil3test
durchgefiihrt werde. Auf Grund der Wei-
gerung des Antragstellers, sich einer
Urinkontrolle zu unterziehen, wurde
durch den Antragsgegner ein Diszipli-
narverfahren eingeleitet. Im Ergebnis
dessen wurden die getrennte Unter-
bringung wahrend der Freizeit fiir die
Dauer von vier Wochen gemal3 § 102
Abs. 1i.V.m.§ 103 Abs. 1 Nr. 5 StVollzG
sowie die Beschrankung derVerfiigung

Uber das Hausgeld und den Einkauf auf
15,00€ monatlich fir die Dauer von vier
Wochengema3§ 102 Abs.1i.V.m.§103
Abs. 1 Nr. 2 StVollzG angeordnet.

Des Weiteren wurden Vollzugs-
maBnahmen getroffen, die die sich
aus der Verweigerung der Urinkontrol-
le resultierende konkrete Gefahr des
Einbringens von Drogen bzw. deren
Handel und Verbreitung innerhalb des
Vollzuges durch den Antragsteller un-
terbinden sollten. Im Einzelnen wurde
angeordnet
a) der Ausschluss vom Paketempfang
gemal § 33 Abs. 3 StVollzG,

b) die optische und akustische Kontrolle
von Besuchen gemal3 § 27 Abs. 1 StVoll-
zGim RahmenvonTrennscheibenbesu-
chen mit Ausnahme von Besuchen des
Verteidigers, Behorden, Suchtberatung
und Bewahrungshelfern,

c) die Reduzierung der Besuchszeit auf
die Mindestdauer von 1 Stunde/Monat
gemaB § 24 Abs. 1 StVollzG,

d) die korperliche Durchsuchung nach
jedem Besuchskontakt gemaR § 84 Abs.
2 StVollzG sowie

e) die Ablosung einer im Bereich der
Kiiche zugewiesenen Arbeit.

Bei der Haftraumkontrolle am
22.12.2005 wurden in dem Haftraum
des Antragstellers verbotene Gegen-
stande sichergestellt, die geeignet wa-
ren, die Sicherheit und Ordnung der
Vollzugsanstalt erheblich zu gefahrden
und diezudem auf eine erhdhte Flucht-
gefahr des Antragstellers schlieBen lie-
Ben. Bei den Gegenstanden handelte
es sich um 2 Gummibander (ca. 3 cm
breit und 3 mm stark) mit Metallhaken,
eine beschadigte Anstaltsmitze mit
ausgeschnittenen Augenteilen, Bilder
mit verfassungswidrigen Abbildungen,
blanko Besitzkarten, selbstgebrannte
und mithin verbotene CD’s, eine Weih-
nachtskugel gefiillt mit Diinger sowie
pornographische Bilder."

Der Antragsteller hat beantragt, die
Rechtswidrigkeit der angeordneten
MalBnahmen gem. § 115 Abs. 3 StVoll-
zGfestzustellen. Der Antragsgegner hat
beantragt, den Antrag auf gerichtliche
Entscheidungals unbegriindet zurtick-
zuweisen.
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Mit Beschluss vom 04.01.2007 wies
die Strafvollstreckungskammer des
Landgerichts Erfurt den Antrag auf
gerichtliche Entscheidung als unbe-
grundet zurtick. Der Beschluss wurde
dem Verfahrensbevollmachtigten des
Antragstellersam 09.01.2007 zugestellt.
Am 09.02.2007 hat der Antragsteller
durch seinen Verfahrensbevollmach-
tigten Rechtsbeschwerde eingelegt
und diese sogleich mit der Rige der
Verletzung formellen und materiellen
Rechts begriindet.

1. Dieform-und fristgerecht eingelegte
Rechtsbeschwerde ist gem. § 116 Abs.
1 StVollzG statthaft, weil es geboteniist,
die Nachpriifung des angefochtenen
Beschlusses zur Fortbildung des Rechts
zu ermdglichen. Die Rechtsprechung
der Oberlandesgerichte zur Rechtma-
Rigkeit von Urinkontrollen beiVerdacht
auf Drogenkonsum im Strafvollzug ist
bisher nichtderarteinheitlich und gefe-
stigt, dass eine ausdriickliche Stellung-
nahme des fur den Freistaat Thiringen
zustandigen Thiringer Oberlandesge-
richts hierzu entbehrlich erscheint (vgl.
KG StraFo 2006, 345).

2.Die Rechtsbeschwerdeist unbegriin-
det.

Die Strafvollstreckungskammer hatden
Antrag des Gefangenen auf Feststel-
lung der RechtmaBigkeit der als Fol-
ge der Verweigerung der Urinprobe
angeordneten DisziplinarmaBnahmen
und Sicherungsmalinahmen zu Recht
zurlickgewiesen.

a) Entgegen der Auffassung des Thi-
ringer Justizministeriums besteht ein
Feststellungsinteresse des Antragstel-
lers trotz seiner Verlegung in eine an-
dere Justizvollzugsanstalt und der zwi-
schenzeitlichen Aufhebung samtlicher
SicherungsmafBnahmen in Bezug auf
die verhangten DisziplinarmaBnahmen
fort. Ein berechtigtes Interesse an der
Feststellung der Rechtswidrigkeit einer
DisziplinarmaBnahme ist in der Regel

Rechtsprechung

und soauch hier schon wegen etwaiger
nachteiliger Folgen fir kiinftige Voll-
zugs- oder Entlassungsentscheidungen
zu bejahen (siehe etwa OLG Hamburg,
Beschluss vom 02.03.2004, 3 Vollz. (Ws)
128/03, Juris; vgl. auch Calliess/Miller-
Dietz, StVollzG, 10. Aufl., § 115, Rn. 13).

b) Die Strafvollstreckungskammer hat
zutreffend angenommen, dass die in
Rede stehenden Disziplinarmal3nah-
men gegen den Antragsteller zu Recht
getroffen wurden.

Rechtliche Grundlage fiir die Diszi-
plinarmalRnahmenist§ 102 Abs. 1i.V.m.
§§ 82 Abs. 2 Satz 1, 56 Abs. 2 StVollzG.
Der Antragsteller hat sich schuldhaft
der am 20.12.2006 an ihn ergangenen
Anordnung zur Abgabe einer Urin-
probe widersetzt. Dieser Anordnung
hatte er Folge zu leisten, denn sie war
rechtens. Mit ihr konkretisierte die Ju-
stizvollzugsanstalt die sich aus § 56
Abs. 2 StVollzG ergebende Pflicht des
Gefangenen, die notwendigen Mal3-
nahmen zum Gesundheitsschutz und
zur Hygiene zu unterstiitzen (vgl. OLG
Rostock, Beschluss vom 2.5.2005,, VAs
1/04, Juris, insoweit in StV 2004, 611
nicht abgedruckt; KG a.a.O. S. 345).

aa) Die Anordnung einer Urinprobe
bezweckte zumindestauch die Gesund-
heitsflirsorge in Bezug auf den Antrag-
steller und andere Gefangene. Dass der
Antragsgegner daneben weitere Zwe-
cke verfolgt haben mag, insbesondere
die Wiederherstellung der Sicherheit
und Ordnungin der Anstalt, ist unschad-
lich (siehe OLG Dresden NStZ 2005, 588,
589; OLG Zweibrilicken, Beschuss vom
30.03.1994, 1 Ws 44/94, Juris; KG, a.a.O.
S. 345; OLG Koblenz NStZ 1989, 550,
551).

bb) Die Strafvollstreckungskammer
hat auch erkannt, dass die Anordnung
einer Urinprobe zur Feststellung von
Drogenkonsum einen auf Tatsachen
beruhenden Verdacht des Rauschmit-
telmissbrauchs durch den betroffenen
Gefangenen voraussetzt (siehe etwa
OLGRostock, a.a.0.;OLG Dresden, a.a.O.
S.589; KG a.a.0. S. 345).

Der notwendige Grad desVerdachts
ist abhangig von der Intensitat des mit
der Mal3nahme der Gesundheitsfir-
sorge verbundenen Eingriffs und der
Bedeutung der MaBnahme fiir die Ge-
sundheit des betroffenen Gefangenen
und anderer Gefangener. So braucht
dieWahrscheinlichkeit der Feststellung
einer Erkrankung beim jeweiligen Ge-
fangenen bei der Anordnung etwa
von Reihenuntersuchungen des vor-
beugenden Gesundheitsschutzes (z. B.
Réntgen-Reihenuntersuchungen) nur
gering zu sein. Auch eine Urinprobe
stellt keinen so schwerwiegenden Ein-
griff in die Rechte des Gefangenen dar,
dassein hoher Grad derWahrscheinlich-
keit des Drogenkonsums, namentlich
ein,dringenderTatverdacht, wieihn die
Anordnung von Untersuchungshafter-
fordert, bestehen musste.Die Strafvoll-
streckungskammer hat das Vorliegen
eines konkreten Verdachts des Drogen-
konsums durch den Antragsteller wie
folgt begriindet:

.Der Verdacht auf Drogenkonsum
war objektiv begriindet. Auf Grund des
Fundes von Cannabis bzw. Cannabis-
produktenam 19.12.2005 im Hafthaus K
und am 20.12.2005 im Hafthaus | sowie
aufgrund des Umstandes, dass der An-
tragsteller Zugang zu dem Freizeitraum
128 hatte, in welchem am 19.12.2005
ebenfalls eine verdachtige Substanzin
einer Tlte gefunden worden war, durf-
te der Anstaltsleiter eine Urinkontrolle
auch gegen den Antragsteller anord-
nen. Denn bei einer Beurteilung nach
dem damaligen Wissensstand, auf den
es allein ankommt, lag die Moglichkeit
nahe, dass auch der Antragsteller, der
Zugang zu dem Freizeitraum hatte und
in demselben Hafthaus untergebracht
war, wie der Mitgefangene J. H., Kontakt
mit Drogen hatte

Diese Tatsachenfeststellung reicht
gerade noch aus, um die darauf ge-
stiitzte Annahme eines hinreichend
konkreten Verdachts des Drogenkon-
sums gegen den Antragsteller zu recht-
fertigen.

cc) Mildere aber gleich zuverlassige
Mittel zur kurzfristigen Feststellung
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eines Drogenkonsums standen er-
sichtlich nicht zur Verfligung. Der vom
Antragsteller bevorzugte Schweif3test
erscheint kaum minder belastend als
ein Urintest, ist aber weniger zuver-
lassig.

dd) Anhaltspunkte dafiir, dass die Ab-
gabe der Urinprobe hier unter men-
schenunwiirdigen oder das Personlich-
keitsrecht verletzenden Umstanden
erfolgen sollte, sind dem angefoch-
tenen Beschluss nicht zu entnehmen
(vgl. KG, a.a.0. S. 345).

ee) Eine auf § 56 Abs. 2 StVollzG ge-
stutzte Pflicht zur Abgabe einer Urinpro-
be scheitert auch nicht am Grundsatz
der Freiheit vor Selbstbelastung, derin
Art. 1 Abs. 1 und Art. 2 Abs. 1 GG verfas-
sungsrechtlich verankert ist. Auch der
disziplinarrechtlichen Ahndung derVer-
letzung der Mitwirkungspflichtaus § 56
Abs. 2 StVollzG steht dieser Grundsatz
nicht entgegen (so auch OLG Koblenz,
NStZ 1989, 550, 551/552; OLG Rostock
a.a.0,; KG a.a.0.S. 346).

Zutreffend weist Gericke (Zur Unzu-
lassigkeit von Disziplinarmalnahmen
nach positiven Urinproben, StV 2003,
305, 307) darauf hin, dass die Mitwir-
kungspflichten in den Vorschriften des
besonderen Verwaltungsrechts, zu de-
nen auch § 56 Abs. 2 StVollzG gehort,
anders als strafrechtliche Normen, die
den eigentlichen Anwendungsbereich
des Grundsatzes der Selbstbelastungs-
freiheit darstellen, nicht auf Sanktionie-
rung zielen, sondern der Verwaltung
allein dazu dienen, sich fur die ihr ob-
liegenden offentlichen Aufgaben die
notwendigen Tatsachenkenntnisse zu
verschaffen. Entfiele diese Pflicht im
Hinblick auf eine potentielle straf- oder
disziplinarrechtliche Sanktion, hatte es
derBetroffenein der Hand, berechtigte
staatliche Uberwachungsinteressen ge-
rade dort zu unterlaufen, wo diesen ein
besonderes Gewicht zukommt (ebenso
schon SK-Rogall, StPO, Vor § 133 Rn.
146).

Ob der Gefangene im Falle des po-
sitiven Befundes einer auf der Grund-
lage des § 56 Abs. 2 StVollzG erlangten
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Urinprobe wegen des Grundsatzes der
Selbstbelastungsfreiheit vor disziplinar-
rechtlichen oder strafrechtlichen Kon-
sequenzen geschitztist (dafiir Gericke,
a.a.0.,5307;0LG Dresden, a.a.0.,5.590),
bedarf hier keiner Entscheidung.

ff) In Bezug auf die Rechtsfolgenent-
scheidung des Antragsgegners hatte
die Strafvollstreckungskammer die
DisziplinarmaBnahmen lediglich unter
dem Gesichtspunkt der Ermessensiiber-
schreitung oder des Ermessensfehlge-
brauchs zu tGberpriifen (siehe § 115 Abs.
5StVollzG; siehe auch KG, Beschluss vom
26.1.2006, 5 Ws 16/06, Juris, insoweit in
StraFo 2006, 345 f nicht abgedruckt). In-
soweit hat die Strafvollstreckungskam-
mer Artund Dauerderdisziplinarischen
Anordnungen zu Rechtunbeanstandet
gelassen.

3. Einer Vorlage der Sache an den Bun-
desgerichtshof gem. § 121 Abs. 2i.V.m.
Abs. 1 Nr. 3 StVollzG bedurfte es nicht,
da der Senat in den tragenden Griin-
den des Beschlusses nicht von der Ent-
scheidung eines anderen Oberlandes-
gerichts oder von einer Entscheidung
des Bundesgerichtshofs abweicht. Dies
gilt insbesondere im Hinblick auf den
Beschluss des 1. Strafsenats des Saar-
landischen Oberlandesgerichts vom
05.02.1992 (1 Ws 10/92, ZfStrVO 1994,
121f.),den das Oberlandesgericht Dres-
den (NStZ 2005, 588, 589) fiir die Unzu-
lassigkeit von DisziplinarmalBnahmen
wegen Verweigerung einer Urinprobe
anfihrt. Die Entscheidung des Saarlan-
dischen Oberlandesgerichts betrifft ei-
nen Untersuchungsgefangenen, keinen
Strafgefangenen.

§§ 43 Abs. 3 und 5 StVollzG
(Verstandlichkeit des
Beschéaftigungsnachweises)

Der Gefangene hat Anspruch auf schrift-
liche Bekanntgabe seines Arbeitsent-

gelts). Die Beschaftigungs-und Arbeits-
entgeltnachweise miissen verstandlich
und nachvollziehbar sein

(Beschluss des OLG Frankfurt vom 10.9.
2007 -3 Ws 1138-11421/06 (StVollz))

Griinde

Der Antragsteller verb(iBt eine Freiheits-
strafe in der JVA Butzbach (Antragsgeg-
nerin). Dortist er seitdem 1. Marz 2002
in der Anstaltskiiche beschaftigt und
in Lohnstufe 5 eingruppiert, was der-
zeit einem Tagesgrundlohn von 13,23
€ entspricht. Soweit die Arbeitszeit des
Antragstellers auf dasWochenendefiel,
erhielt er hierfiir bis einschlieBlich Juli
2006 eine Mehrarbeitszulage von 25 %.
Fir den Monat August 2006 erstellte
die JVA die Lohnabrechnung mit einem
neuen Computerprogramm (,,Basis-
Web"). Die Berechnung erfolgt anhand
der geleisteten Arbeitsminuten (10452)
und dem auf die Vergiitungsstufe be-
zogenen Minutensatz (3,291 ct), der
sich aus dem Tagesgrundlohn und der
Tagesarbeitszeit (402 Minuten) ergibt.
Zudem sind dort verschiedene Zulagen,
unter anderem die Mehrarbeitszulage
mit nunmehr 10 % gesondert ausge-
wiesen, wobei der zulagenfahige Zeit-
raum ebenfalls in Minuten abgegeben
ist. Dieser betrug im Abrechnungsmo-
nat 2412 Minuten. AuBerdem gibt der
Lohnabrechnungsschein an, wie sich
die Gesamtnettobezlige auf Hausgeld,
Eigengeld und Uberbriickungsgeld
verteilen.

Danach hatdie Antragsgegnerin die
von ihr auf 449,98 € berechneten Ge-
samtnettobeziige in H6he von 193,48
€ auf das Hausgeld und in Hohe von
256,50 € auf das bereits vorher voll an-
gesparte Uberbriickungsgeld verbucht.
SchlieBlich enthélt der Lohnschein An-
gaben zu den Kontostanden von Haus-
geld, Eigengeld, Uberbriickungsgeld
und Sparguthaben.

Soweit die Mehrarbeitszulage nur
nochin Hohevon 10 % gewahrt wurde,
verweist die Antragsgegnerin dazu auf
die Vorschrift des § 3 Abs. 4 der Hes-
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sischen Richtlinien zur Strafvollzugsver-
glutungsordnung (Runderlass des MdJ
vom 27.9.2002 - JMBI. 2002 S. 561), die
eine Staffelung zwischen 5 % und 25 %
vorsieht. Eine Umsetzung dieser Staffe-
lung war mit dem bisher zur Erstellung
der Abrechnung eingesetzten Compu-
terprogramm nicht moglich.

Der Antragsteller hat die man-
gelnde  Nachvollziehbarkeit  der
Abrechnung beanstandet. Zudem
beansprucht er weiterhin eine Mehr-
arbeitszulage in Hohe von 25 %.

Auf den Antrag des Beschwerde-
fuhrers auf gerichtliche Entscheidung
nach & 109 StVollzG hat das Landge-
richt die Antragsgegnerin verpflichtet,
den Gefangenen unter Beachtung der
Auffassung des Gerichts neu zu beschei-
den.Dagegenwendetsich die Antrags-
gegnerin mit der Rechtsbeschwerde,
die auf die Verletzung formellen und
materiellen Rechts gestuitzt ist.

Die Rechtsbeschwerde ist zuldssig. Die
Nachpriifung der Entscheidung ist zur
Fortbildung des Rechts geboten (§ 116
Abs. 1 StVollzG).

1. Der Gefangene hat Anspruch auf
schriftliche Bekanntgabe seines Ar-
beitsentgelts(§ 43 Abs. 5 StVollzG). Die
Beschaftigungs- und Arbeitsentgelt-
nachweise mussen verstandlich und
nachvollziehbar sein (vgl. Daubler/Spa-
niol in: Feest, StVollzG 5. Aufl. § 43 Rn.
13). Diesen Anforderungen gentigt der
von der JVA ausgestellte Lohnschein
nicht.

a. Allerdings widerspricht die Berech-
nung des Arbeitsentgelts anhand
der geleisteten Arbeitsminuten ent-
gegen der Ansicht des Landgerichts
nicht der gesetzlichen Regelung (§
43 Abs. 2 Satz 3 StVollzG). Insoweit
hat die Rechtsbeschwerde Erfolg.

Grundlage der Berechnung der
Antragsgegnerin sind hier der Tages-

grundlohn, der 13,23 € betragt, und die
taglichen Sollarbeitsminuten (402). Bei
kirzerer Arbeitszeit hat ein Gefangener
lediglich Anspruch auf ein anteilig ge-
kirztes Arbeitsentgelt. Die Praxis der
JVA, den Tagessatz durch die Sollar-
beitsminuten zu teilen und den Gefan-
genen entsprechend der tatsachlich
geleisteten Arbeitszeit zu verglten, ist
nichtzu beanstanden. Diese Art der Be-
rechnung entspricht den Verhaltnissen
des Arbeitsalltags in Freiheit (vgl. OLG
Dresden NStZ 2000, 465). Dies giltauch
fiir die Berechnung der Zulagen.

b. Im Ubrigen ist der Lohnschein in
mehrfacher Hinsicht rechnerisch nicht
nachvollziehbar und teilweise auch
falsch, insoweit bleibt der Rechtsbe-
schwerde der Erfolg versagt und ist der
Strafgefangene hinsichtlich der Vergii-
tung fuir den Monat August 2006 durch
die JVA neu zu bescheiden.

Soweit dem Strafgefangenen die
geleistete Mehrarbeit bislang mit ei-
ner Zulage von 25 % verguitet worden
ist, hat die Strafvollstreckungskam-
mer zu Recht darauf hingewiesen,
dass diese Zulage nicht ohne wei-
teres auf 10 % gekiirzt werden durfte.
Bei der Gewadhrung einer Mehrar-
beitszulage handelt es sich um einen
beglinstigenden Verwaltungsakt mit
Dauerwirkung (vgl. Arloth/Llickemann,
StVollzG § 43 Rn. 16-17). Insoweit liegt
die Sache anders, als bei der einzelfall-
bezogenen Leistungszulage, die jeweils
nach neuer Leistungsbewertung festge-
setzt wird (vgl. dazu: KG ZfStrVo 1982,
315; NStZ 2002, 336; HansOLG Ham-
burg, Beschlussvom 11.Februar2002-3
Vollz (Ws) 6/02 - zit. nach juris).

Die Mehrarbeitszulage durfte daher
nurunterdenVoraussetzungenvon § 48
VwVfG gekiirzt werden. Die Gewahrung
der nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 StVollzVergO
hochstmoglichen Zulage von 25 % war
hier rechtswidrig, weil ermessensfehler-
haft.Nach § 2 Abs. 1 StVollzVergO, kann”
die Zulage bis zu 25 % des Grundlohnes
betragen. Von dem ihr sonach einge-
rdumten Ermessen hatdie JVAindessen
keinen Gebrauch gemacht (vgl. dazu
Kopp/Ramsauer, VwVfG 9. Aufl. § 40 Rn.

59), weil das von ihr verwendete Com-
puterprogramm die in der Richtlinie
vorgesehene Staffelung nicht umzuset-
zen vermochte. Zudem hat sich die JVA
dadurch nicht an die aufgrund des Er-
lasses eingetretene Selbstbindung ge-
halten (vgl. Kopp/RamsaueraaORn. 26).
Nach alledem wird die JVA bei der Neu-
bescheidung des Strafgefangenen hin-
sichtlich der Mehrarbeitszulage § 48
VwV{G zu priifen und beachten haben.

2. Hinsichtlich der Verbuchung der Be-
zlige istdie Abrechnung insoweit nicht
nachvollziehbar, als dies die Angaben
zum Uberbriickungsgeld betrifft. Zwi-
schenden Parteienist aul3er Streit, dass
der Antragsteller das Uberbriickungs-
geld bereits voll angespart hat. Dies
ist aus den Angaben zum Kontostand
jedoch nicht ersichtlich. Im Gegenteil
weist der Lohnschein dazu einen Konto-
stand von,0” und ein,Uberbriickungs-
geld-Soll” von 2.208,-- € aus. Damit
entsteht der Eindruck, als sei das auf
2.208,-- € festgesetzte Uberbriickungs-
geld noch in voller Hohe einzuzahlen.
Zudem erschlief8t sich nicht, weshalb
256,50 € der Gesamtnettobeziige auf
das Uberbriickungsgeld verbucht wur-
den (,davon Uberbriickungsgeld”),
obwohl dieses unstreitig bereits voll
angespart war. Soweit die Antragsgeg-
nerin in ihrer Stellungnahme vom 24.
Oktober 2006 darauf hingewiesen hat,
das tiberschiissige Uberbriickungsgeld
sei tatsachlich dem Eigengeld zuge-
bucht worden, bleibt unverstandlich,
weshalb dies aus dem Lohnschein, der
hierfiir sogar eine Rubrik vorsieht (,da-
von Eigengeld”) nicht hervorgeht. Der
auf das Eigengeld verbuchte Anteil der
Gesamtnettobezlige ist dort vielmehr
- unverstandlich angesichts der Aus-
fuhrungen der Antragsgegnerin - mit
,0” angegeben.

Die Antragsgegnerin wird dafir zu
sorgen haben, dass der Lohnschein
selbst die tatsachliche Verbuchung der
Nettobeziige und auch die Kontostande
zutreffend wiedergibt.
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Biicher

C.H.Beck

Strafvollzugsgesetz
Bund, Bayern, Hamburg,
Niedersachsen

Kommentar, 2. Aufl. 2008
Frank Arloth

(Verlag C.H. Beck, Miinchen

1215 Seiten, in Leinen, EUR 68,00)

Dieser Kommentarist bereitsin seiner 2.
Auflage zu einem Klassiker geworden.
Er erldutert das Strafvollzugsgesetz in
besonders pragnanter Form, indem er
sich konsequent an den Beddrfnissen
der Praxis orientiert — nicht nur fiir Ju-
risten wie Staatsanwalte, Strafrichter,
Strafverteidiger verstandlich sondern
auchfiralleinternen und externen Mit-
arbeiter desVollzuges, fiir Bewahrungs-
helfer oder auch fiir Kriminalbeamte.

Die Kommentierung (und damit der
Kommentator) zeichnet sich durch klare
und uUbersichtliche Strukturierung und
gutnachvollziehbare und verstandliche
Begriindungen aus. Sie besticht durch
eine vollstandige Berlicksichtigung
der hochstrichterlichen Rechtspre-
chung und der in den einschldgigen
Datenbanken veroffentlichten Entschei-
dungen auf dem aktuellen Stand Friih-
jahr 2008. Neben der Einarbeitung der

neuesten Rechtsprechungund Literatur
sind alle Novellierungen des StVollzG
bericksichtigt.

Die Férderalismusreform hat natir-

lich erhebliche Auswirkungen auf die
gesamte Fachliteratur und die Kom-
mentierung: in den Landern Bayern,
Hamburg und Niedersachsen sind am
1. Januar 2008 eigene Gesetze in Kraft
getreten, die sowohl den Erwachsenen-
als auch den Jugendvollzug regeln (in
Niedersachsen zusatzlich den Untersu-
chungshaftvollzug ).
In Hamburg sollen jedoch die Rege-
lungen fur den Erwachsenenvollzug
und fiir den Jugend-Vollzug wieder ge-
trenntwerden.Inallenanderen Landern
sind die gesetzgeberischen Planungen
fur den Erwachsenenvollzug noch un-
sicher, hier gilt das Bundes-StVollzG
weiter.

Arloth kommentiert sowohl die neuen
Landesgesetze Bayern, Hamburg, Nie-
dersachsen wie das BundesStVollzG. Er
war selbst als Experte maf3geblich an
den Fachdiskussionen in den Landta-
gen beteiligt - dies wird in seiner Kom-
mentierung durch seine lberragende
Detailkenntnis immer wieder deutlich.
Es wird aber auch deutlich, dass er ein
Anhinger der Ubertragung der Zustan-
digkeitvom Bund aufdie Landeristund
war - so betont er ausdricklich, dass
sich die Befiirchtungen, wonach der
Strafvollzug nunmehr in 16 Landern
grundlegend unterschiedlich geregelt
werde, sich nicht bestatigt haben. Ande-
re Experten sehen dies durchaus anders
- die aktuelle Entwicklung in Hamburg
zeigt dies exemplarisch.

Auch einVergleich mit dem die Zustan-
digkeitsverlagerung weitaus kritischer
bewertenden Kommentar von Diemer,
Schoreit und Sonnen (vgl. Forum Straf-
vollzug, 3/2008, S. 140) macht dies deut-
lich—aber (so Arloth),Diesistaberauch
gut so. Denn nur die Auseinanderset-
zung mitden regelmaBig auf den Punkt
gebrachten Argumenten fordert die
Diskussion um die Weiterentwicklung
des (Jugend-) Strafvollzugs”.

Arloth war langjahriger Mitarbeiter
im Bayerischen Justizministerium und
hat die dortige Vollzugspolitik und -
praxis entscheidend mitgepragt. Er ist
nunmehr Prasident des Landgerichts
Augsburg und Honorarprofessor an
der Universitat Augsburg. Diese lang-
jahrige vollzugspraktische, -politische
und -fachwissenschaftliche Betatigung
kennzeichnetdasWerkin nahezujedem
Absatz. Es ist nicht nur unverzichtbar
fur alle in diesem Bereich gestaltend
Tatigen — es bringt die Argumente auf
den Punktundfordert so die Diskussion
um die permanente Verbesserung der
Quialitat des Vollzuges.

Prof. Dr. Bernd Maelicke
Leuphana Universitdt Liineburg
berndmaelicke@aol.com

Fachkongress

Straffalligenhilfe 2008
Straffalligenhilfe als
Armenpflege?

26.-27. November 2008

Ort: Bonn
Gustav-Stresemann-Institut

Veranstalter:
Bundesarbeitsgemeinschaft fir
Straffélligenhilfe e.V.

Anmeldung unter:
Tel.:0228-66 85115
bag-s@bag-straffaelligenhilfe.de
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Rechtsanspruch auf Beteiligung an den Uberschiissen

Zusétzlich wird nach einem Jahr bei Félligkeit ohne Rechtsanspruch ein
Gewinnzuschlag gewahrt.

AuBerdem:
Grundsatzlich kein arztliches Zeugnis

Das Vertrauen unserer Mitglieder - stellen auch Sie uns auf die Probe -

Wir wiirden uns freuen, Sie als Mitglied unserer berufsstandischen
Gemeinschaft begriiBen zu durfen.

Weitere Auskiinfte erteilt Innen unsere Geschéftsstelle in Kéln:

Anschrift: Drosselweg 44, 50735 Kdln
Tel. 0221 - 71 44 77 oder 71 47 23
Fax: 0221-7126163
E-Mail: info@justiz-versicherungskasse.de
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Der mobile
Arbeitsplatz

Ideal auch fir
Jobsharing,
Konferenzen,
Besprechungen
oder als Stehpult.
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. nicht sitZ

- Jassen Sie !
wir lass

Fordern Sie die
CD mit unserem
Produktkatalog
an!

Vollzugliches
Arbeitswesen

der JVA Stuttgart
Schreinerei

Tel: 0711-8020-2464

schreinerei@jvastuttgart.justiz.bwl.de
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Das Ministerium der Justiz

des Landes Brandenburg sucht é

zum ndchstmaglichen Zeitpunkt LAND
BRANDENBURG

eine stellvertretende Leiterin/
einen stellvertretenden Leiter
fiir die Justizvollzugsanstalt
Cottbus-Dissenchen.

Die Justizvollzugsanstalt Cottbus-Dissenchen ist im April 2002 in
Betrieb genommen worden. Die Anstalt verfiigt iiber insgesamt
600 Haftpldtze, davon 48 im offenen Vollzug. Vollstreckt werden
Untersuchungshaft und Freiheitsstrafen an mannlichen Jugend-
lichen, Heranwachsenden und Erwachsenen.

In der Anstalt sind insgesamt 280 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter beschaftigt.

Der Dienstposten ist bis zu der Besoldungsgruppe A 15
bewertet.

In Betracht kommen Bewerberinnen oder Bewerber mit der
Befahigung zum Richteramt.

Der/die stellvertretende/n Anstaltsleiter/in ist zugleich Vollzugs-
leiter/in und als solche/r insbesondere mit Aufgaben der allge-
meinen Vollzugsorganisation und -konzeption in und der Aufsicht
iiber mehrere Vollzugsabteilungen und -bereiche beauftragt.

Erwartet werden neben guten Kenntnissen inshesondere im
Straf-, Strafprozess- und Strafvollzugsrecht Grundkenntnisse im
Haushalts- und im Recht des 6ffentlichen Dienstes, hohe Einsatz-
bereitschaft und die Fahigkeit zu konzeptionellem Planen und
Handeln, Organisations- und Innovationstalent, Motivationsfa-
higkeit und soziales Engagement.

Wiinschenswert sind ferner Berufspraxis im Justizvollzug sowie
Erfahrungen in der Justizverwaltung, in der Mitarbeiterfiihrung
und in Leitungsfunktionen.

Bewerbungen von Frauen sind ausdriicklich erwiinscht.

Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung bevorzugt
beriicksichtigt.

Bewerbungen sind bis 29. August 2008 schriftlich zu richten an
das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, Referat lll. 1,
Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam.

Die Bewerbungsunterlagen werden nur zuriickgesandt, wenn ein
ausreichend frankierter Riickumschlag beigefiigt ist.




Das Arbeitsmittel fiir
die tagliche Praxis

Handlich und komprimiert bie-

tet dieser Standardkommentar

m grofBtmogliche Zuverlassig-
keit in allen Fragen des Straf-
prozessrechts

m die vollstindige Erfassung
aller einschlagigen veroffent-
lichten Entscheidungen und
zusitzlich auch der nicht-
veroffentlichten BGH-
Entscheidungen

= einen umfassenden Uber-
blick liber die wesentliche
Literatur.

Die 51. Auflage

Die Neuauflage hat in Gesetz-

gebung, Rechtsprechung und

Literatur den Stand 1. April

2008 und verarbeitet u.a.

m das heftig umstrittene Gesetz
zur Neuregelung der Tele-
kommunikationsiiber-
wachung und anderer
verdeckter Ermittlungs-
maBnahmen sowie zur
Umsetzung der Richtlinie
2006/24 EG vom 21.12.2007,
das nicht weniger als 32
Vorschriften dnderte: u.a. mit
neuem § 160 a zur Zuldssig-
keit bzw. Unzuléssigkeit von
ErmittlungsmaBnahmen gegen
zeugnisverweigerungsberech-
tigte Personen; in § 101 nun
mit einheitlichen Kennzeich-
nungs- und Benachrichti-
gungspflichten und Neu-
regelung der gerichtlichen
Uberpriifung der MaB-
nahmen; in § 162 mit neuer
Zustindigkeitsregelung

m das Gesetz zur Sicherung
der Unterbringung in einem
psychiatrischen Kranken-
haus und in einer Ent-
ziehungsanstalt vom 16.7.2007
mit Anderungen der §§ 126a,
246a, 358 und 463

5tPO

51, Auflage

Meyer-Gobner %

Lutz Meyer-Gogner

Strafprozess-
ordnung

Mit GG und Nebengesetzen

51. Auflage

Der StPO-Standardkommentar

jetzt wieder neu

Zu den Autoren

Prof. Dr. Lutz Meyer-GoBner ist Vors. Richter
am Bundesgerichtshof a.D. und Honorarpro-
fessor an der Universitdt Marburg. Zur Mitarbeit

an der Neuauflage konnte Jirgen Cierniak,
Richter am Bundesgerichtshof, gewonnen
werden.

»))

CHBECK

Fax-Coupon

_ Expl. 978-3-406-57661-4
Meyer-Gofner, Strafprozessordnung
51. Auflage. 2008. XLIV, 2192 Seiten.
In Leinen € 74,~

Name

StraBe

PLZ/Ort

Datum/Unterschrift 152699
Bei schriftlicher oder telefonischer Bestellung haben Sie das Recht, die Ware innerhalb
von 2 Wochen nach Lieferung ohne Begriindung an Thren Lieferanten (Buchhéndler,
beck-shop.de oder Verlag C.H.Beck, c/o Nordlinger Verlagsauslieferung, Augs-
burger Str. 67a, 86720 Nordli uril wobei die it
Absendung geniigt. Kosten und Gefahr der Riicksendung trigt der Lieferant.
Thr Verlag C.H.Beck oHG, Wilhelmstr. 9, 80801 Miinchen.

Bestellen Sie bei lhrem Buchhéndler oder bei:
beck-shop.de oder Verlag C.H.Beck - 80791 Miinchen
Fax: 089/38189-402 - www.beck.de

Preis inkl. MwSt. zzgl. Versandkosten € 3,05 in Deutschland bei Einzelbestellung beim Verlag.



	Inhalt
	Editorial
	Magazin
	Bundestag und Bundesrat verabschieden nachträgliche Sicherungsverwahrung nach Jugendstrafrecht
	SPD-Landtagsfraktion Brandenburg: Thesen für ein Landes-Resozialisierungsgesetz
	Masterstudiengang Kriminologie und Polizeiwissenschaft
	Kriminalitätsrückgang dank Heirat
	Alternativen zum Jugendstrafvollzug
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